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Die Bed
eutung des Umweltschutz-Auditing im Bereich der vertraglichen 

Gestaltung von Umwelthaftpflichtversicherungen
1. Problemstellung und Gang der Untersuchung
Am 1. Nov 1986 - nur wenige Monate nach Gründung des Bundesumweltministeriums - fand auf dem Betriebsgelände der Sandoz AG
 in Schweizerhalle/Basel-Muttenz nahe der schweizerisch-deutschen Grenze ein spektakuläres Unglück statt. Durch eine Explosion wurde eine Lagerhalle in Brand gesetzt, in der sich vor allem sehr giftige Insektizide befanden. Bei den anschließenden Löscharbeiten wurden zusammen mit dem Löschwasser unter anderem rund 30 Tonnen Agrarchemikalien in den vorbeifließenden Rhein gespült. Die Folge war, daß flußabwärts auf einer Länge von etwa 400 Kilometern gewaltige Umweltschäden eintraten. Fast der gesamte Bestand an Aalen (ca. 150.000) im baden-württembergischen Rheinabschnitt und eine ungezählte Menge anderer Fische und Kleinlebewesen wurde vernichtet.

Rückblickend gab dieser grenzübergreifende Vorfall den Startschuß für eine intensiv geführte rechtspolitische Diskussion über die Einführung einer schärferen Haftung von Industrieunternehmen für Umweltschäden. So gab es z.B. den Vorschlag, systematisch den Versicherungsschutz von Betreibern problematischer Lagerhallen zu überprüfen, da erfahrungsgemäß die Brandschutz-Experten der Versicherungsgesellschaften die Einhaltung brandschutztechnischer Sicherungsmaßnahmen rigider überwachen würden als die vielfach überlastete Gewerbeaufsicht.
 

Fünf Jahre später mündete diese Diskussion in der Verabschiedung eines zivilrechtlichen Nebengesetzes: dem Umwelthaftungsgesetz. Es existieren zur Zeit mehrere tausend Rechtsvorschriften zum Umweltschutz.
 Bisher hat der Gesetzgeber keine einheitliche rechtsgebietsübergreifende Definition des Begriffes ,Umwelt’ vorgegeben;
 er gebraucht in verschiedenen Vorschriften den Begriff ,Umwelt’  allein
 oder in Wortverbindungen
. Gemäß einhelliger Meinung in der Literatur findet sich erstmals eine Legaldefinition (wenn auch eine chemikalienrechtsspezifische Sonderregelung ohne allgemeinen Geltungsanspruch) des Umweltbegriffes in §1 Abs. 1 Nr. 15 der Verordnung über die Gefährlichkeitsmerkmale von Stoffen und Zubereitungen nach dem Chemikaliengesetz
 vom 18.12.1981.
 Umwelt bezieht sich demnach auf Wasser, Luft und Boden sowie die Beziehungen unter ihnen einerseits und zu allen Lebewesen andererseits.
 Aus der Verschärfung der gesetzlichen Vorgaben ergibt sich für Unternehmen stringent eine Wahrscheinlichkeit, mit diesen Gesetzen zu kollidieren. Demnach kann das Risiko
, die Umwelt zu schädigen, eine unbegrenzte Haftung auslösen, was betriebswirtschaftlich gesehen eine außerordentliche Relevanz aufweist.




Abb. 1: Wachstum der Haftpflichtrisiken, Leistungen für Versicherungfälle der Sparte „Allgemeine Haftpflichtversicherung“ (auf der Basis von Geschäftsjahresschäden). 

Quelle: Jahrbuch der deutschen Versicherungswirtschaft 1994, Hrsg. Gesamtverband der Deutschen Ver-

sicherungswirtschaft e.V. (GDV), Bonn 1994, S. 73.
Während sich die Zahl der gemeldeten Schäden bei der privaten Haftpflicht verringerte, wuchs die Zahl der Großschäden u.a. in der Umwelthaftpflicht deutlich.
 Das betriebswirtschaftliche Oberziel eines Unternehmens ist die langfristige Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit.
 Daraus ergibt sich eine zwingende Notwendigkeit, Umweltrisiken zu erkennen und zu mindern.
 Tabelle 1 zeigt, daß der Schutz der Umwelt für Unternehmen eine immer größere Rolle (wenn auch hier zunächst nur kostenbezogen) spielt. Der Gesamtbedarf allein an Umweltschutztechnologien wird bis zum Jahr 2000 auf ca. DM 600 Mrd geschätzt.

Ausgaben in Mio DM       1975    1980    1985    1986    1987    1988    1989    1990    1991    1992

INVESTITIONEN AL   2480    2660    5630    7300    7710    8030    7630    7230    6520    6240

davon für
Abfallbeseitigung     AL     170      220     330      420      610      530      710      820      900        --

Gewässerschutz       AL     900      910    1060    1150    1310    1580    1950    2000    1870        --

Lärmbekämpfung     AL     200      240     260       250      270     270      260      300       340       --  

Luftreinhaltung        AL    1210    1290    3970    5480    5530    5640    4710    4120    3430       --

laufende Ausgaben AL   3200    5160    7850    8010    8570    9370   10390  11190  12050    12750 

AL = alte Bundesländer
Tab. 1: Investitionen und laufende Ausgaben für den Umweltschutz für das produzierende Gewerbe

Quelle: Statistisches Bundesamt, 1994, veröffentlicht in Umweltdaten Deutschland 1995, Hrsg. Statistisches

Bundesamt und Umweltbundesamt, Berlin 1995, S. 6.
Der erste Teil der vorliegenden Diplomarbeit macht es sich zur Aufgabe, die umweltschutzbezogenen Risiken eines Unternehmens zu systematisieren und den in Deutschland geltenden Rechtsrahmen für Unternehmen mit umweltrelevanten Anlagen zu beschreiben. Ziel soll das Aufzeigen der unterschiedlichen Haftungsgrundlagen sein, denen ein Unternehmen ausgesetzt ist. Die Untersuchung möglicher Risikostrategien seitens der Unternehmen wird der Untersuchung von Umweltschutz-Audits vorangestellt und beendet den zweiten Teil. Das Umweltschutz-Auditing soll kurz historisch dargestellt und in seinen verschiedenen Ausprägungen dargestellt werden. Dabei wird ein Schwerpunkt auf die Untersuchung der EMAS-Verordnung und der DIN EN ISO 14001 gelegt. Die Untersuchung endet mit einem vergleichenden Überblick der beiden Systeme nebst Empfehlung, für welche Unternehmen die Systeme sinnvoll erscheinen. Im folgenden Hauptteil wird die Umwelthaftpflichtversicherung als solches zunächst dargestellt. Eine Übersicht über den am deutschen Versicherungsmarkt gebotenen Versicherungsschutz soll das transparente Produkt ,Versicherung’ erläutern. Im weiteren Verlauf wird die prozeßorientierte Vorgehensweise eines Versicherers bei der Vertragsanbahnung untersucht. Die Beurteilung eines durchgeführten Umweltschutz-Audits im Hinblick auf die Beeinflussungsmöglichkeiten von Haftungsrisiken wird im Mittelpunkt stehen. Darauf aufbauend wird geprüft, inwieweit sich vertragliche Gestaltungsspielräume im Rahmen einer eventuell abzuschließenden Umwelthaftpflichtversicherung aufgrund eines durchgeführten internen Umweltschutz-Audits, einer Zertifizierung nach DIN EN ISO 14001 oder einer Validierung gemäß der EMAS-Verordnung eröffnen. Beendet wird dieser Teil mit einer Darstellung des Vertragsschlusses. Abschließend erfolgt ein Resümee. 

2.  Ökologisches Unternehmensrisiko   
2.1. Definition und Abgrenzung des ökologischen Unternehmensrisikos       
Der Begriff ,Risiko’ ist allgemein definiert als die negativ belegte Aussage für eine zukünftige, mit größerer oder kleinerer Wahrscheinlichkeit eintretende, Schadenssituation.
 Es leitet sich aus dem altitalienischen Ausdruck ,risco’ ab, der ursprünglich ,Klippe’ oder ,Untiefe’ bedeutet. Das sich daraus ergebende qualitative (Höhe der Schäden) und quantitative (Anzahl der Schäden) Unsicherheitspotential ist aus Unternehmersicht ein entscheidender betriebswirtschaftlicher Parameter.
 Das mit dem Betrieb einer Anlage verbundene Risiko ist keine objektiv meßbare statistische Größe. Es existiert kein Kriterium, welches die Vollständigkeit erfaßter Risiken signalisiert.
 Herkömmlicherweise wird zwischen internen und externen ökologischen Risiken unterschieden.
 Ein interner Störfall (z.B. Sandoz-Brand) kann allerdings auch zu einem externen Risiko werden (möglicher Firmenboykott der Kunden). Ebenso lassen sich globale Risiken (Klimaveränderung) und individuelle Risiken (Brand einer Produktionshalle) unterscheiden.
 Neben den Risiken der Nichteinhaltung gesetzlicher Vorgaben existieren vertragliche Risiken (z.B. fragliche Vertragserfüllung der Lieferanten) genau so wie

gesellschaftliche Risiken (z.B. sich wandelnde Einstellung der Gesellschaft zu Umweltrisiken). Das Käuferverhalten ist von emotionalen Stimmungen abhängig. Zeitlich liegt diese Meinungsbildung deutlich vor einer eventuellen Gesetzgebung und sollte von einer vorausschauend handelnden Unternehmensführung auf keinen Fall vernachlässigt werden. Abbildung 2 stellt das gesamte Spannungsfeld, in dem sich ein Unternehmen befindet, heraus:
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Abb. 2: Spannungsfeld des Unternehmens
Wagner/Janzen fassen den Begriff ,Risiko’ weiter: Für sie besteht nicht nur die Möglichkeit einer negativen Abweichung, sondern vielmehr auch die Möglichkeit einer positiven Abweichung (Chance).
 Unter dem ökologischen Risiko i.e.S. wird jede Möglichkeit des Auftretens eines Umweltschadens verstanden,
 wobei ein Umweltschaden im zivilrechtlichen Sinne immer dann vorliegt, wenn Rechte eines Dritten durch eine Umwelteinwirkung
 verletzt werden. Das ökonomische Unternehmensrisiko liegt vor, wenn speziell durch die Unternehmenstätigkeit ein Schaden bewirkt wird, der in seiner Dimension den (öffentlich) tolerierten Standard (z.B. Emissionsgrenzwerte) zu übersteigen droht und somit mögliche, wirtschaftlich relevante Sanktionen gegen das Unternehmen (z.B. Verfügung von Ordnungsgeldern bis hin zu Stillegungsverfügungen) zur Folge hat.
 Beide zusammen erst stellen das ökologische Unternehmensrisiko dar, wie Abbildung 3 zeigt:


                                                Unternehmerisches Handeln 

                                                                                                                        Ökolog. Risiko

          Ökologisches                                  Emissionen                                       i.e.S.

          Unternehmens-                                                                   

          risiko                           Schäden in der ökologischen Umwelt

                                                                                                                        Ökonomisches

                                                                                                                        Risiko

                                                  Ökonomische Konsequenzen

                                                         für das Unternehmen 

Abb. 3:  Komponenten des ökologischen Unternehmensrisikos

Quelle: modifiziert nach Matten, Dirk, Das Management ökologischer Risiken als Konzeption einer nachhaltigen 

Unternehmensentwicklung, in: Studenteninitiative Wirtschaft & Umwelt e.V., Hrsg. Im Namen der Zukunft - politische Wege in die Nachhaltigkeit, Münster 1994, S. 195-243, hier S. 200, zitiert nach Wagner/Janzen, Umwelt-Auditing, S. 577.
Umweltrisiken (i.e.S.) bestehen aus folgenden sich überschneidenden Teilrisiken:

· Diffusionsrisiko: Ungewißheit über die räumliche Ausbreitung von Schadstoffen in 

                            Wasser, Boden und insbesondere der Luft

· Kausalitätsrisiko: die willkürliche Zuordnung von Umweltschäden zu einem Verursacher        

                                   im Rahmen der Ursachenvermutung des Umwelthaftungsgesetzes

· Inzidenzrisiko: sich ständig mehrende Kenntnisse über die Gefährlichkeit von Stoffen

· Akkumulationsrisiko: Schadstoffe akkumulieren sich langfristig und verursachen anfangs

                                       nicht vorhersehbare Schäden (Bsp.: DDT; mittlerweile in D verboten)

· Risiko d. Irreversibilität: Schäden werden erst bei Überschreiten eines Schwellenwertes

                                              sichtbar und sind nicht mehr reversibel (Bsp.: Ausrottung 

         einer Tierart)

· Enstehungsrisiko: keine Erkenntnisse über die Gefährlichkeit einer Substanz; es stellt sich

                                 erst im nachhinein eine umweltschädigende Wirkung heraus.

Als anschauliches Beispiel für die Identifikation von Umweltrisiken soll der Betrieb eines Hallenschwimmbades dienen. Zunächst wird der Produktionsablauf unter Umweltgesichtspunkten dargestellt, danach werden die branchentypischen Anlagen und letztlich die branchentypischen Umweltrisiken dargestellt:

„Das Beckenwasser wird im Kreislauf geführt und dabei aufbereitet. Hierfür sind mehrere große Filtrationsbehälter mit Kiesfüllung notwendig. Durch regelmäßige Rückspülungen der Filter werden die zurückgehaltenen Schutzstoffe ins Abwasser ausgetragen. Die Desinfektion des Badewassers erfolgt mit Chlorgas, flüssigen oder festen Chlorverbindungen auf gesetzlicher Grundlage (BSeuchG). Andere Behandlungsmittel sind in öffentlichen Bädern nur ergänzend zulässig und müssen teilweise wieder vollständig entfernt werden (z.B. Ozon durch Aktivkohlefilter vor Einleitung in das Beckenwasser). Die Badewasserbeheizung erfolgt über entsprechende Kesselanlagen mit Heizöl- oder Gasfeuerung und Wärmetauscher, teilweise Fernheizleitungen.

Anlagenbereiche: Badebecken, Wasseraufbereitung über Filtrationsbehälter, Chlorgas- und

                           Ozongeneratoren mit Aktivkohlefilter, Abluft- und Belüftungsanlagen,

                           Wärmetauscher, Heizungs- und Kesselanlagen.

WHG-Anlagen:   

· Heizöltank

· Lager für Chemikalien und Reinigungsmittel

· Chlorgaslager ggf. mit Dosierstation

· Dosierstation für flüssige Zusatzmittel

· Anlage zur Wasseraufbereitung

· Notstromgeneratoren / Batterieanlagen

· Transformatoren mit Isolierflüssigkeiten

UmweltHG-Anlagen:

· Anlage zum Lagern von Chlor in Behältern; Fassungsvermögen 10t oder mehr

sonstige deklarierungspflichtige Anlagen:

· Feuerungsanlage gem. 1.2. und 1.3. UmweltHG

Abwasseranlagen- und Einwirkungsrisiko
· Badewasser- / Filterrückspülwasserableitung mit Behandlungsanlagen“

Die Risikoidentifikation versetzt das Unternehmen (hier Hallenschwimmbad) in die Lage, im Vorfeld eines Schadens Vorsorge- und Sicherheitsmaßnahmen zu treffen und bei bereits eingetretenem Schaden einen Beweis des Nichtverschuldens zu führen, um möglicherweise eine Haftung abzuwenden. 

Allgemein liegen die signifikanten Risikopunkte eines Unternehmens in der Regel in den Bereichen Produktion, Lager und Entsorgung.
 Tabelle 2 versucht, einen Überblick über die auf betriebliche Funktionsbereiche bezogenen Umweltrisiken zu geben. Die sich anschließende selbsterstellte Tabelle 3 geht auf das bisher unberücksichtigte Risiko ,Mensch’ ein. Die Verfasserin schließt sich der Meinung vieler Versicherungsexperten an, daß der Mensch der größte Unsicherheitsfaktor
 im Unternehmen ist und stellt beispielhaft das Fehlverhalten dar, das sich negativ auf die Umwelt auswirken kann.

               Gefährdungs-

Unter-             bereich

nehmenssektor
Luft          
Wasser / Boden
Abfall
Lärm

Lager

· Rohstoffe

· Halbfertigwaren

· Fertigprodukte

· Betriebsstoffe
     -------

     -------

     ------- 

     -------
Tanks

Fässer

Kanister

Tanks, Fässer
Tankreinigung

Leergebinde

Leergebinde

 
    -------

    -------

    -------

    -------

Versorgung
· Energie

· Wasser

· Heizung
Emissionen

     ------

Kesselhaus
    -------

    -------

Öltank
    -------

    -------

    -------
    -------

    -------

    -------

Produktion
· Vorproduktion

· Herstellung

· Abpackung
     -------

     -------

     -------
     ------- 

Leitungen

     -------
    -------

Rückstände

    -------
Maschinen

Maschinen

Verpackung

Transport
· intern

· extern
     -------

     -------
Tankstelle

   --------
    -------

    -------
    -------

Abholer

Entsorgung
· Abwasser

· Kläranlagen
     -------

     -------
     --------

Funktion/Kapazität
    -------

    -------
    -------

    -------

 Tab. 2: Beispiele für die Erfassung von Umweltgefährdungen nach betrieblichen Bereichen

 Quelle: modifiziert nach Deutsche Bank, Umweltschutz, Fakten, Prognosen, Strategien, 2. Auflage, Frankfurt 

 am Main 1989, S. 44f.
Menschliches Fehlverhalten 
Gefährdung in bezug auf

Bereich
Luft
Wasser / Boden
Abfall
Lärm

Lager
· gefährliche / aggressive Stoffe nebeneinander

· Rauchen am Arbeitsplatz

· falsch aufgestellte Lagerbehälter
X

X

X 
X

------

X
X

------

------
------

------

------

Versorgung
· Reinigung mit zu starken Mitteln
------
X
X
------

Produktion

· zu langes Laufenlassen von Anlagen

· zu hohe Dosierungen / falsche Mischverhältnisse

· oberflächliche Wartung von Maschinen

· eigenmächtige Reparaturen
------

------

 X

 X
-----

X

X

X
------      

X

X 

X
X

------

X

------ 

Transport
· Gefahrgut wird nicht als solches deklariert
 X
X
-------
------

Entsorgung
· unbedachtes Restentleeren in die Umwelt
------
X
------
------

 Tab. 3: Beispiele für menschliches Fehlverhalten mit möglichen Umweltschäden
2.2.  Haftungsgrundlagen für Umweltschäden von Unternehmen   

Das deutsche Recht unterscheidet zwischen dem Privatrecht, dem Strafrecht und dem öffentlichen Recht.
 Entsprechend der Zugehörigkeit zu diesen herkömmlichen Rechtsbereichen lassen sich das Umweltprivatrecht, das Umweltstrafrecht (Ordnungsrecht) und das öffentliche Umweltrecht unterscheiden.
 Es handelt sich dabei um die „Kernbereiche des Umweltrechts“
, die wie folgt gegliedert werden können:

Rechtsgebiet
Zivilrecht
Strafrecht
Öffentliches Recht

Konfliktebene
Bürger-Bürger
Staat-Bürger
Bürger-Staat

Gegenstand
Verträge und 

Schadenersatz
Strafverfolgung
Eingriffe in Freiheitsrechte

Leistungen an Bürger

Planung öff. Infrastruktur

Umweltschutz
Umwelthaftungsrecht
Umweltstrafrecht
Umweltverwaltungsrecht

Leitgesetze
BGB

UmweltHG
StGB
BImSchG, WHG, ChemG,

AbfG
, BNatG, UVPG

Tab. 4: Institutionelle Gliederung des Umweltrechts

Quelle: modifiziert nach Handbuch Umweltcontrolling, Hrsg. Bundesumweltministerium und Umweltbundesamt, München 1995, S. 37.
Zum öffentlichen Umweltrecht zählen zusätzlich:

- Fluglärmgesetz   - Benzinbleigesetz   - DDT-Gesetz  - Tierschutzgesetz  - Bundeswaldgesetz 

- Energiesicherungsgesetz  - Arzneimittelgesetz  - Futtermittelgesetz   - Pflanzenschutzgesetz

- Gesetz über die Beförderung gefährlicher Güter  - Lebensmittel- und BedarfsgegenständeG

- Waschmittelgesetz   - Reinigungsmittelgesetz  - Energieeinsparungsgesetz  - Atomgesetz

- Sprengstoffgesetz    - Abwasserabgabengesetz  - Düngemittelgesetz  - Umweltstatistikgesetz

- Umweltbundesamt-Errichtungsgesetz   - Tierkörperbeseitigungsgesetz.
 

Die Gliederung des Umweltrechts kann keine absolute Abgrenzung gegenüber anderen Rechtsgebieten bedeuten. Überschneidungen des Umweltrechts zu seinen Nachbargebieten ergeben sich gegenüber dem Technikrecht, Arbeitssicherheitsrecht, Raumordnungsrecht, Baurecht, Energierecht, Bergrecht, Verkehrsrecht, Landwirtschafts- und Forstrecht, Jagd- und Fischereirecht, Tierschutzrecht sowie dem Gesundheitsrecht einschließlich dem Arznei- und Lebensmittelrecht.

Aus der großen Anzahl von Gesetzen im Rahmen des öffentlichen Umweltrechts ergibt sich, daß eine Auswahl der näher zu erläuternden Vorschriften getroffen werden muß. Aufgrund der Bedeutung für Umwelthaftpflichtversicherungen wird das BImSchG und das WHG im folgenden näher untersucht. Andere Gesetze wie z.B. das Atom- oder das Gentechnik-Gesetz sind speziell auf einen Anlagentyp (Kernanlage bzw. gentechnische Anlagen) ausgerichtet. Sie in die Untersuchung aufzunehmen, würde den Rahmen dieser Arbeit sprengen.
 

2.3. Zivilrecht
2.3.1. BGB
Die Grundlagen der Haftung für Umweltschäden liegen zum einen in den zivilrechtlichen Deliktstatbeständen (§823, §831, §839 BGB) und zum anderen im Nachbarrecht (§906 Abs. 2, §1004 BGB).

„Wer vorsätzlich oder grob fahrlässig das Leben, den Körper, die Gesundheit, die Freiheit, das Eigentum oder ein sonstiges Recht eines anderen verletzt, ist dem anderen zum Ersatze des daraus entstehenden Schadens verpflichtet“ (§823 Abs. 1 BGB). „Verursacht ein Privatmann oder ein Unternehmen also Gefahren für die Umwelt, so sind alle verfügbaren und zumutbaren Vorsorgemaßnahmen zu treffen, damit sich diese Gefahren nicht realisieren (sog. Verursacherprinzip).“
 Im Umweltrecht hat das Verursacherprinzip vor allem als Kostenzurechnungsprinzip Bedeutung und besagt als solches, daß grundsätzlich derjenige für die Kosten der Verminderung oder der Beseitigung einer Umweltbelastung aufkommen muß, der für ihre Entstehung verantwortlich ist.
 Dieser Schadenersatzanspruch ist der Höhe nach unbegrenzt. Die Anwendbarkeit des §823 Abs. 1 BGB auf Umweltschadensfälle hängt zentral von der Verletzung einer Verkehrssicherungpflicht ab.

Da die deliktische Haftung ein vorsätzliches oder fahrlässiges Verschulden voraussetzt, entstehen in der Rechtspraxis vor allem dann Probleme, wenn gesetzliche Umweltbestimmungen, Genehmigungen und Sicherheitsauflagen eingehalten bzw. erfüllt sind. Die Einhaltung öffentlich-rechtlicher Vorschriften und Genehmigungen schließt eine Haftung nicht generell aus; solche Vorschriften (wie etwa TA-Luft) sind vielmehr als rechtliche Mindestanforderung an den Anlagenbetrieb zu verstehen.
 Das Erfordernis der Verletzung eines bestimmten subjektiven Rechts grenzt die Haftung für Umweltschäden nach §823 Abs. 1 BGB jedoch entscheidend ein: Ökologische Schäden ohne konkrete Eigentumsverletzungen scheiden aus.

Schadenersatzansprüche wegen Verletzung eines Schutzgesetzes (§823 Abs. 2 BGB) spielen bei Umweltschadensfällen eine geringe Rolle, da die Verletzung einer Verhaltenspflicht gemäß Schutzgesetz eine Verletzung der Verkehrssicherungspflicht darstellt und somit regelmäßig die Haftung nach §823 Abs. 1 BGB auslöst.

Das Kardinalproblem einer Umwelthaftung ist die Schwierigkeit der Zuordnung eines Schadens wegen Ubiquität und Multikausalität der Schadstoffbelastungen.
 Der Geschädigte hat jedoch den Beweis einer schuldhaften Pflichtverletzung durch den evtl. nicht feststellbaren Schädiger zu führen.
 Kommen für die Umweltschäden hingegen mehrere Betriebe als Verursacher in Betracht, stellt sich die Frage nach der haftungsbegründenden Kausalität - also die Zurechnung der Verletzung zu einem bestimmten Schädiger - und deren Nachweis.
 Kann die Verursachung nicht gänzlich aufgeklärt werden, kann der Geschädigte im Rahmen des §830 Abs. 1 Satz 2 BGB jeden potentiellen Schädiger als Gesamtschuldner in Anspruch nehmen.
 Erforderlich ist allerdings, daß der in Anspruch Genommene in der Lage gewesen sein muß, den gesamten Schaden zu verursachen.

Die einzige umweltspezifische Norm im Bürgerlichen Gesetzbuch ist §906 BGB (Zuführung unwägbarer Stoffe).
 In Verbindung mit §1004 Abs. 1 BGB kann der Eigentümer eines Grundstücks die Beseitigung oder Unterlassung von Beeinträchtigungen seines Eigentums, zu denen insbesondere schädliche Umwelteinwirkungen gehören, von dem Störer verlangen (sog. Abwehranspruch).
 Voraussetzung für diesen Abwehranspruch ist, daß die Immissionen wesentlich und nicht ortsüblich sind.
 Als Immissionen kommen gem. §906 Abs. 1 BGB „Gase, Dämpfe, Gerüche, Rauch, Ruß, Wärme, Geräusche, Erschütterungen u.ä. in Betracht“.
 Ausgeschlossen wird der Abwehranspruch, wenn gem. §1004 Abs. 2 BGB eine Duldungspflicht des Eigentümers besteht.
 So hat der Eigentümer eines Grundstücks Einwirkungen durch Immissionen, die vom Nachbargrundstück ausgehen, zu dulden, sofern sie die Benutzung seines Grundstücks nicht oder nur unwesentlich beeinträchtigen (§906 Abs. 1 BGB).
 Gemäß §906 Abs. 2 Satz 1 BGB muß der Eigentümer darüber hinaus auch wesentliche Beeinträchtigungen dulden, wenn sie durch die ortsübliche Benutzung des Nachbargrundstücks herbeigeführt werden und nicht durch wirtschaftlich zumutbare Maßnahmen verhindert werden können.
 Diese Duldungspflicht wird aber durch einen Anspruch auf angemessenen Geldausgleich entschädigt, wenn durch die Immission eine ortsübliche Nutzung des beeinträchtigten Grundstücks verhindert oder dessen Ertrag über das zumutbare Maß hinaus beeinträchtigt wird (§906 Abs. 2 Satz 2 BGB - sog. nachbarrechtlicher Ausgleichsanspruch).
 Zur Veranschaulichung sei das Kupol-Ofen-Urteil
 aus dem Jahr 1984 kurz dargestellt: Arbeitnehmern war von ihrem Arbeitgeber gestattet worden, ihre Privatfahrzeuge während der Arbeitszeit auf dem firmeneigenen Betriebsparkplatz abzustellen. Eine vom Nachbargrundstück ausgehende Metallstaubemission von einer Kupol-Ofen-Schmelzanlage beschädigte den Lack dieser Fahrzeuge. Die Geschädigten hatten behauptet, bei der Schmelzanlage seien an den fraglichen Tagen die zulässigen Emissionswerte der TA-Luft infolge fehlerhafter und von der Betriebsleitung geduldeter Bedienung überschritten worden. Der BGH hat einen Anspruch aus §906 Abs. 2 Satz 2 BGB aufgrund der Tatsache abgelehnt, das es sich hier um einen unmittelbaren Folgeschaden handelt und nicht um die Beeinträchtigung des Grundstücks bzw. seines Ertrages. Ob die Arbeitnehmer (die nicht Eigentümer des Grundstücks sind) überhaupt zum Kreis der Anspruchsberechtigten zählen, wurde in dem Urteil ausdrücklich offengelassen. Der BGH hatte den Fall zur Entscheidung an das vorinstanzliche OLG Zweibrücken zurückverwiesen, wo letztlich die Klage mit der Begründung abgewiesen wurde, daß die Emissionswerte der TA-Luft an den fraglichen Tagen nicht überschritten worden seien und die Beklagten damit nachgewiesen hätten, alle ihnen zumutbaren Vorkehrungen getroffen zu haben, um eine eventuelle Schädigung zu unterbinden. 

 Im Ergebnis stellt sich der §906 Abs. 2 Satz 2 BGB als verschuldensunabhängiger, auf angemessene Entschädigung in Geld gerichteter Anspruch dar, der inhaltlich eine Beinahe-Gefährdungshaftung darstellt.
 Ob der Ausgleichsanspruch einem gewöhnlichen Schadenersatzanspruch gleichgestellt werden kann, ist strittig, und für diese Arbeit nicht wesentlich.
 Der Kausalitätsbeweis ist auch hier (wie bei §823 BGB) vom Geschädigten zu führen. Beweiserleichterungen werden im Rahmen des Anscheinsbeweises und einer Anordnung der Beweislastumkehr zugelassen, z.B. bei Überschreitung der in der TA-Luft festgelegten Emissions- und Immissionswerte - der Emittent muß in diesen Fällen die fehlende Ursächlichkeit der Emissionen erbringen.
 Distanzschäden - also solche, die weit entfernt vom Emittenten auftreten - werden allerdings nicht erfaßt.

Weder das Delikts- noch das Nachbarrecht sind geeignet, einen angemessenen Ausgleich von Schäden zu gewährleisten, welche durch das Versagen technischer Anlagen entstehen,
 da sie auf das Verschulden eines Menschen ausgerichtet sind. So unterliegt der Normalbetrieb einer Anlage (der störungsfreie Betrieb, der die gesetzlichen Genehmigungsvoraussetzungen und behördlichen Auflagen einhält) nach §906 Abs. 2 Satz 2 BGB einer Quasi-Gefährdungshaftung, während der Störfall (also die Überschreitung des Normalbetriebes) nach Deliktsrecht nur dann Ersatzansprüche auslöst, wenn er auf schuldhaftes, menschliches Verhalten zurückgeht.
 Eine Haftung für Personenschäden wird erst ausgelöst, wenn die strengen Voraussetzungen des Deliktrechts erfüllt sind, Sachschäden hingegen unterliegen der weiten Regelung des Nachbarrechts.
 Regelmäßig geht es um die Beseitigung der Folgen eines bereits eingetretenen Umweltschadens. Ein zusätzliches Problem liegt in der bereits dargelegten Schwierigkeit der Beweisführung durch den Geschädigten und in der starken Überlagerung
 des Privatrechts durch öffentlich-rechtliche Vorschriften.

2.3.2. Umwelthaftungsgesetz
Das am 01.01.1991 in Deutschland in Kraft getretene Umwelthaftungsgesetz (UmweltHG) tritt schon vor Schadeneintritt in Erscheinung und verkörpert somit eine Präventivwirkung. Es ist als Anhang I dieser Diplomarbeit beigefügt. Erklärtes Ziel des Gesetzes ist, die zuvor bestehende Rechtslage (s.o.) zu beseitigen und Haftungslücken zu schließen.
 Das Verhalten des Einzelnen soll so beeinflußt werden, daß Umwelteinwirkungen auf Wasser, Boden oder Luft so gering wie möglich gehalten werden (sog. Vorsorgeprinzip).
 Die verschuldens- und rechtswidrigkeitsunabhängige Gefährdungshaftung des Anlagenbetreibers löst das Problem des Verschuldungsnachweises für den Geschädigten.
 Voraussetzung einer Umweltschadenshaftung ist nach diesem Gesetz nicht mehr der fehlerhafte Betrieb einer benachbarten Anlage, auch nicht die Verletzung allgemeiner oder spezieller Verkehrssicherungspflichten, sondern

allein der Tatbestand, daß von dieser Anlage Umwelteinwirkungen
 ausgehen, die einen Personen- oder Sachschaden de facto zur Folge haben. §1 UmweltHG führt somit ein allein an die Gefährdung des Betriebes anknüpfende sogenannte Anlagenhaftung ein.
 Es ist unerheblich, ob die Anlage rechtmäßig (erlaubter Anlagenbetrieb) oder unrechtmäßig (unerlaubter Anlagenbetrieb) betrieben wird. Zur Haftung des Anlageninhabers führen nicht nur Umwelteinwirkungen im Störfall, sondern auch solche, die bei störungsfreiem Normalbetrieb eintreten.
 Diese Haftung erstreckt sich auf das gesamte betriebliche Schicksal der Anlage, „gleich ob sie sich in Planung, im Bau, im Betrieb befindet oder ob sie bereits stillgelegt ist“ (§2 Abs. 1 und 2 UmweltHG). Dem Geschädigten wird der Nachweis der Kausalität einer Umwelteinwirkung ebenfalls erleichtert: Anstelle des Nachweises der Kausalität zwischen der von einer Anlage ausgehenden Umwelteinwirkung und dem Schaden tritt die Vermutung, daß der Betrieb der Anlage einen bestimmten Schaden verursacht hat, wenn nach dem gesamten Umständen der Betrieb geeignet gewesen ist, diesen Schaden zu verursachen.
 Diese Beweiserleichterung greift jedoch nicht, wenn der Anlagenbetreiber nachweisen kann, daß über den Rahmen des Normalbetriebes nicht hinausgegangen wurde.
 Die Entkräftung der Vermutung obliegt jedoch dem Anlagenbetreiber. 

Die Haftungshöchstgrenze liegt gem. §15 UmweltHG bei DM 160 Mio., sofern die betreffenden Schäden wegen einer einheitlichen Umwelteinwirkung entstanden sind.
 Auf eine Beeinträchtigung der Umweltmedien (Boden, Luft, Wasser) kommt es nicht an, so kann z.B. die explosionsartige Freisetzung von Sauerstoff die Wasserqualität verbessern, der evtl. entstandene Personen- oder Sachschaden jedoch löst die Haftung aus.
 Im Schadenfall wird die Umwelt also zum Medium, so daß es auf die Wirkung der drei Umweltmedien als Bindeglied zwischen der von der Anlage ausgehenden Ursache und dem Eintritt des individuellen Personen- oder Sachschadens ankommt.
 Die Haftung beschränkt sich nur auf Umwelteinwirkungen, die aus einem der in Anhang I enumerativ aufgeführten 96 Anlagetypen resultieren.
 Reine Vermögensschäden fallen nicht in den Anwendungsbereich. Ebensowenig werden hier Schmerzensgeldansprüche bei Personenschäden berücksichtigt.

2.4. Öffentliches Recht
2.4.1. Wasserhaushaltsgesetz                            

Der Anwendungsbereich des Wasserhaushaltsgesetzes
 bezieht sich auf „oberirdische Gewässer, Küstengewässer und Grundwasser“ (§1 Abs. 1 WHG). Änderungen der physikalischen, chemischen oder biologischen Beschaffenheit des Wassers durch Zuführung von Stoffen können eine Haftung für daraus resultierende Personen-, Sach- oder Vermögensschäden auslösen.
 Der haftungsbegründende Tatbestand ist mit der Veränderung der Wasserbeschaffenheit erfüllt.
 Ziel des WHG ist es, Gewässer so zu bewirtschaften, daß jede vermeidbare Beeinträchtigung unterbleibt und die Bewirtschaftung sowohl dem Wohl der Allgemeinheit als auch dem Nutzen einzelner dient.
 Es beinhaltet demnach ein Bewirtschaftungssystem, das dem Vorsorgeprinzip unterstellt ist. Grundsätzlich bedarf jegliche Benutzung
 der Gewässer einer behördlichen Erlaubnis (§7 WHG) oder einer Bewilligung (§8 WHG).
 Es besteht kein Rechtsanspruch auf die Erteilung einer wasserrechtlichen Erlaubnis oder Bewilligung, da den Wasserbehörden des jeweiligen Landes Ermessensspielräume durch das WHG geöffnet sind.

Vor Inkrafttreten des UmweltHG galt die Gefährdungshaftung gemäß dem WHG als die eindeutig wichtigste Haftungsart im Umwelthaftungsrecht, da die Mehrzahl der Schadenregulierungsfälle das Umweltmedium Wasser betraf und somit in den Anwendungsbereich des §22 WHG fiel.
 Dabei wird gemäß §22 Abs. 1 WHG die Handlungs- oder Verhaltenshaftung (Einleiten und Einbringen von Stoffen sowie sonstige Einwirkungen) und die Anlagenhaftung gemäß §22 Abs. 2 WHG (schädigende Stoffe sind auf andere Weise als in Absatz 1 beschrieben in ein Gewässer gelangt) unterschieden.
 

„Die Haftung des Eigentümers eines Tanklastwagens, aus dem Benzin unfallbedingt in das Grundwasser gelangt, ergibt sich daher nicht aus §22 Abs. 1 WHG, sondern aus dem (insoweit weiter gefaßten) §22 Abs. 2 WHG (Anlagenhaftung)“.
 Weder aus dem Gesetz noch aus den Gesetzesmaterialien geht hervor, was unter dem ,Inhaber’ und der ,Anlage’ gemäß §22 Abs. 2 WHG zu verstehen ist.
 Landsberg/Lülling verstehen unter dem Begriff der ,Anlage’ neben ortsfesten auch bewegliche Einrichtungen. Inhaber einer Anlage sei grundsätzlich, wer die Anlage auf eigene Rechnung benutzt, die Verfügungsgewalt besitzt und die Kosten für die Unterhaltung aufbringt.
 Dabei kommt es allerdings nicht darauf an, wer Eigentümer ist, sondern vielmehr, wer die tatsächliche wirtschaftliche Beherrschung ausführt.

Die allgemein gültigen Ansprüche nach Deliktsrecht (insbesondere §823 ff. BGB) werden von diesem Gesetz nicht ausgeschlossen.
 Die Ansprüche aus dem Zivilrecht können neben den Ansprüchen aus dem WHG genauso parallel verfolgt werden wie Ansprüche aus Verhaltenshaftung und Anlagenhaftung.
 Die erforderlichen Kausalitätsnachweise durch den Geschädigten sind trotz des nicht erforderlichen Vorliegens einer Verschuldung oder einer Rechtswidrigkeit schwer zu erbringen.
 Ist kein Verursacher feststellbar, kommt das Gemeinlastprinzip
 zum Tragen. Eine summenmäßige Begrenzung der Schadenersatzansprüche existiert nicht; es finden die allgemeinen zivilrechtlichen §§249-254 BGB Anwendung.
  Eine Besonderheit ist die Ersatzfähigkeit von Rettungskosten (also solcher Aufwendungen, die zur Abwendung einer sicher bevorstehenden Gewässerschädigung erforderlich sind), da es an einer prinzipiellen Tatbestandsverwirklichung noch fehlt.

2.4.2. Bundesimmissionsschutzgesetz
Das Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen u.ä. Vorgänge (Bundesimmissionsschutzgesetz
) bezweckt „den Schutz von Menschen, Tieren, Pflanzen, Boden, Wasser, Atmosphäre sowie von Kultur und sonstigen Sachgütern vor schädlichen Umwelteinwirkungen und soweit es sich um genehmigungsbedürftige Anlagen handelt, auch vor Gefahren, erheblichen Nachteilen und erheblichen Belästigungen, die auf andere Weise herbeigeführt werden“. Zudem soll dem „Entstehen schädlicher Umwelteinwirkungen vorgebeugt“ werden (§1 BImSchG). Der Begriff der schädlichen Umwelteinwirkung ist erfüllt, wenn Immissionen mit schädigendem Charakter vorliegen.
 Immissionen i.S.d. § 3 Abs. 2 BImSchG „sind auf Menschen, Tiere und Pflanzen, den Boden, das Wasser, die Atmosphäre sowie Kultur- und sonstige Sachgüter einwirkende Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen, Licht, Wärme, Strahlen u.ä. Umwelteinwirkungen“. Emissionen hingegen „sind die von einer Anlage ausgehenden Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen, Licht, Wärme, Strahlungen u.ä. Erscheinungen“ (§3 Abs. 3 BImSchG). Der Immissionsschutzbegriff stellt also auf den Ort der Einwirkung ab, während für den Emissionsbegriff der Ort entscheidend ist, an dem die Umweltbeeinträchtigungen die Anlage verlassen.
 Der Anlagenbegriff wird über die Nennung von drei Anlagen-Gruppen  (§3 Abs. 5 BImSchG) definiert: 

  Es handelt sich um:                                         ortsfeste Einrichtungen,

                             

                   

                                bestimmte Grundstücke.         

Abb. 4: Der Anlagenbegriff
Ungeschriebenes Merkmal aller drei Arten ist, daß eine Anlage nur dann vorliegt, wenn sie in irgendeiner Form betrieben wird.
 Unerheblich ist, wer die Anlage betreibt.
 Das BImSchG unterscheidet bei den Grundpflichten
 des Anlagenbetreibers zwischen genehmigungsbedürftigen (§§4-21) und nicht genehmigungsbedürftigen Anlagen (§§22-25). Gem. §4 Abs. 1 Satz 1 BImSchG bedürfen „die Errichtung und der Betrieb von Anlagen die aufgrund ihrer Beschaffenheit oder ihres Betriebes in besonderem Maße geeignet sind, schädliche Umwelteinwirkungen hervorzurufen oder in anderer Weise die Allgemeinheit oder die Nachbarschaft zu gefährden, erheblich zu benachteiligen oder erheblich zu belästigen sowie von ortsfesten Abfallentsorgungsanlagen zur Lagerung oder Behandlung von Abfällen, einer Genehmigung“. Der Kreis der genehmigungsbedürftigen Anlagen ist durch die auf der Ermächtigung von §4 Abs. 1 Satz 3 BImSchG beruhenden 4. Verordnung zur Durchführung des BImSchG (4. BImSchV vom 24.07.1985, BGBl. I, S. 1586ff) abschließend festgelegt. Das öffentliche Nachbarrecht tritt auf der Grundlage von weitgehenden Tatbestandsüberschneidungen in ein Konkurrenzverhältnis zum privaten Nachbarrecht (§§906, 1004 BGB).
 Die Ausschlußwirkung des §14 BImSchG (Ausschluß von privatrechtlichen Abwehransprüchen) hat grundsätzlich zur Folge, daß das öffentliche Umweltschutzrecht Vorrang besitzt.
 Wenn also eine Anlage aufgrund einer unanfechtbaren behördlichen Genehmigung errichtet worden ist, sind 

zivilrechtliche Klagen auf Einstellung des Betriebes der störenden Anlage i.d.R. ausgeschlossen.
 Ein an sich gegebener Ausgleichsanspruch wird durch die Genehmigung ebenso präkludiert.
 Dem Nachbarn werden allerdings Surrogatsansprüche zugestanden: in erster Linie ein Anspruch auf Schutzvorkehrungen, hilfsweise auf Schadenersatz.
 Der Schutz des betroffenen Nachbarn wird durch eine Beteiligungsmöglichkeit im Genehmigungsverfahren nach §10 BImSchG vorverlagert.
 Bei bestehenden Beeinträchtigungen können Schutzvorkehrungen zu deren Verminderung auf das nach §906 BGB zulässige Maß gefordert werden.
 Konkrete Abhilfemaßnahmen würden in aller Regel eine Änderung der Anlage darstellen, die nach §15 BImSchG genehmigungbedürftig wären, und sind daher nicht einklagbar.
 Sofern Schutzvorkehrungen nach dem Stand der Technik nicht durchführbar sind oder wirtschaftlich nicht vertretbar sind, kann Schadenersatz verlangt werden.
 Der Schadenersatzanspruch bezieht sich auf den gesamten Schaden, der auf die Einwirkung der genehmigten Anlage zurückzuführen ist.
 Er ist weder der Höhe nach begrenzt noch verschuldensabhängig.
 

So liegt z.B. der Betrieb eines Landwirtes in der Nähe einer Zementfabrik, die ein Schwermetall (Thallium) emittiert. Das Thallium ist nachweislich für Verluste des Landwirtes bei Acker- und Grünlanderzeugnissen sowie bei der Rinderzucht verantwortlich. Dem Schadenersatzanspruch in diesem „Thallium-Fall“
 wurde vom LG Münster stattgegeben. Als Anspruchsgrundlage sah das Gericht u.a. §14 Satz 2 BImSchG als gegeben an.
 In diesem Fall bestand ein nachbarrechtlicher Abwehranspruch gemäß § 906 Abs. 2 Satz 2 BGB, der jedoch nicht verwirklicht werden konnte, weil weder der Kläger noch die Behörden oder der Beklagte selbst Kenntnis von den schädlichen Immissionen hatten.
 „Mit einem argumentum a minori ad maius kommt es [das LG Münster, Anm. d. Verf.] zu dem Schluß, daß demjenigen, dem beeinträchtigende Einwirkungen unbekannt geblieben sind und daher nicht abgewehrt werden konnten, erst recht ein Schadenersatzanspruch zustehe, wenn eine solche Ersatzpflicht sogar dann besteht, wenn der Abwehranspruch bei Vorliegen der Voraussetzungen des §14 BImSchG ausgeschlossen ist.“
 

2.5. Umweltstrafrecht
Die Aufgabe des Umweltstrafrechts liegt in der Ahndung von umweltschädigendem Verhalten, d.h. alle damit zusammenhängenden Straftatbestände.
 Das zugrunde liegende Strafrecht soll nicht weiter thematisiert werden in dieser Arbeit. Da aber die Delikte in den letzten Jahren außerordentlich angestiegen sind und ein enger Zusammenhang zu den rechtlichen Rahmenbedingungen gegeben ist, soll ein kurzer tabellarischer Überblick gewährt sein:



                        Abb. 6: Entwicklung der Anzahl von Umweltermittlungsverfahren

Quelle: modifiziert nach Dahnz, Werner, Entwicklung des Umweltstrafrechts, in: Umwelthaftung und ihre Auswirkung auf die Unternehmenspraxis, Umweltsicherheitsmanagement im Spannungsfeld von Mensch, Organisation und Technik, Dt. Wirtschaftsdienst, Hrsg. Gasser, Volker et al., Köln 1996, Stand: 30. Erg.-Lfg. Dezember 1997, hier 30. Erg.-Lfg., Kapitel 3.3.1.1., S. 1-6,  hier S. 2.

Hinsichtlich der einzelnen Straftatbestände ergibt sich folgendes Bild:

 Straftatbestand
                        Anzahl der Verfahren

 1982         1986        1989      1994       1995       1996

Verunreinigung eines Gewässers (§324 StGB)
5.352
9.294
11.827
8.207
7.075
6.878

Bodenverunreinigung (§324a StGB)
-----
-----
----
13
1.633
1.698

Luftverunreinigung (§325 StGB)
148
338
466
349
377
364

Lärmverursachung (§325 StGB)
24
35
66
45
66
79

umweltgefährdende Abfallbeseitigung (§326 StGB)
859
3.682
8.559
21.587
24.619
28.840

unerlaubtes Betreiben von Anlagen (§327 StGB)
257
1.161
1.590
1.608
1.526
1.448

schwere Umweltgefährdung (§330 StGB)
64
232
227
163
108
95

Tab. 5: Anzahl der Verfahren der einzelnen Straftatbestände im Umweltstrafrecht 

Quelle: Dahnz, Werner, Entwicklung des Umweltstrafrechts, Kapitel 3.3.1.1.,  S. 3.

Der enorme Anstieg umweltgefährdender Abfallbeseitigung mag mit den hohen Kosten einer legalen Entsorgung zusammenhängen.
 Dieser Anstieg war einer der Gründe, der zur Verabschiedung des Kreislaufwirtschaft- und Abfallgesetzes (KrW-/AbfG) am 8. Juli 1994 (mit einer Übergangsfrist von zwei Jahren) führte.
 Mit diesem Gesetz soll eine neue Dimension erreicht werden: Kreislaufwirtschaft statt Abfallbeseitigung.
 Abfallvermeidung ist der zentrale Kern. Die strafrechtliche Produktverantwortung als auch die strafrechtliche Verantwortung für Umweltrisiken ist hinsichtlich der Strafrechtsverteidigung Inhalt eine speziellen Industrie-Straf-Rechtsschutzversicherung;
 und damit nicht Gegenstand der Untersuchung.

Zusammenfassend sind folgende rechtliche Rahmenbedingungen gegeben:

H A F T U N G 

Haftungs-

grundlagen
Art der

Haftung
Entschädigungs-

umfang
Ersatz-

pflichtigkeit
Gesamtschuldn.

Haftung
Haftungsbe-

grenzung

§823 BGB
Verschuldens-

haftung, Tendenz zur Beweis-

lastumkehr
PS und SS, VS- bei Verstoß gegen ein Schutzgesetz
delitktisch Handelnder
ja
keine

§906 BGB
verschuldens-unabhängige Haftung
SS und VS, verursacht durch Immissionen von Nachbargrundstücken
Benutzer des emittierenden Grundstücks
ja
keine

UmweltHG
verschuldens- unabhängige Haftung
PS, SS und VS
Inhaber der Anlage
ja
DM 160 Mio je Schaden

§22 WHG
verschuldens-unabhängige Haftung
PS, SS und VS, verursacht durch Verschmutzung von Gewässern
Aktiv auf Gewässer Einwirkende oder Inhaber einer Anlage, durch die es zu Gewässerverschmutzung kommt.
ja
keine

§14 BImschG
verschuldens- unabhängige Haftung
SS und VS
Betreiber der genehmigten Anlage
ja
keine

Polizei- und
Ordnungsrecht
verschuldens- unabhängige Störerhaftung
Beseitigung der Um-weltverschmutzung, auch auf eigenem Grundstück oder Kostentragung für Dekontaminierung 
Handlungs-störende und

 - subsidiär - Zustandsstörer
Auswahler-messen der Behörde bei mehreren Störern
keine

PS =  Personenschäden    SS = Sachschäden    VS = reiner Vermögensschaden

Tab.: 6: Umwelthaftung in der Bundesrepublik Deutschland

Quelle: modifiziert nach Umwelthaftung und Versicherung in westlichen Industriestaaten, Übersicht aus 1990

der Kölnischen Rückversicherungs AG, Köln 1990, zitiert nach: Landsberg/Lülling, Umwelthaftungsrecht, S. 504.

2.6. Strategien der Handhabung des ökologischen Unternehmensrisikos
Die Aufgabe, Risiken im Gesamtzusammenhang unternehmerischer Prozesse bewußt zu machen, sie abzusichern und im besten Falle selber zu gestalten, wird von einem (in die Unternehmensführung integrierten) Risikomanagement übernommen.
 Der Begriff des Risikomanagements hat sich aus dem Angelsächsischen stammenden Begriff des ,Risk-Management’ herausgebildet.
 ,Risk-Management’ ist ein im wesentlichen auf versicherbare Risiken ausgerichteter Ansatz, der das Risiko als reine Verlustgefahr verstand.
 Bei dem weiterentwickelten Risikomanagement wird der Risikobegriff um den positiven Aspekt der Chance ergänzt.
 Ziel des unternehmerischen Handelns ist das Erreichen einer optimalen Sicherheit mit vertretbarem Restrisiko, das finanziell abgesichert werden muß.
 Die Erwartungswerte von Schäden bei unterschiedlichem Sicherheitsniveau sowie die Kosten der Risikoreduktion für das Unternehmen lassen sich als gegenläufige Kurven gegenüberstellen:

 Kosten                                                                                                                       Kges



                                                                                                                            Ks


                                                                                                                                Ku
                                                                 

                                                                                       optimales
                                                                                Sicherheitsniveau           Sicherheitsniveau                

            Ku   = Erwartungswert von Umweltschäden

              Ks   = umweltschutzbezogene Kosten der Sicherheitsstrategien

              Kges= umweltschutzbezogene Gesamtkosten aus Unternehmenssicht

Abb. 7: Modell zur Ableitung des optimalen Sicherheitsniveaus

Quelle: Meffert/Kirchgeorg, Marktorientiertes Umweltmanagement, S. 168.
Das optimale Sicherheitsniveau liegt im Minimum der Gesamtkosten. Einsparungen bei den umweltschutzbezogenen Kosten würden durch einen höheren Erwartungswert von Umweltschäden überkompensiert.
 Deutlich wird, daß eine Risikoreduktion erhebliche Kosten verursachen kann und es deshalb einer systematischen Risikoanalyse vorab bedarf.
 Als übliche Verfahren der Risikoanalyse für technische Anlagen gelten die Schwachstellenanalyse, die Fehlerbaum-Analyse, die FMEA (Fehlermöglichkeiten-Analyse) oder auch die PAAG (Prognose von Störungen, Auffinden der Ursachen, Abschätzen der Auswirkungen und Gegenmaßnahmen).
 Daraus abgeleitete Maßnahmen sollten zweckmäßigerweise nach dem Zeitpunkt, an dem sie ergriffen werden, unterschieden werden. So nennt die Literatur das ,Pre-Loss-Risk-Management’ ( Maßnahmen, die vor Eintritt des Schadens ergriffen werden, z.B. Investitionen in Anlagen und Personal) und das ,Poss-Loss-Risk-Management’ ( Maßnahmen, die nach Eintritt des Schadens ergriffen werden, z.B. Bereitstellung von finanziellen Mitteln für die Befriedigung von Schadenersatzansprüchen).

Die eigentlichen Risikostrategien
, die am potentiellen Umweltschaden (also am ökologischen Risiko i.e.S.) ansetzen
, werden als additiv einsetzbar beschrieben:

( Vermeidung: Die vollständige Vermeidung des ökologischen Risikos ist unmöglich, denn jede ökonomische Aktivität des Sekundärsektors ist mit Ressourcenverbräuchen und Emissionen verbunden. Kurz gesagt: Ohne Emission keine Produktion. Lediglich einzelne Risikoursachen lassen sich vermeiden (sofern vom Unternehmen beeinflußbar), wodurch die gesamte Risikolage gemindert wird.

( Verminderung: Bei der Risikominderung ist darauf zu achten, daß sich die Reduktionskosten gegenüber den möglichen, ökonomisch faßbaren Konsequenzen des höheren Risikos rechnen. Dabei müssen die umweltrelevanten Faktoren Mensch und Technik sowie die Organisation des Betriebes und seine Umweltschutzmaßnahmen beachtet werden.

( Überwälzung: Die Risikoüberwälzung stellt bereits vor der Störung sicher, daß deren Auswirkungen eher anderen Marktteilnehmern übertragen werden. So können durch entsprechende Maßnahmen der Vertragsgestaltung z.B. Umweltzertifikate oder Garantien auf die Vorprodukte der Lieferanten verlangt werden. Dies ist vor allem dann legitim, wenn dort die Verursachung des Umweltrisikos genau zu lokalisieren ist.
 Wie bei der Qualtiätssicherung kann die Einhaltung von Standards nur dann garantiert werden, wenn die Vorleistungen mit berücksichtigt wurden.
 Eine weitere Möglichkeit der Überwälzung besteht durch Fremdbezug bzw. Fremdentsorgung besonders großer Gefahrenpotentiale durch qualifizierte Firmen.

( Versicherung: Traditioneller Kern unternehmerischer Risikopolitik ist die Versicherung als Spezialform der vertraglichen Risikoüberwälzung.
 Dabei werden bestimmte ökonomische Folgen eines ökonomischen Risikos gegen Zahlung einer Prämie auf den Versicherer übertragen. Allerdings existieren gewisse Grenzen der Versicherbarkeit. So werden im Rahmen der Umwelthaftpflichtversicherung grundsätzlich nur Schäden Dritter gedeckt; Schäden an eigenen Anlagen, Gebäuden und Grundstücken sind nicht versicherbar. Ebensowenig versicherbar sind Image-Schäden, die aus Umweltbeeinträchtigungen resultieren können. Eine exakte Risikodefinition und Risikoanalyse, z.B. mittels interner oder externer Umweltschutz-Audits, gilt als Voraussetzung für den Abschluß einer Versicherung.

( Selbsttragung: Die Grenzen der Versicherbarkeit, die Abwägung nach Rentabilitätsüberlegungen bei der Versicherungsnahme, die Vereinbarung von Selbstbehalten oder das Bestehen von Bagatellgrenzen führen schließlich zur Möglichkeit der Selbsttragung von Risiken. Die Absicherung dieses ,Restrisikos’ kann auf folgende Weise geschehen:

1. Finanzielle Rückstellung: Sie scheidet i.d.R. wegen der erheblichen Höhe des benötigten Betrags, der damit verbundenen Kapitalbildung und der ungünstigen steuerlichen Auswirkungen aus. Sinnvoll werden sie erst, wenn sie neben einer Umwelthaftpflichtversicherung gebildet wird.

2. Eigenversicherung (,Captives’): Lediglich sehr großen Unternehmen ist die Gründung sogenannter Captives möglich. 

3. Bankbürgschaften: Sie spielen in der Praxis keine nennenswerte Rolle.

4. Freistellungs- oder Gewährleistungsverpflichtungen des Landes oder Bundes: Sie spielen in der Praxis keine nennenswerte Rolle. 

Tabelle 7 vermittelt einen zusammenfassenden Überblick von Beispielen bei der betrieblichen Risikohandhabung:

Beispiele
Vermeiden
Vermindern
Überwälzen
Versichern
Selbsttragen

Forschung +Entwicklung

(F&E)

Beachtung Fehlerfreundlichkeit bei Konstruktion und Gestaltung
entfällt bei Fremdbezug



Beschaffung
Substitution von umweltbelastenden Rohstoffen
Reduzierung von belastungsinten-siven Einsatzstoffen soweit möglich
entfällt bei Fremdbezug
Transportver-sicherung (cif, fob)
Restrisiko

Produktion
Einführung integrierter Fertigungstechniken
Einführung einer Umwelt- und Sicherheitstechnik

Umwelthaft-pflichtver-sicherung für den Normalbetrieb und den Störfall
Restrisiko durch Haftungshöchst-grenzen

Absatz
Weglassen der Verpackung 
Verpackung auf ein Minimum beschränken      Transport effizienter organisieren   
Verantwortung für bestimmungsgemäßen Gebrauch
Produkthaft-pflichtver-sicherung - sinnvoll aufgrund des Inverkehrbringens von Produkten
Restrisiko durch Haftungshöchst-grenzen

Entsorgung

entfällt durch bewußten Einkauf 
Rückgabe von schwer zu entsorgenden Produkten an den Lieferanten, Druck wird erhöht, recyclingfähige Produkte zu entwickeln



Tab. 7: Beispiele zur Risikohandhabung

Quelle: modifiziert nach Steger, Normstrategien, S. 278.   

Das Risikomanagement muß bei der Entscheidungsfindung beachten, daß sich die verschiedenen Strategien sowohl gegenseitig beeinflussen als auch ihrerseits etwa zu Folgeemissionen im eigenen bzw. im fremden Betrieb führen können.
 Bei der Strategieanwendung lassen sich folgende positive Aspekte aufzählen:

· Wettbewerbsvorteile durch die ganzheitliche Betrachtung des Umweltschutzes im Betrieb,

· Identifizierbarkeit von Kosteneinsparpotentialen durch ein erweitertes Maßnahmenbündel,

· Vermeidung mittel- und langfristiger Nachrüstmaßnahmen,

· Entwicklung von Know-how bei der Realisierung umweltverträglichen Produktionsprinzipien.

Nachteilig könnten sich auswirken:

· erhöhte F&E-Anstrengungen für die Identifizierung geeigneter integrierter Maßnahmen,

· kostenintensiver Aufbau eines betrieblichen Umweltschutzinformations- und -manage-mentwesens.
 

Es kann jedoch erwartet werden, daß sich die vermeintlichen Nachteile mittel- oder langfristig positiv auf das Betriebsergebnis auswirken, da nur durch entsprechende Maßnahmen eine Aufrechterhaltung des Betriebsgeschehens gewährleistet werden kann.

Die These, daß Umweltschutz-Audits als Instrument des Risikomanagements der Beeinflussung ökologischer Unternehmensrisiken je nach Risikostrategie dienen können,
 soll Kernfrage der weiteren Arbeit sein. Sie wird speziell in den Kapiteln 4.5.1. und 4.5.2. behandelt. Abbildung 8 dient der dortigen Untersuchung ebenso wie sie hier als Einleitung für den zweiten Abschnitt verstanden wird.
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Überwälzen

Versichern
Internes 

Audit
                            

Risikokommunikation
                   Externes

                   Audit
                 Ökonomisches 

                 Risiko                     

Abb. 8: Zuordnung von Risikostrategien zu Audit-Typen und Risikokomponenten

Quelle: Wagner/Janzen, Umwelt-Auditing, S. 594.

3. Umweltschutz-Auditing (UWS-Auditing)
3.1.  Historie, Definition  und Abgrenzung  des UWS-Auditing 

Der Begriff ,Audit’ (englisch: ,Wirtschaftsprüfung’) beinhaltet externe und interne Aspekte des Prüfungswesens.
 Das Financial-Auditing bildete den historischen Start; es beinhaltete die interne und externe Revision des unternehmerischen Finanz- und Rechnungswesens.
 Die Ausweitung von Prüfungsobjekten und Prüfungstätigkeiten charakterisiert die weitere Entwicklung hin zum Operational-Audititing (Prüfung der Organisationsstruktur) und zum Management-Auditing (Prüfung/Leistungsbeurteilung der Unternehmensführung).

Erste auf unternehmerische Umwelteinwirkungen bezogene interne Prüfungen haben ihren Ursprung Ende der 70er Jahre in den USA.
 Mit Verschärfung der amerikanischen Umweltgesetzgebung begannen Firmen mit der freiwilligen Selbstüberprüfung der Einhaltung von Umweltvorschriften (sog. Compliance-Audits).
 Weiterer Anlaß für die Entwicklung wurde durch die amerikanische Securities and Exchange Commission (SEC) gegeben, die in den Jahren 1977-1980 von mehreren Unternehmen die Durchführung von Umweltschutz-Audits verlangte, um den Umfang der Umwelt-Haftungsrisiken festzustellen, denen sich diese Unternehmen ausgesetzt sahen.
 Der methodische Anknüpfungspunkt ist hier nicht mehr beim Financial-Auditing, sondern vielmehr beim Operational-Auditing zu sehen.
 Aufgrund der gewachsenen umweltpolitischen Anforderungen wurde Mitte der 80er Jahre das Prüfgebiet der Audits auf die Funktionsfähigkeit des gesamten Umweltmanagementsystems ausgedehnt (sog. Environmental-Audit oder Umweltmanagement-Audit), in das alle umweltrelevanten Bereiche wie Entwicklung, Beschaffung, Produktion und Transport einbezogen sind.
 Weiterhin kam es zur Überprüfung des Erreichungsgrades von eigenen Umweltschutzvorgaben (sog. Performance-Audits).
 

In den USA waren Audits anfangs ein Mittel, um die Einhaltung von Gesetzen zum Umweltschutz sicherzustellen.
 Auf diese Weise konnten keine Haftungsansprüche gegen die persönlich haftenden Verantwortlichen entstehen.
 Die ersten (internen) Audits wurden in Europa durch Tochtergesellschaften amerikanischer Unternehmen durchgeführt.
 

1989 publizierte die International Chamber of Commerce (ICC) mit Sitz in Paris erste Konzepte zur systematischen Vorbereitung, Durchführung, Auswertung und Dokumentation von Umweltschutz-Audits auf freiwilliger Basis. Umweltschutz-Audits (Umweltbetriebsprüfung) wurden wie folgt definiert:

„Ein Management-Instrument, das einer systematischen, dokumentierten, periodischen und objektiven Beurteilung dient, wie gut Umweltschutzorganisation, -management und -ein-richtungen funktionieren, um den Schutz der Umwelt zu fördern durch:

(i)  Erleichterung der Kontrolle von Umweltschutzmaßnahmen durch die Unternehmensführung;

(ii)  Feststellung der Erfüllung unternehmenspolitischer Vorgaben, was auch die Einhaltung  

      behördlicher Auflagen umfaßt.“

Demnach handelt es sich um eine schwerpunktmäßig auf die Funktionsfähigkeit von Umweltschutzorganisation, -management und -einrichtungen ausgerichtete interne Kontrolle.
 Im Mittelpunkt steht ein Soll-Ist-Abgleichsverfahren, um einen Überblick über den umweltrelevanten Zustand eines Unternehmens zu erhalten.
 Bei der weiteren Verwendung des Begriffes ,Umweltschutz-Auditing’ (als Synonyme gelten in der Literatur Umwelt-Audit, Öko-Audit
) werden die Compliance-, Environmental- und Performance-Audits als unterschiedliche Prüfungsgebiete eines Umweltschutz-Auditing verstanden.

Ziel des Umweltschutz-Auditing ist es, neben der Einhaltung von Umweltgesetzen, betriebs- oder produktspezifische Umweltbelastungen oder Sicherheitsrisiken an der Quelle ihrer Entstehung aufzudecken, sie zu verringern oder gar zu vermeiden.
 Das Erscheinen des ICC-Positionspapieres im Jahre 1989 stellte den Beginn von Standardisierung und Normierung im Umweltmanagement dar.
 Abbildung 9 veranschaulicht einen zeitlich gestaffelten Überblick der weiteren Entwicklung, wobei die durchgezogenen Pfeile anzeigen, daß inhaltlich Teile oder Strukturen einer Norm übernommen wurden. Die durchbrochenen Pfeile zeigen einen maßgeblichen Einfluß/Anlaß an, der auf die Einrichtung einer Institution wirkt: 
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Abb. 9: Wesentliche Institutionen  und Ereignisse im Zuge der Normierung von Umweltmanagement und 

Umwelt-Auditing

Quelle: modifiziert nach Wagner/Janzen, Umwelt-Auditing, S. 585.

Wagner/Janzen schreiben dazu wie folgt:

„Ausgangspunkt der Entwicklung war die Normierung von Qualitätsmanagement und Qualitäts-Audit. Richtungsweisend war hier die Verabschiedung des British Standard 5750 durch das BSI (British Standard Institution). Diese Norm findet sich maßgeblich in den entsprechenden - jedoch ausführlicheren - ISO-Normensystemen (International Organisation for Standardisation), der ISO 9000- und der ISO 10011-Reihe, wieder. Auf der institutionellen Seite waren erste Innovationen die frühzeitige Einrichtung der Koordinierungsstelle Umweltschutz (KU) des DIN (Deutsches Institut für Normung) und vor allem die Einrichtung der SAGE
 (Strategic Advisory Group on Environment) innerhalb der ISO. Letzteres führte wiederum beim DIN zur Einrichtung des NAGUS (Normenausschuß Grundlagen des Umweltschutzes), dessen Aufgaben neben der Entwicklung nationaler Normen insbesondere in der aktiven Mitgestaltung internationaler Normen liegen. Das erste konkrete Ergebnis des gesamten Prozesses wurde jedoch vom BSI mit dem BS (British Standard) 7750 am 16.03.1992 vorgelegt. Diese Norm mit dem Titel „Specification for Environmental Management Systems“ wurde in ihrer Entwicklung deutlich von den vorgängigen Prozessen zur Normierung des Qualitätsmanagements beeinflußt, was sich in weitreichenden Ähnlichkeiten mit dem BS 5750 und der ISO 9000-Reihe zeigt. Das Qualitätssicherungsdenken wurde dabei übertragen auf die Sicherung des Umweltschutzes - Argument ist dabei, daß die Umweltfreundlichkeit von Verfahren und Produkten letztlich nichts anderes ist als ein Qualitätsmerkmal.“
 

Im Sommer 1993 erfolgte dann die Gründung des TC (Technical Committee) 207
 innerhalb der ISO und die Verabschiedung der EMAS-Verordnung.
 Die EMAS-Verordnung wurde maßgeblich durch die ISO-Normen zum Qualitätsmanagement und zum Qualtitäts-Audit sowie durch den BS 7750 beeinflußt.
 Im September 1996 wurde die ISO 14000-Reihe verabschiedet. Diese ISO-Norm ist durch das CEN (Comité Européen de Normalisation) unverändert als europäische Norm (EN) übernommen und im Oktober 1996 als DIN EN ISO 14000-Reihe auch in deutscher Sprache veröffentlicht worden.
 Sie wurde wiederum stark durch die 

EMAS-Verordnung und den BS 7750 beeinflußt. Da der 1992 eingeführte BS 7750 richtungsweisend war und ist, soll hier kurz der Ablauf seiner Implementierung dargestellt werden:
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Abb. 10: Implementation of BS 7750

Quelle: Little, Barry FP; Pearson, Brian; Brierley, Marcus James, Using Environmental Management Systems to Improve Profits, 2. Auflage, London, Norwell 1993, Kapitel 5, S. 29.

An erster Stelle steht das Engagement der Organisation, ein Umweltmanagement zu etablieren und in das Gesamtmanagement des Unternehmens zu integrieren. Nach Festlegung der Umweltpolitik folgt die Registrierung und Bewertung von Umwelteinwirkungen. Die eigentlichen Audits dienen dazu, die Konformität der umweltbezogenen Leistungen mit der von der höchsten Unternehmensführung festgelegten Umweltpolitik, dem Handbuch, dem Programm, den Verfahren und den Arbeitsanleitungen zu überprüfen.
  Bei Nichteinhaltung der Anforderungen des BS 7750 ist die Umweltpolitik entsprechend zu ändern.
 
Die Stellung des Umweltschutz-Auditing zum Umwelt- und Risikomanagement soll Abbildung 11 aufzeigen:   
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Abb. 11:Umweltschutz-Auditing als Instrument des Risiko- und Umweltmanagements
Quelle: teilweise zusammengestellt aus Lange, Christoph, Umweltschutz-Informations-, Planungs- und Kontroll- instrumente, Umweltschutz-Controlling II, Skript, 2. Auflage, Essen 1997, S. 128, 131; Lange, Christoph, Umweltschutz-Kosten- und Leistungsrechnung, Umweltschutz-Controlling III, Skript, 2. Auflage, Essen 1997, S. 1f. 

Umweltschutz-Controlling und Umweltschutz-Auditing sind grundsätzlich voneinander abzugrenzen; es bestehen gänzlich unterschiedliche Betrachtungsebenen hinsichtlich der Kontrolle. Der Versuch, im Rahmen von Umweltschutz-Controlling möglichst alle Risiken von der Rohstoffbeschaffung über den Produktionsprozeß bis zur Abfall- und späteren Produktentsorgung kostenbezogen zu bewerten und diese Kosten den Kosten der Substitution durch umweltfreundlichere Alternativen gegenüberzustellen,
 kann primär als Informations- und Steu-erinstrument, jedoch kaum als Kontrollinstrument gewertet werden.

„Umweltmanagement betrifft alle unternehmerischen Funktionsbereiche, beinhaltet mithin als Querschnittsaufgabe die Implementierung des Umweltschutzes im Unternehmen. Risikomanagement macht - ebenfalls als Querschnittsaufgabe - unternehmenszielrelevante Störprozesse zwischen Unternehmen und Umwelt bewußt und hilft, diese zu handhaben.“

Die beiden Managementzweige überschneiden sich dabei im Bereich ökologischer Unternehmensrisiken (und -chancen).
 Das Umweltschutz-Auditing ist Kerninstrument des betrieblichen Umweltmanagements und beinhaltet neben ökologischen Gesichtspunkten die Umwelt-Risikoanalyse.
 Umweltschutz-Auditing ist ebenfalls unverzichtbares Instrument des Risikomanagments, denn wie aus dem bisher Dargestellten deutlich wird, ist die Risikoanalyse grundlegender erster Schritt, um eine Risikostrategie anzuwenden. Risiken vermeiden kann man z.B. nur, wenn man die Risiken kennt. Insofern fungieren Umweltschutz-Audits als Instrumente des Risikomanagements zur Beeinflussung des ökologischen Unternehmensrisikos gemäß jeweiliger Risikostrategie. Die in Kapitel 2.6. (S. 28) aufgestellte These muß eindeutig bejaht werden. Die dortige Abbildung 8 veranschaulicht den Zusammenhang. Mit Hilfe des Umweltschutz-Auditings „kann der Ist-Zustand aller auf das Umwelt(risiko)potential Einfluß nehmenden Faktoren mit Hilfe einer grob standardisierbaren Audit-Systematik analysiert und bewertet werden.“
 Bestandteile eines Umweltschutz-Audits erstrecken sich von technischen Prüfungen über Eignungsprüfungen der integrierten und/oder additiven Umweltschutzaufbau- und -ablauforganisation bis zur Risikoabschätzung.
 Folglich machen sich Umweltschutz-Controlling und Umweltschutz-Auditing keine Konkurrenz, sondern unterstützen und ergänzen sich gegenseitig.
 Die folgende Abbildung Nr. 12 soll die Überschneidungen der Inhalte von Umweltschutz-Auditing und Umweltschutz-Controlling noch einmal darstellen.
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Abb. 12: Elemente des Umwelt-Managements

Quelle: Niemeyer/Sartorius, Umwelt-Auditing, S. 315.
Bevor Kategorien zur Systematisierung von Umweltschutz-Audit-Konzepten untersucht werden können, muß zunächst die Struktur eines Umweltschutz-Audits
 verdeutlicht werden.                                         Umweltschutz-Audits
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Abb. 13: Struktur eines Umweltschutz-Audits

Quelle: Steger/Antes, Unternehmensstrategie, S. 31.

3.2. Systematisierung von UWS-Auditing-Konzepten
Umweltschutz-Audits haben durch praktische Umsetzung in Unternehmen vielfältige Erschei-nungsformen angenommen.
 Durch Festlegung verschiedener untereinander in Abhängigkeit stehender Kategorien, läßt sich folgende Typisierung der Umweltschutz-Audits durchführen:
 

· Prüfungsanlässe: Sie geben die Verteilung von Prüfungsaufgaben an interne und externe

Stellen vor. Als Prüfungsanlässe kommen z.B. in Betracht:

· Abschätzung von Haftungsrisiken bei bevorstehender Übernahme von Vermögenswerten,

· Veranlassung von Banken oder Versicherungen, um die Konditionen eines Vertragsabschlusses (z.B. Darlehen oder Umwelthaftpflichtversicherung) zu bestimmen,

· Veranlassung eines (zumeist dominierenden) Marktpartners, der die Vertragserfüllung sichergestellt wissen möchte.

· Prüfungskriterien: Sie konkretisieren das Audit zu einem Umwelt-Audit (denn das Objekt

Umweltmanagementsystem ließe sich auch z.B. einer finanziell ausgerichteten Belegprüfung unterziehen). Die Prüfungskriterien sind

· Einhalten legaler Standards (Gesetze, Verordnungen),

· Kompatibilität mit Normen und internen Standards zum Umweltmanagementsystem,

· Einhaltung freiwilliger (zumeist technischer) Standards 

· Darstellung und Bewertung sämtlicher Umwelteinwirkungen bezogen auf das Audit-Objekt und

· Überprüfung des Erreichens der intern gesetzten Ziele.

· Prüfungsobjekte: Sie bilden das eigentliche Kriterium für die genaue Bezeichnung des

Audit. Als Audit-Objekte kommen z.B. in Betracht:

· Überprüfung und Bewertung der Prozeßtechnologie eines Unternehmens in bezug auf Einsatz möglichst umweltorientierter bzw. -schonender Verfahren (sog. Produkt-Audit)
,

· Überprüfung der Funktionsfähigkeit des gesamten Umweltmanagementsystems eines Unternehmens in bezug auf die Erreichung vorgegebener Umweltziele und Befolgung 

unternehmensinterner Umweltprogramme (sog. Umweltmanagementsystem-Audits).

· Prüfungsergebnisse: Sie ergeben sich zum großen Teil aus der Festlegung der vor-

genannten Kategorien. Die Prüfungsergebnisse umfassen

· Darstellungen einzelner Umwelteinwirkungen,

· Erteilungen eines Zertifikates (das Einhaltung bestimmter Standards garantiert),

· Umwelterklärungen, die Ausgangspunkt einer externen Prüfung der Zertifizierung bilden und die Schwachstellendokumentation, Korrekturmaßnahmenplanung und die Wirkungsdarstellung beinhalten.

Auch die umgekehrte Reihenfolge ist denkbar. Wird beispielsweise die Zertifizierung als Ergebnis gewünscht, so sind Teile der Prüfungsobjekte und der Prüfungskriterien bereits vorgegeben.
 Die Audit-Adressaten, Auditoren und die Audit-Häufigkeit ergibt sich aus den Festlegungen innherhalb der vier genannten Kategorien.



Abb. 14: Kategorien zur Systematisierung von Umwelt-Audits

Quelle: Janzen, Umwelt- und Risikomanagement, S. 137.

Die praktizierten Audit-Typen lassen sich als Merkmalsverbindung auf den vier Kategorienachsen mittels konzentrisch um den Abbildungsmittelpunkt angeordneter Verbindungslinien darstellen.
 Dabei bedeutet der Einschluß eines weiter innen liegenden Vierecks durch ein  weiter außen liegendes Viereck, daß sich die Merkmalsausprägungen in dem jeweils überge-ordneten Audit-Typ wiederfinden.
 In Abbildung 15 sind zwei Umweltmanagementsystem-Audits abgebildet. Das innere Viereck hat die Fähigkeit zur Zielerreichung des Managementsystems als Prüfungskriterium. Primäres Ergebnis ist eine Dokumentation der Systemeffektivität, ergänzt um Vorschläge zur Systemverbesserung.
 Das äußere Viereck stellt sich als zusätzliches Prüfungskriterium der Kompatibilität mit Managementnormen dar. Das primäre Ergebnis soll hier die Erlangung des Zertifikates sein. Die Bewertung durchgeführter einfach strukturierter Audits sowie darauf aufbauender eventueller Gegensteuerung hinsichtlich der Effektivität fließt mit ein.



Abb. 15: Charakterisierung von Management-Audits

Quelle: Janzen, Umwelt- und Risikomanagement, S. 141.
3.3. Grundlagen, Inhalte und Ziele des internen und externen UWS-Auditing
Als internes Audit wird die Kombination von internen Adressaten mit internen Autoren bezeichnet; ein externes Audit ist demgegenüber die Kombination von externen Auditoren mit externen Adressaten.
 

Beim innerbetrieblichen Umweltschutz-Auditing handelt es sich um interne Kontrolle der vergangenen Betriebsaktivitäten. Die Identifikation ökologischer Störpotentiale steht mit Hilfe von ,Self-Audits’ im Vordergund.
 Schwachstellen des betrieblichen Umweltmanagements sollen ebenso aufgezeigt werden wie die Schwachstellen der technischen Anlagen oder verbesserungswürdige Verfahren in der Produktion.
 Sie dienen der Informationsversorgung der Unternehmensführung und sind somit zentraler Baustein eines Umwelt- und Risikomanagements. Grundlegende Schritte eines internen Umweltschutz-Audits werden in Abbildung 16 dargestellt.

In Phase I (Tätigkeiten vor der Prüfung) gilt es zu überlegen, ob Mitarbeiter des zu prüfenden Unternehmens in die Prüfmannschaft aufzunehmen sind. Als vorteilhaft würde sich erweisen, daß Mitarbeiter mit den besonderen Gegebenheiten der Anlage hinsichtlich der Betriebseinrichtung und der Organisationsstrukturen vertraut sind und daß der Prüfbericht für die Belegschaft glaubwürdig erscheint. Nachteilig wirkt sich jedoch die Situation aus, daß Mitarbeiter eventuell kein objektives Urteil abgeben können, insbesondere wenn dies als Kritik an Vorgesetzten oder an unmittelbaren Kollegen aufgefaßt werden kann. Ziel der Vorbereitung ist eine auf höchstem Produktivitätsniveau durchgeführte Prüfung vor Ort mit minimalem Zeitaufwand. Als Hilfestellung in Phase II (Aktivitäten vor Ort) können verschiedene Checklisten (z.B. ,Grob-Checkliste Betriebsbereiche’) dienen.
 In Phase III (Aktivitäten nach der Prüfung) ist darauf zu achten, daß nach Abschluß des Audits vor Ort ausgearbeitete Korrekturmaßnahmen umgehend ergriffen werden. Ein wesentlicher Nutzen der Prüfung würde sonst verloren gehen.

TÄTIGKEITEN VOR

 DER PRÜFUNG
TÄTIGKEITEN VOR ORT
AKTIVITÄTEN NACH DER PRÜFUNG

Auswahl und Einplanung 

der zu prüfenden Anlagen

· ausgehend von

- Auswahlkriterien

     - Prioritätenvorgabe
1.Schritt: Erfassung und Verständnis der Management-Kontrollsysteme

· Überprüfung der Hintergrundinfos

· Eröffnungssitzung

· Orientierungsrundgang durch die Anlage

· Überprüfung des Prüfungsplans

· Bestätigung des Verständnisses

     der internen Kontrollen
  Erstellung eines 

  Berichtsentwurfs

· korrigierter Bericht

· Festlegung des Verteilers

· Versand des Berichtsentwurfs

· Einplanung einer Zeitspanne f. Korrekturen


Auswahl der Mitglieder 

des Prüfungsteams

· Feststellung ihrer Verfügbarkeit

· Reise- und Unterbringungsvor-

     bereitungen

· Zuweisung von Prüfungsverant-

     wortlichkeiten
2.  Schritt:   Be-     wertung der 

Management-Kontrollsysteme

· Bestimmung der Stärken und Schwächen der internen Kontrollen

· Anpassung des Prüfungsplanes und Mittelzuweisung

· Festlegung der Prüfungs- und Untersuchungsstrategien


Verfassen     des 

Abschlußberichts

· korrigierter Berichtsentwurf

· Versand des Abschlußberichts

· Hervorhebung der Notwendigkeit eines Maßnahmenplans

· Festlegung der Frist für die Ausarbeitung des Maßnahmenplans

Kontaktaufnahme zur Anlage

und Prüfungsplanung

· Erörterung des Prüfungsprogramms

· Einholung von Hintergrundinfos

· ggf. Zustellung eines Fragebogens

· Festlegung des Umfangs

· Festlegung der anzuwendenden

     Anforderungen

· Bestimmung der Prioritäten

· Änderung bzw. Anpassung der Protokolle

· Ermittlung des Mittelbedarfs
3.  Schritt: Sammeln von Prüfbeweisen

· Anwendung der Prüfungs- und Untersuchungsstrategien

· Datensammlung

· Sicherstellung der vollständigen Ausführung der Protokollschritte

· Überprüfung aller Feststellungen und Beobachtungen

· Sicherstellung der sachlichen Richtigkeit aller Feststellungen

· ggf. Durchführung weiterer Prüfungen
Ausarbeitung und Durchführung des Maßnahmenplans

· ausgehend von den Prüfungsfeststellungen im Abschlußbericht




4.  Schritt: Auswertung der Prüfungsergebnisse

· Aufstellung einer vollständigen Liste der Feststellungen

· Zusammenstellung von Arbeitspapieren und Dokumenten

· Zusammenstellung und Zusammenfassung der Feststellungen

· Erstellen des Berichts für die Abschluß-

      prüfung


   Weiterverfolgung des

   Maßnahmenplanes


5. Schritt: Bericht der Feststellungen an den Betrieb

· Darlegung der Feststellungen beim Abschlußgespräch

· Erörterung der Feststellungen mit dem Anlagenpersonal


Abb. 16: Grundlegende Schritte eines Umweltschutz-Audits

Quelle: ICC-Positionspapier, S. 18f.

Ziele eines internen Umweltschutz-Auditing sind:
 

· Unterstützung und Nachweis des Einhaltens gesetzlicher Vorschriften,

· Einhalten der intern aufgestellten Firmenrichtlinien (diese Normen können evtl. härter sein als nationale Bestimmungen),

· Förderung des Umweltschutzes,

· Verbesserung des innerbetrieblichen Informationsflusses und Förderung des Umweltbewußtseins der Belegschaft,

· Unterstützung der Unternehmenspolitik und -vorgaben,

· Vermeidung von Umweltrisiken,

· Verminderung der Gefahr von Rechtsstreitigkeiten,

· unabhängige Überprüfung,

· Hilfestellung für ein effizientes Umweltmanagement (einschließlich Schwachstellenanalyse / Frühwarnsystem / Stärken-Schwächen-Profil / Problemerkennung und -vermeidung), für spezielle Umweltschutzbeauftragte oder die operativ Verantwortlichen,

· Einfügen von Umweltgesichtspunkten in den Planungs-, Steuerungs- und Kontrollprozeß,

· umfangreiche Datenbasis über Umweltaspekte (einschließlich Informationstransfer),

· Vermindern von Haftungsansprüchen,

· erleichterte Versicherungsdeckung im Bereich der Umwelthaftpflichtversicherung,

· Hinweise auf mögliche Kosteneinsparungen, z.B. Abfallverminderung,

· Soll-Ist-Vergleich der realisierten betrieblichen Umweltstandards,

· Öffentlichkeitsarbeit, um Vertrauen am Markt (Kunden und Mitbewerber) zu schaffen.

Im Anschluß an das interne Umweltschutz-Audit kann ein externes Umweltschutz-Audit durchgeführt werden. „Externe Umweltschutz-Audits werden von einem unabhängigen, externen Umweltprüfer durchgeführt und basieren auf gesetzlichen Vorgaben.“
 Die unternehmensspezifischen Daten, die aus dem vorangegangenen internen Umweltschutz-Audit resultieren, sind so aufzubereiten, „daß sie in standardisierter Form einer externen Prüfung unterzogen werden können“
. Das externe Umweltschutz-Audit mündet in einer externen Umwelterklärung und soll der Öffentlichkeit die Möglichkeit eröffnen, „festzustellen, inwieweit Vor- bzw. Nachteile von dem geprüften Standort ausgehen, und vor allen Dingen wird die Information erwartet, wie sich die Umweltauswirkungen bis zur nächsten Umweltbetriebsprüfung vermindern sollen“
. Ebenso beinhaltet das externe Umweltschutz-Audit eine Motivationsfunktion zur ständigen Verbesserung des betrieblichen Umweltschutzes.
 Adressaten der Umweltberichterstattung bzw. der Umwelterklärungen können sein:


                        Umweltbehörden                                Verbände                            Medien
                              -Vertrauen                                     -Vertrauen                     -Medienwirkung

                             -Information                                  -Information                          -Image


                                Nachbarn                                                                              Kunden
                          -Störfallinformation                                                                     -Interesse

                                                                                 Umwelt-                      -Nachfragesteigerung

                                                                                 bericht
                                   Banken
                          Versicherungen                             Umwelt-                           Schulen
                            Kapitaleigner                            erklärung                      Wissenschaft
                               -Vertrauen                                                                      -Vertrauen

                             -Konditionen                                                                  -Beispiele für betrieb-

                                                                                                                      lichen Umweltschutz


                            Beschäftigte                              Teilnahme am                       Lieferanten
                            -Motivation                                EG-Öko-Audit-                -Zusammenarbeit

                          -Einbindung in den                            System                        bei der Entwicklung

                          kontinuierlichen                          -Vertrauensbildung                        und

                         Verbesserungsprozeß                   in der Öffentlichkeit             Qualitätssicherung

Abb. 17: Adressaten und Nutzen von Umweltberichten

Quelle: Hopfenbeck, Waldemar; Jasch, Christine; Jasch, Andreas, Öko-Audit, Der Weg zum Zertifikat, 

Landsberg/Lech 1995, S. 163.

Die Ziele des externen Umweltschutz-Audits sind:

· alle Ziele des internen Umweltschutz-Audits,

· Sicherung von Wettbewerbsvorteilen bei Kunden durch Werbung mit dem Zertifikat,

· Sicherung der Marktanteile,

· Ermöglichung der Abschätzung der mit der Akquisition verbundenen Umweltrisiken für einen eventuellen Käufer der Firma,

· Vorbereitung einer für beide Seiten (bei Firmenkauf) verträglichen Risikoverteilung.

Umweltschutz-Auditing kann sowohl auf interner als auch auf externer Ebene stattfinden. Ebenso läßt sich auch die Wirkung eines Umweltschutz-Auditing unterscheiden. „Unternehmensintern sind Audits ein Instrument der Führung mit Kontroll- und Planungsfunktion; unternehmensextern ein Instrument der Öffentlichkeitsarbeit und des Marketing.“
 Abb. 18 faßt noch einmal zusammen, bevor auf die EMAS-Verordnung eingegangen wird. 


                                                                            Umwelt-Audit


                             interne Wirkung                                                        externe Wirkung

                      *  interne Revision                                                       * Mittel der PR Arbeit

                         (Planung und Kontrolle)

   Absicht
Absicht



· Identifikation technischer Anforderungen

     (Gesetze, Standards etc.)
· Darstellung der Unternehmung als

      umweltbewußt und technisch zuverlässig      

· Technische Beurteilung der gegenwärtigen 

Umweltperformance
· Verstärkung von Umweltimage /

      Reputation / Glaubwürdigkeit

· Beurteilung des Umweltmanagement-

Instrumentariums
·  Dialog mit Bezugsgruppe



· Nachweisinstrument (Umwelthaftungsgesetz /                                             

     Gefährdungshaftung / Präventivdenken)


· Voraussetzung für Akquisitionen / 

     Darlehensgewährung




  Inhalt
Inhalt



· Überprüfung (vorher / laufend / nachher) von 

     Anlagen / Managementsystemen
· freiwillige Datenveröffentlichung



· Voraussetzung eines Öko-Controlling


· Verwendung der EG-Teilnahmebestätigung



Abb. 18: Adressatenkreis und Wirkung von Umwelt-Audits

Quelle: Hopfenbeck/Jasch, Öko-Controlling, S. 151.
3.4. Externes UWS-Auditing gemäß EMAS-Verordnung und DIN EN ISO 14001

3.4.1.  Prozeßablauf gemäß EMAS-Verordnung

Unter der EMAS-Verordnung ist die „Verordnung (EWG) Nr. 1836/93 des Rates über die freiwillige Beteiligung gewerblicher Unternehmen an einem Gemeinschaftssystem für das Umweltmanagement und die Umweltbetriebsprüfung“
 zu verstehen. Die Abkürzung EMAS

steht für den englischen Namen der Verordnung: ,Environmental Management and Audit Scheme’. Sie ist Mitte Juli 1993 in Kraft getreten und gilt seit dem 10. April 1995 in allen Mitgliedsstaaten unmittelbar.
 Die EU stuft Unternehmen als gewerblich ein, wenn sie in Bereichen wie Bergbau und Gewinnung von Steinen und Erden, verarbeitendem Gewerbe, wie z.B. Maschinenbau-, Textil-, Chemieindustrie oder in Branchen wie Abfallbeseitigung oder Energieerzeugung tätig sind.

Teilnahmeberechtigt sind nur einzelne Betriebsstandorte, nicht das Unternehmen als solches.
 Unternehmen mit mehreren Standorten sind demnach gezwungen, jeden Standort einzeln auditieren und begutachten zu lassen.
 Der Standort wird dabei gemäß Artikel 2k definiert als „das Gelände, auf dem die unter der Kontrolle eines Unternehmens stehenden gewerblichen Tätigkeiten an einem bestimmten Standort durchgeführt werden, einschließlich damit verbundener oder zugehöriger Lagerung von Rohstoffen, Nebenprodukten, Zwischenprodukten, Endprodukten und Abfällen sowie der im Rahmen dieser Tätigkeiten genutzten beweglichen und unbeweglichen Sachen, die zur Ausstattung und Infrastruktur gehören“. Der gesamte Dienstleistungsbereich und in öffentlicher Hand befindliche Unternehmen sind derzeit nicht zur Systemteilnahme berechtigt. Eine dazu erforderliche Rechtsverordnung
 seitens der Bundesregierung ist zum heutigen Zeitpunkt nicht erlassen worden. Der Verordnungsgeber wird im Jahr 1998 die Beschränkung überprüfen.
 Die Teilnahme am System ist freiwillig.
 

Die Produkte der Unternehmung läßt die EMAS-Verordnung unberücksichtigt, obwohl die Unternehmen inzwischen vermehrt Produktlinienverantwortung übernehmen müssen.

Ausschlaggebend für das Verständnis der EG-Umweltpolitik ist die Unterscheidung von ei-nem produktbezogenen und einem produktionsbezogenen Umweltschutz.
 Ersterer bezieht sich auf die Erzeugnisse des Herstellungsprozesses - letzterer nur auf den Herstellungsprozeß. 

Die EMAS-Verordnung wird zum einen unternehmensintern (Unternehmensebene: Bestimmung der Umweltpolitik / Standortebene: Umweltprüfung, -ziele, -programme, -manage-mentsystem, -betriebsprüfung, -erklärung) umgesetzt und zum anderen unternehmensextern (mit der Teilnahme am System / Validierung) umgesetzt.
 

Das Teilnahmeverfahren veranschaulicht Abbildung 19:


                     Umweltpolitik


                    Umweltprüfung


    Umweltprogramm           Umweltmanagmentsystem    Umweltziele

         

                                                                                                                            interne

             Umweltbetriebsprüfung                                                                           Ebene



       Teilnahmeerklärung         Umwelterklärung


                                                                                zugelassener Umweltgutachter


     EG-Amtsblatt 

                                                                                      Zulassungssystem


    EG-Kommission                                                                                             EG-Mitgliedsstaat


                                                                                  zuständige Stelle

                                            Verzeichnis

                                                                                                                             externe
                                           Information der                                                          Ebene
                                            Öffentlichkeit


Abb. 19: Das Teilnahmeverfahren in einzelnen Schritten

Quelle: Hopfenbeck/Jasch/Jasch, Der Weg zum Zertifikat, S. 36.
Von den insgesamt 10 Vorgehensschritten, die in der EMAS-Verordnung vorgeschrieben sind, spielen sich die ersten sieben Schritte auf interner Ebene ab.
 Innerhalb dieser unter-

nehmensinternen Ebene bildet die Umweltpolitik, der Überbau aller Umweltaktivitäten des Unternehmens, das Dach.
 Umweltpolitik wird gemäß Artikel 2a der EMAS-Verordnung als die Menge der umweltbezogenen Gesamtziele und Handlungsgrundsätze einer Unternehmung, unter Einhaltung aller relevanten Umweltvorschriften, verstanden. Das System setzt die Einhaltung aller nationalen Umweltvorschriften voraus.
 

· Der erste Schritt auf dem Weg zur Validierung besteht daher in der Formulierung von 

umweltbezogenen Gesamtzielen und Handlungsgrundsätzen, die in Umweltleitlinien schriftlich festgehalten werden. Die Verordnung fordert die Unternehmen auf, sie an den „guten Managementpraktiken“ 
 auszurichten:

· Verpflichtung zur kontinuierlichen Verbesserung des betrieblichen Umweltschutzes,

· Einhaltung gesetzlicher Bestimmungen (Minimalziel),

· Förderung des Verantwortungsbewußtseins der Mitarbeiter,

· Folgenabschätzung bei der Entwicklung neuer Produkte und Verfahren,

· Überwachung und Beurteilung der gegenwärtigen betrieblichen Umweltauswirkungen,

· Vermeidung/Verminderung von Umweltbelastungen,

· Vermeiden von Störfällen,

· aktive Informationspolitik gegenüber der Öffentlichkeit,

· Kundenberatung und Aufklärung über Umweltaspekte.

Die Umweltpolitik bezieht sich dabei auf das gesamte Unternehmen, während alle folgenden Schritte standortspezifisch sind.

Zur Veranschaulichung der Unternehmensleitlinien soll ein Beispiel dienen. Die Firma  Beiersdorf AG, Hamburg, nimmt an dem System der EMAS-Verordnung teil, verzichtet aber ausdrücklich auf die Validierung durch einen externen Gutachter. Es handelt sich um ein Unternehmen aus der Chemie-Branche; in der Hauptsache werden medizinische Produkte hergestellt. 

Die Umweltleitlinien (Stand November 1997) lauten:

( Beiersdorf entwickelt und vertreibt Produkte, die bei 

    Herstellung, Verwendung und Entsorgung die 

    Umwelt so wenig wie möglich belasten.
( Darüber hinaus strebt Beiersdorf an, den Stand der

    Technik in der Anwendung von Umweltschutz-

    Technologien in Zusammenarbeit mit Behörden,

    Forschungsinstituten und Verbänden weiter zu

    entwickeln.

( Bei neuen Erkentnissen darüber, daß Produkte den

    Anforderungen im Umweltschutz nicht mehr ent-

    sprechen, überarbeitet Beiersdorf diese oder nimmt 

    sie vom Markt.
( Die Vermeidung, Verminderung bzw. Verwertung

    von Abfällen hat Vorrang vor der ordnungsgemäßen

    Deponierung oder Verbrennung. Mit knappen

    Ressourcen, wie Energie und Wasser, wird sparsam 

    umgegangen. Die Gestaltung von Produktionsver-

    fahren erfolgt in diesem Sinne.

( Beiersdorf betreibt Umweltschutz aus eigener Ini-

    tiative und Verantwortung und führt die dazu er-

    forderlichen Maßnahmen durch.
( Zum Schutz von Luft, Boden und Wasser ergreift

    Beiersdorf aus eigener Initiative vorbeugende

    Maßnahmen für denkbare Unfälle.

( Gesetzliche Vorschriften und behördliche Auflagen

    werden als Mindeststandards eingehalten.
( Beiersdorf betreibt eine offene Informationspolitik

    gegenüber Mitarbeitern, Nachbarn, Kunden,

    Behörden und Lieferanten.

Abb.: 20: Umwelt-Leitlinien der Firma Beiersdorf AG, Hamburg

Quelle: Beiersdorf AG, Hamburg 1997.

Leider fehlt eine Angabe der Mittel, die zur Erreichung der Ziele eingesetzt werden sollen. Diese Mittel können nach der EMAS-Verordnung Geldbeträge oder aber auch Zeiteinheiten, die die Mitarbeiter z.B. zur Weiterbildung verwenden, sein. Die Verordnung fordert diese Angabe explizit für das Umweltprogramm.
 Die aus diesem Umweltprogramm abgeleiteten Umwelt-Leitlinien sollten für die Öffentlichkeit ebenso konkret sein. Die Firma Beiersdorf AG veröffentlicht seit mehreren Jahren ein ,Grünbuch’. „...unser Grünbuch zeigt, wie abstrakte Leitlinien unternehmensweit in konkretes Handeln umgesetzt werden können.“
 

· Der zweite Schritt besteht in  der Durchführung  einer ersten  umfassenden  Untersuchung    

der umweltbezogenen Fragestellungen und Auswirkungen des betrieblichen Umweltschutzes an dem ausgewählten Standort.
 Die Untersuchung besitzt vorbereitenden Charakter und soll offenlegen, welche Umweltauswirkungen bestimmte Produktionsprozesse der Unternehmung nach sich ziehen.
 Insbesondere sollen die Energie- und Rohstoffauswahl, die Verminderung und Entsorgung von Wasser, Abwasser und Abfällen, die Vermeidung von Unfällen und die Optimierung von Produktionsverfahren, Umweltschutz bei den Zulieferern, Informations- und Weiterbildungsmaßnahmen der Mitarbeiter und Öffentlichkeitsinformation analysiert werden.
 Die Verordnung sieht drei Hauptanforderungen für die Analyse vor:    

· Systematische und vollständige Erfassung und Dokumentation von Umweltvorschriften,

· Erfassung und Bewertung der Umweltauswirkungen,

· Ermittlung des Ausbildungsbedarfes im Umweltschutz.

„Es muß also bei der erstmaligen Begutachtung ein funktionsfähiges Umweltmanage-mentsystem eingerichtet sein.“
 Die Ergebnisse der ersten Umweltprüfung sollen in einem detaillierten Bericht münden, der Grundlage für 

· den dritten Schritt ist. Das Umweltprogramm hat die konkreten Ziele und Tätigkeiten des 

Unternehmens zu beschreiben, die zur Verwirklichung der Umweltziele am Standort eingesetzt werden.
 Die Verordnung nennt explizit folgende Anforderungen:

· Festlegung der Verantwortung für die Zielerreichung auf jeder Unternehmensebene,

· Festlegung der Mittel, mit denen diese Ziele erreicht werden sollen.

Überdies enthält es konkrete Maßnahmen, Verantwortungen, Kosten und Realisierungszeiträume zur Erreichung der vorgegebenen Ziele, die ein späteres Umweltschutz-Controlling ermöglichen.

· Der vierte Schritt ist die Implementierung eines Umweltmanagementsystems, das der 

innerorganisatorischen Umsetzung und Realisierung des Umweltprogrammes dienen soll.
 Folgenden Anforderungen muß es genügen:
 
· Im Bereich von Umweltpolitik, -zielen und -programmen:

      ( Festlegung, Überprüfung und ggf. Anpassung auf höchster Managementebene

· Im Bereich von Organisation und Personal:

      ( Bestellung eines verantwortlichen Managementvertreters

· Im Bereich der Auswirkungen auf die Umwelt:

     ( Kontrolle der Einhaltung der intern gesetzten Maßnahmen, Dokumentation

· Im Bereich der Umweltmanagement-Dokumentation:

     ( Dokumentation des Soll-/Ist-Zustandes

     ( Beschreibung von Schlüsselfunktionen und Verantwortlichkeiten

· Im Bereich der Umweltbetriebsprüfungen:

     ( Prüfung der Übereinstimmung von Tätigkeiten und Umweltprogrammen und 

          Prüfung der Wirksamkeit des Umweltmanagementsytems für die Umsetzung der

          Umweltpolitik

Aus den Anforderungen wird ersichtlich, daß zum Aufbau eines Umweltmanagementsystems auch der Aufbau eines vielschichtigen Dokumentationssystems und die Standardisierung der Datenerhebungen sinnvoll erscheint, um eine verbesserte Grundlage für Entscheidungen,  Organisation, Planung und Kontrolle zu erreichen.

·  Fünfter Schritt ist die Durchführung einer internen Umweltbetriebsprüfung

 (Umweltschutz-Audit), die definiert ist als „Managementinstrument, das eine systematische, dokumentierte, regelmäßige und objektive Bewertung der Leistung der Organisation, des Managements und der Abläufe zum Schutz der Umwelt umfaßt“
. Das Ziel und der Umfang des Umweltschutz-Audits sind von der Unternehmensführung ebenso festzulegen wie Vorgehen, Periodizität und Auditzyklus. Folgende Anforderungen gilt es zu erfüllen:

· Bewertung bestehender Managementsysteme und Feststellung der Übereinstimmung mit Umweltpolitik und Programm,

· Feststellung der Übereinstimmung mit relevanten Umweltvorschriften,

· Beurteilung in bezug auf alle zu behandelnden Gesichtspunkte gemäß Anhang I Teil C,

· Beurteilung durch ausreichend kompetente, erfahrene und von den zu prüfenden Tätigkeiten unabhängige interne oder externe Prüfer,

· Prüfung von Dokumenten und Diskussionen mit dem Personal vor Ort, Erstellung eines schriftlichen Berichts für die Unternehmensleitung und Ausarbeitung von geeigneten Korrekturmaßnahmen,

· Festlegung der Betriebsprüfungshäufigkeit durch die Unternehmensleitung für jede Tätigkeit, wobei die Abstände nicht mehr als 3 Jahre betragen dürfen.

                                          Ablaufschema für die Umweltbetriebsprüfung 

· Vorbereitungphase

 Schritt 1                                             Schritt 2                                 Schritt 3

  Audit-Plan erstellen      (       Prüfungs-Team auswählen   (      Checklisten erstellen   (
· Durchführungsphase

Schritt 4                                             Schritt 5                                  Schritt 6


 Umweltmanagement                       Umweltmanagement                 Auditbeweise

  und Umweltleistung     (              und Umweltleistung      (            sammeln               (
         erfassen                                          bewerten

Schritt 7                                            Schritt 8                                  Schritt 9


 Auditbeweise                                 Schlußfolgerungen                     Bericht

    bewerten                   (                   ausarbeiten              (        anfertigen                 (
· Nachbereitungsphase

Schritt 10                                          Schritt 11


 Korrekturmaßnahmen umsetzen  (    Umweltziele erneuern    

Abb. 21: Ablaufschema für das EG-Umwelt-Audit
Quelle: Vereinigung der Industrie- und Handelskammern in Schleswig-Holstein, EG-Umwelt-Audit-Wegweiser, Instrument für eine umweltorientierte Unternehmensführung, o.O., o.J., S. 16.

Ergebnis ist ein Bericht, in dem die Erfolge des Umweltprogramms dargestellt, aber auch die Schwachstellen aufgezeigt und Verbesserungsmaßnahmen vorgeschlagen werden.

· Sechster Schritt ist das Erstellen einer Umwelterklärung, die neben allgemeinen Infor-

mationen über die Unternehmung und ihre Tätigkeiten am betreffenden Standort auch spezifische Informationen zu den bedeutenden Umweltauswirkungen dieser Tätigkeiten sowie zu den getroffenen Maßnahmen und ihrer Erfolge enthalten soll.
 In der Zeit zwischen den Betriebsprüfungen (i.d.R. alle drei Jahre) ist jährlich eine vereinfachte Umwelterklärung zu erstellen.
 Vor ihrer Veröffentlichung ist diese durch einen zugelassenen Umweltgutachter zu validieren. Anforderungen an die Umwelterklärung sind gemäß Artikel 5 EMAS-Verordnung:

· Beschreibung der Tätigkeiten des Unternehmens am betreffenden Standort,

· Beurteilung aller bedeutenden Umweltauswirkungen dieser Tätigkeiten,

· Zusammenfassung der Zahlenangaben über Schadstoffniveau, Abfälle, Rohstoffe sowie andere relevante Aspekte,

· Darstellung von Umweltpolitik, Umweltprogramm und Umweltmanagementsystem für den Standort,

· Termin für die Vorlage der nächsten Umwelterklärung und Name des zugelassenen Gutachters.

· Mit dem siebten Schritt findet der Übergang zu den außerbetrieblichen Phasen statt. Er

 bildet die Schnittstelle zwischen interner und externer Ebene.
 Ein zugelassener unabhängiger Umweltgutachter
 überprüft alle bisher dargestellten Schritte auf die Übereinstimmung mit der EMAS-Verordnung. Prüfungsinhalte laut der Verordnung sind:

· Vorliegen einer definierten Umweltpolitik und Übereinstimmung mit den Erfordernissen der Verordnung,

· Existenz und Anwendung eines Umweltmanagementsystems und des Umweltprogramms,

· vorschriftsmäßige Durchführung der Umweltprüfung und der Umweltbetriebsprüfung,

· Erfassen aller wichtigen Umweltfragen und Zuverlässigkeit der Angaben in der Umwelterklärung.

Ergebnis ist ein Bericht an die Unternehmensleitung, der auf Schwachstellen, Probleme und Widersprüche hinweist. Werden diese Schwachstellen von der Unternehmensleitung beseitigt, so erklärt der Gutachter die Umwelterklärung für gültig (Validierung).
 Die Prüfung ist genau wie die Umweltbetriebsprüfung alle ein bis drei Jahre zu wiederholen.

· Achter Schritt ist die Weiterleitung der validierten Umwelterklärung an die zuständige

 Stelle des Mitgliedstaates, in dem der Standort liegt (meist die IHK).

· Im neunten Schritt wird der Standort durch die zuständige Stelle in ein jährlich aktuali-

siertes Verzeichnis eingetragen.
 Die Eintragung wird der Unternehmensleitung mitgeteilt. Der geprüfte Betriebsstandort erhält eine Teilnahmebestätigung,
 wie z.B. in Abbildung 21 veranschaulicht. Bei späterer Nichterfüllung der Anforderungen wird der Betriebsstandort wieder aus dem Verzeichnis gestrichen.
 Es besteht die Pflicht, die für gültig erklärte Umwelterklärung zu veröffentlichen. Die Veröffentlichung stellt dabei ein Instrument der Unternehmenskommunikation dar. 

                           

                              

   

                     Dieser Standort verfügt über ein Umweltmanagementsystem. Die

                    

  EG-System für 

         Öffentlichkeit wird im Einklang mit dem Gemeinschaftssystem für

              

das Uwmeltmanagement

    das Umweltmanagement und die Umweltbetriebsprüfung über den

            


  und die Umweltbe-   

       betrieblichen Umweltschutz dieses Standorts unterrichtet.

                  

  triebsprüfung   

            (Register-Nr. ...)           

                             

    

                     

    Abb. 22: (Mögliche) Teilnahmeerklärung

    Quelle: Verordnung (EWG) 1836/93 des Rates über die freiwillige Beteiligung gewerblicher Unternehmen

     an einem Gemeinschaftssystem für das Umweltmanagement und die Umweltbetriebsprüfung, Anhang IV, S.23.

· Zehnter Schritt ist die Weiterleitung des nationalen Standortverzeichnisses an die EU-

Kommission (durch die zuständige Stelle).
 Hier wird eine Publikation (jährlich) im EG-Amtsblatt vorgenommen.
 Die Unternehmen können für ihre eingetragenen Standorte die Teilnahmeerklärung verwenden.

Innerhalb der unternehmensexternen Phasen spielt die Administration der Verordnung eine entscheidende Rolle. Administrative Ebenen sind die EG-Ebene, die nationale Ebene und die zuständige Stelle. Der Erlaß und eventuelle Veränderungen der Verordnung erfolgen ebenso auf EG-Ebene wie die Veröffentlichung von Listen zugelassener Umweltgutachter und validierter Standorte. Auf nationaler Ebene werden Zulassungssysteme erstellt und Umweltgutachter ernannt. Die zuständige Stelle stellt das Bindeglied zwischen Unternehmen und EU dar. Sie übermittelt dem Unternehmen die Teilnahmeerklärung und führt Aufsicht über die Umweltgutachter. 

3.4.2. Prozeßablauf gemäß DIN EN ISO 14001
Die DIN EN ISO 14001 wurde im SC 1 des ISO/TC 207 ,Environmental management’ unter intensiver Mitwirkung des Nagus-AA 2/UA1 fertiggestellt und im August 1996 verabschiedet.
 Im Oktober 1996 wurde sie (wie bereits in Kapitel 3.1., S. 32, dargelegt) in deutscher Sprache veröffentlicht. Die EMAS-Verordnung „eröffnet die Möglichkeit, zu ihrer Erfüllung von der EU-Kommission anerkannte nationale, europäische oder internationale Normen zur verwenden.“
 Die Vornorm DIN V 33291 wurde zugunsten der ISO 14001 als nationale Norm zur Umsetzung der EMAS-Verordnung nicht weiterentwickelt.
 Die Anwendung der Norm DIN EN ISO 14001 gilt als nicht notwendige Bedingung für die Teilnahme an dem Verfahren nach der EMAS-Verordnung, jedoch kann und soll sie das beschriebene Verfahren der EMAS-Verordnung unterstützen.
 „ISO 14001 kann damit als ein zentraler Baustein auf dem Weg zum Öko-Audit eingesetzt werden.“
 

Unter keinen Umständen soll der Eindruck entstehen, daß die Anwendung der DIN EN ISO 14001 im Unternehmen nur sinnvoll erscheint, wenn das Unternehmen an dem System der EMAS-Verordnung teilnimmt. Die DIN EN ISO 14001 ist ein eigenständiges Instrument.

Um die Begriffsklarheit zu wahren, erfolgt zunächst eine Gegenüberstellung der Begriffe:

 

                                                    ISO 14001          EMAS-Verordnung
                                                     Umweltprüfung
Umweltprüfung

                                                       Internes Audit
Umweltbetriebsprüfung

                                                         Organisation
Standort

                                                       Umweltbericht 
Umwelterklärung

                                                      Akkreditierung 
Zulassung

                                                        Zertifizierung
Validierung

                                                               Zertifikat
Gültigkeits-/Teilnahmeerklärung

                                   Zertifzierungsstelle/Auditor
Umweltgutachter

Abb. 23: Gegenüberstellung von Begriffen

Quelle: Schott, Michael, Umweltmanagement nach ISO 14000, in: TÜV-Umweltmanagement-Berater, Wegwei-ser zur Zertifizierung, Hrsg. Myka, Martin, Stand: 5. Erg.Lfg. Juli 1996, Kapitel 04450, S. 1-17, hier S. 10.

Die DIN EN ISO 14000-er Reihe besteht aus:
DIN EN 14001 Umweltmanagementsysteme, Spezifikation mit Anleitung zur Anwendung

DIN EN 14004 Umweltmanagementsysteme, Allgemeiner Leitfaden über Grundsätze, 

                        Systeme und Hilfsinstrumente

DIN EN 14010 Leitfaden für Umwelt-Audits, Allgemeine Grundsätze

DIN EN 14011 Leitfaden für Umwelt-Audits, Auditverfahren

DIN EN 14012 Leitfaden für Umwelt-Audits, Qualifikationskriterien für Umweltauditoren

DIN EN 14040 Umweltmanagement, Produkt-Ökobilanz, Prinzipien und allgemeine 


          Anforderungen und Erläuterungen

zusätzlich existieren nationale Normen wie:

DIN V 33291 Umweltmanagementsysteme - Anforderungen für die Entwicklung, 


        Einführung und Entwicklung
 

DIN V 33922 Umweltberichte für die Öffentlichkeit

DIN V 33924 Leitfaden für die Durchführung einer Umweltprüfung

DIN V 33926 Umweltmanagement - Produktbezogene Ökobilanzen - Standardberichtsbogen
Alle Arten von Organisationen sind Gegenstand der Einrichtung von Umweltmanage-mentsystemen.
 Als Organisation wird definiert: „Gesellschaft, Körperschaft, Betrieb, Unternehmen, Behörde oder Institution oder Teil oder Kombination davon, eingetragen oder nicht, öffentlich oder privat, mit eigenen Funktionen und eigener Verwaltung“
. Als Umweltauswirkung gilt gemäß der DIN EN ISO 14001 „jede Veränderung der Umwelt, ob günstig oder ungünstig, die vollständig oder teilweise das Ergebnis der Tätigkeiten, Produkte oder Dienstleistungen der Organisation ist“
. Die DIN EN ISO 14001 hat keinerlei Zugangsbeschränkung und gilt weltweit. Die Teilnahme ist ebenso freiwillig wie bei der EMAS-Verordnung. Die allgemeine Anforderung liegt in der Einführung und Aufrechterhaltung eines Umweltma-nagementsystems und dessen kontinuierlicher Verbesserung (die die Organisation selbst bestimmt). „Die internationale Norm legt Forderungen an ein Umweltmanagementsystem fest, die es einer Organisation ermöglichen, eine Umweltpolitik und Zielsetzungen unter Berücksichtigung von rechtlichen Forderungen und Informationen über bedeutende Umweltauswirkungen zu formulieren. Sie gilt für jene umweltbezogenen Aspekte, welche die Organisation überwachen kann und bei denen eine Einflußnahme möglich erscheint.“
 Der Einstieg in das System erfolgt auch hier zunächst über eine festzulegende Umweltpolitik:


                                                Umweltpolitik

kontinuierliche Verbesserung                                                                   Planung 

                                                                        Implementierung und 

        Bewertung                                                  und Durchführung

         (durch oberste        

            Leitung)                          Kontroll- und

                                              Korrekturmaßnahmen

Abb. 24: Ablauf der DIN EN ISO 14001

Quelle: modifiziert nach DIN EN ISO 14001, S. 4.

· Als ersten Schritt hat die oberste Leitung der Organisation eine Umweltpolitik festzulegen

 und sicherzustellen, daß diese die Verpflichtung zur kontinuierlichen Verbesserung und Verhütung von Umweltbelastungen und die Verpflichtung zur Einhaltung der einschlägigen Umweltgesetze und -vorschriften enthält.
 Sie soll den Rahmen für Festlegung und Bewertung der umweltbezogenen Zielsetzungen und Einzelziele bilden und muß der Öffentlichkeit zugänglich sein.
 Die Definition der ,kontinuierlichen Verbesserung’ ist als „Kunstwerk des normungstechnischen Formelkompromisses“
 zu bezeichnen: „Prozeß zur Weiterentwicklung des Umweltmanagementsystems, um in Erfüllung der Umweltpolitik der Organisation Verbesserungen der umweltorientierten Leistungen insgesamt zu erzielen“
. Der Begriff bezieht sich nicht auf die Vermeidung von Umweltbelastungen, sondern auf die umweltsichernde Betriebsorganisation.
 Vor Festlegung der Umweltpolitik sollte sinnvollerweise die Ermittlung von Umweltaspekten und eine Umweltprüfung bereits durchgeführt worden sein.
 Die Umweltpolitik könnte sonst an den tatsächlichen Bedürfnissen des Umweltschutzes der Organisation vorbeilaufen.

· Als zweiten Schritt muß die Organisation

· Verfahren „einführen und aufrechterhalten, um jene Umweltaspekte
 ihrer Tätigkeit, Produkte oder Dienstleistungen, die sie überwachen kann und bei denen eine Einflußnahme erwartet werden kann, zu ermitteln, und daraus diejenigen Umweltaspekte zu bestimmen, die bedeutende Auswirkungen auf die Umwelt haben oder haben können“
. Diese Umweltaspekte müssen bei der Festlegung der umweltbezogenen Zielsetzungen und Einzelziele, die für jede relevante Funktion und Ebene innerhalb der Organisationsstruktur festzulegen und aufrechtzuerhalten sind, berücksichtigt werden.
 Unterschieden werden muß zwischen den selbst gesetzten umweltbezogenen Zielen (die sich aus der Umweltpolitik ergeben) und den umweltbezogenen Einzelzielen (die sich aus den umweltbezogenen Zielen ergeben). Das Einzelziel hat (möglichst) eine qualifizierte Vorgabe für die Organisation zu enthalten.
 

· Zur Verwirklichung der umweltbezogenen Zielsetzung und der Einzelziele muß ein Umweltmanagementprogramm eingeführt und aufrechterhalten werden, das neben Mitteln und Zeitrahmen auch die Festlegung der Verantwortlichkeiten beinhalten muß.
 

· Ein Verfahren muß eingeführt werden, das die Einhaltung von Gesetzen sicherstellt.

· Der dritte Schritt beinhaltet die Implementierung eines Umweltmanagementsystems und

dessen Durchführung. Aufgaben, Verantwortlichkeiten und Befugnisse müssen festgelegt und dokumentiert werden. Die Verantwortlichen haben neben den ihnen zugewiesenen Aufgaben

· sicherzustellen, daß das Umweltmanagementsystem in Übereinstimmung mit der Norm eingeführt, implementiert und aufrechterhalten wird und

· Bericht der obersten Leitung zu erstatten über die Leitung des Umweltmanagementsystem als Grundlage für dessen Verbesserung.
 

Diese Berichte müssen seitens der obersten Leitung dokumentiert werden. Daneben müssen die Mitarbeiter bei Bedarf geschult werden, um sicherzustellen, daß sie kompetent genug sind, Aufgaben, welche bedeutende Umweltauswirkungen haben können, auch entsprechend zu bewältigen. Ein Verfahren für die interne Kommunikation gilt als selbstverständlich. 

Die zu erstellenden Dokumente müssen so archiviert werden, daß sie verfügbar sind, regelmäßig bewertet werden können und vor unrechtmäßigem Gebrauch geschützt sind.

Zur Erfüllung der Umweltpolitik muß die Organisation betriebliche Vorgaben in den einzelnen Verfahren festlegen. Ebenso müssen die Vorgaben den Zulieferern oder Auftragnehmern bekannt gemacht werden.
 Notfallvorsorge ist ebenso zu betreiben wie die Erprobung von Maßnahmen nach Unfällen oder Notfallsituationen.

· Der vierte Schritt liegt in der Überwachung und Messung von Umweltauswirkungen. Fol-

gende Verfahren müssen eingeführt und aufrechterhalten werden:

· ein dokumentiertes System, „um die Erfüllung der relevanten gesetzlichen Umweltvorschriften regelmäßig zu bewerten“
,

· ein dokumentiertes Verfahren, „um Verantwortung und Befugnis für die Behandlung und Untersuchung von Abweichungen, die Ergreifung von Maßnahmen zur Begrenzung etwaig verursachter Auswirkungen und für die Veranlassung und Erledigung von Korrektur- und Vorsorgemaßnahmen festzulegen“
,

· ein dokumentiertes Verfahren, „für die Kennzeichnung, Pflege und Beseitigung von umweltbezogenen Aufzeichnungen“
 (inkl. den Ergebnissen von Umweltaudits und -bewer-tungen),

· ein regelmäßiges Auditprogramm bzw. -verfahren, um festzustellen, ob das Umweltmanagementsystem, 

1) die geplanten Anforderungen und Forderungen der Norm erfüllt,

2) ordnungsgemäß implementiert und aufrechterhalten worden ist,

3) der Leitung der Organisation Informationen und Ergebnisse von Audits zukommen läßt.

„In einem vollständigen Auditprogramm müssen Anwendungsbereich, Häufigkeit und Methoden der Auditierung sowie die Verantwortlichkeiten und Forderungen für die Durchführung von Audits und für die Berichterstattung darüber geregelt sein.“
 Ein Umweltmanagementsystem-Audit wird definiert als „ein systematischer und dokumentierter Verifizierungsprozeß zur objektiven Ermittlung und Bewertung von Nachweisen, um festzustellen, ob das Umweltmanagementsystem einer Organisation die selbst festgelegten Auditkriterien erfüllt, sowie die Übermittlung der Ereignisse dieses Prozesses an die Leitung der Organisation“
.Mit dem Audit soll festgestellt werden, ob das Umweltmanagementsystem den Anforderungen der DIN EN ISO 14001 entspricht, ob es also ordnungsgemäß umgesetzt und aufrechterhalten worden ist.

· Der letzte Schritt des „zyklisch dynamischen Planungsprozeßes“
 liegt in der von der Or-

ganisation durchzuführenden Bewertung des Umweltmanagementsystems, um die kontinuierliche Verbesserung sicherzustellen.
 Sie muß in von der Organisation festgelegten Abständen wiederholt und regelmäßig dokumentiert werden. Eventuelle Änderungen der Umweltpolitik oder der umweltbezogenen Zielsetzungen aufgrund des Umweltschutz-Audits müssen von der obersten Leitung ausgesprochen werden.

„Das deutsche Zertifizierungsverfahren ist gemäß §9 Abs. 3 und §10 Abs. 4 UAG an die Fachkundekompetenz des Umweltauditgesetzes angepaßt und sieht daher aufgrund der individualbezogenen Organisationsstruktur einen einstufigen Aufbau der Zertifizierungsstelle vor. Standortprüfung und Erteilung des Zertifikates erfolgt durch den oder die Zertifizierungsstellen (zugleich Umweltgutachter, §9 Abs 3 UAG), ...“
 Der Auditor wird von der Trägerge-meinschaft für Akkreditierung mbH (TGA) akkreditiert, während die Zulassung von Umwelt-gutachtern von der Deutschen Akkreditierungs- und Zulassungsgesellschaft für Umwelt-gutachter mbH (DAU) vorgenommen wird.
 Anhand eines in der Zertifizierungsstelle der Organisation durchgeführten Audits prüft die TGA die eingeführten Verfahren.
 

„In der ISO-Norm findet sich vieles, was zum Anforderungskatalog eines Umweltmanagementsystems nach EMAS gehört, teilweise in ähnlichen Formulierungen lediglich im informativen Anhang.“
 So werden z.B. in Artikel 4 Abs. 1 der EMAS-Verordnung die Personen festgelegt, die ein internes Audit durchführen können; bei der DIN EN ISO 14001 erfolgt diese Information im Anhang A.5.4.  Es wird die Meinung vertreten, daß die höchsten Anforderungen mit der Teilnahme an der EMAS-Verordnung verbunden sind.
 Es sei zu erwarten, daß registrierte Standorte quasi automatisch eine Zertifizierung nach ISO 14001 oder auch BS 7750 erhalten (sofern der Umweltgutachter auch gleichzeitig Zertifizierer dieser Normen ist).

Seit dem 16. April 1997 können gemäß einer Entscheidung der EU-Kommission EMAS und DIN EN ISO 14001 zusammen geprüft werden. 

Kritisch angemerkt sei, daß nach DIN EN ISO 14001 die Möglichkeit besteht, an verschiedenen Standorten nur stichprobenartig geprüft zu werden.
 „Dies bedeutet, daß nicht alle Standorte vollständig geprüft, aber für alle das Zertifikat erteilt wird. In den drei Jahren bis zur Rezertifizierung müssen allerdings alle verbleibenden Standorte überprüft worden sein.“

3.4.3. EMAS-Verordnung und DIN EN ISO 14001 im vergleichenden Überblick
Zur Klarstellung der Unterschiede und Gemeinsamkeiten sollen die Systematiken der EMAS-Verordnung und der DIN EN ISO 14001 noch einmal in den Kernpunkten gegenübergestellt werden. Der Vergleich schließt mit einem Hinweis ab, für welche Unternehmen welches der beiden Systeme sinnvoll erscheint.

Die Motivation der Mitarbeiter darf bei beiden Systemen nicht als gegeben angenommen werden. Das genaue Gegenteil ist der Fall: „Die Ablehnung des Umweltmanagementsystems durch die Mitarbeiter steigt etwa im Quadrat mit der Anzahl der Seiten, die das System zur Darstellung einfacher Sachverhalte benötigt“
. 

       EMAS-Verordnung
 Unterschiede / 

Gemeinsamkeiten
 ISO 14001

europaweit
Geltungsbereich
weltweit

gilt nur für gewerbliche Unternehmen
Zugangsbeschränkung
keine Zugangsbeschränkung

bezogen auf einen Standort

(Betriebsgelände, von dem bei 

gewerblicher Tätigkeit Umweltein-

wirkungen ausgehen)
inhaltlicher Geltungsbereich
bezogen auf eine Organisation

(Einheiten mit gleichem 

Managementsystem)

Validierung durch akkreditierte Umweltgutachter vorgeschrieben
Validierung
Zertifizierung / Registrierung

Selbstdeklaration optional

(Übereinstimmung mit Norm)

Nachweis der Einhaltung aller Umweltgesetze erforderlich zur Registrierung
Einhaltung der Umweltgesetze
Die Verpflichtung zur Einhaltung der Umweltgesetze muß in die Umweltpolitik aufgenommen werden

Angemessene kontinuierliche Verbesserung des Umweltschutzes
Kontinuität
Kontinuierliche Verbesserung 

(Das Ausmaß wird von der Organisation selbst bestimmt.)

Es wird erwartet, daß die wirtschaftlich vertretbare und beste verfügbare Technik angewendet wird
Beste verfügbare Technik
Ermutigung zur Anwendung der besten verfügbaren und wirtschaftlich vertretbaren Technik

Umweltschutzleistungen des Standortes und Information der Öffentlichkeit
Betrachtungsschwerpunkt
Managementsystem

Forderung

Pflichtbestandteil zur Erfüllung der Anforderungen
Ist-Analyse

(„Umwelt-Betriebsprüfung“)
Empfohlen, nicht vorgeschrieben   

Umweltprüfung wird nur gefordert, wenn die Organisation kein Umweltmanagement eingeführt hat          

Auflistung und Bewertung der Umweltauswirkungen
Umweltauswirkungen
Feststellung der Umweltaspekte und Ermittlung der erheblichen Einwirkungen auf die Umwelt

Energieeinsparung, Einsparung und Auswahl von Rohstoffen, Wasserbewirtschaftung etc. müssen betrachtet werden
Umweltaspekte
Im Normtext keine Erwähnung von Umweltaspekten


Auditzyklus max. alle 3 Jahre
Audithäufigkeit
Nicht spezifiziert (selbst festzulegen)

Umwelterklärung wird für die Öffentlichkeit und den Umweltgutachter verfaßt
Umwelterklärung
Keine Umwelterklärung

Registrierung bei IHK / HWK
Registrierung
Keine Registrierung

Über die Umwelterklärung erhält die Öffentlichkeit Informationen zur Umweltpolitik,  zum -programm, zum

 -mangementsystem
Information der Öffentlichkeit 
Umweltpolitik muß öffentlich zugänglich sein

Klare Vorgaben zur Umweltpolitik
Umweltpolitik
Keine Vorgaben zur Formulierung der Umweltpolitik

Relevante Informationen über Umwelt-aspekte der Handhabung, Anwendung und Beseitigung von Produkten gefordert
Produktinformationen
Produktspezifische Informationen nicht gefordert

Lieferanten und Antragsnehmer müssen die betreffenden ökologischen Anforderungen des Unternehmens einhalten
Umgang mit Vertragspartnern
Verpflichtung zur Bekanntgabe der relevanten Verfahren und Anforderungen der Organisation gegenüber Zulieferern und Antragsnehmern

Firmen überwiegend in der EU tätig sind.

Firmen eine Umwelterklärung veröffentlichen möchten.

Firmen komplette Standorte registriert haben möchten.

Firmen direkt an Endverbraucher liefern oder häufig öffentliche Aufträge annehmen.

Firmen Produkte herstellen, die in der Kritik stehen.
Zertifizierung zu empfehlen, wenn
Firmen international tätig sind.

Firmen zunächst keine Umwelterklärung veröffentlichen möchten.

Firmen nur ausgewählte Unternehmensbereiche zertifiziert haben möchten.

Firmen als Zulieferer fungieren.

Firmen die Teilnahme an der EMAS-Verordnung versagt wird (z.B. Dienstleister).

Tab. 8: Vergleichender Überblick von ISO 14001 und EMAS-Verordnung

Quelle: zusammengestellt aus: Berenz, Rolf, Die Qual der Wahl?, Zur Strategie der Normenwahl für das betriebsspezifische Umweltmanagementsystem, in: Qualität und Zuverlässigkeit, Qualitätsmanagement in Industrie und Dienstleistung, Organ der Deutschen Gesellschaft für Qualität e.V., 42. Jg. (1997), S. 285-288, hier S. 287; Schott, Umweltmanagement nach ISO 14000, S. 13-17; Myska, Validierung oder Zertifizierung, S. 2f; Kuck, Sybille, Arhelger, Erhard, Öko-Audit, Der Weg zur Umwelterklärung, in: DER UMWELT BEAUFTRAGTE, 5. Jg. (1997), S. 11- 14, hier S. 13; Tibor/Feldman, ISO 14000, S. 89f und 203-208.

4.  Umwelthaftpflichtversicherung unter Berücksichtigung des UWS-Auditing

4.1.  Historie und Abgrenzung der Umwelthaftpflichtversicherung 

Vor Einführung des Umwelthaftpflicht-Modells (UHM) durch den HUK-Verband
 Ende Dezember 1992 konnte ein Betrieb seine Umweltrisiken nur durch Kumulierung der Deckung einzelner Standardversicherungen und Zusatzvereinbarungen absichern.
 „Die Indeckung-nahme erfolgte bisher in Deutschland auf der Grundlage der Allgemeinen Versicherungsbedingungen für die Haftpflichtversicherung (AHB) in Verbindung mit zwei unterschiedlichen, historisch gewachsenen und nach Medien getrennten Versicherungskonzepten, nämlich:

· durch die sog. Gewässerschaden-Haftpflichtversicherung für Haftpflicht-Folgeschäden aus der Beeinträchtigung von Gewässern, parallel entstanden mit dem Wasserhaushaltsgesetz vom 01.03.1960 und auf dem Markt seit Anfang der 60er Jahre
 und

· durch die sog. Umweltpolice ´78, als Erweiterung der Betriebshaftpflichtversicherung für störfallbedingte Folgen aus Beeinträchtigung der Umweltmedien Boden und Luft, auf dem Markt seit Ende der 70er Jahre.“

Gegenstand der Betriebshaftpflichtversicherung ist die gesetzliche Haftpflicht privatrechtlichen Inhalts im Zusammenhang mit den im Versicherungsschein dokumentierten Tätigkeiten des Unternehmens.
 Sie befriedigt begründete Schadensersatzansprüche Dritter gegen den  Betrieb oder gegen deren Mitarbeiter und wehrt unberechtigte Ansprüche ab.
 

Das neue UmweltHG wird grundsätzlich von der Gewässerschaden-Haftpflichtversicherung und der Umweltpolice gedeckt.
 Als erhebliche Neuerung wurde die Haftung für Normalbetriebsschäden eingeführt.
 Diese Haftung bezieht sich auf alle drei Umweltmedien und ist von einer Grundstücksbezogenheit der Schäden unabhängig.
 Eine Haftung für Normalbetriebsschäden sieht §22 WHG (hinsichtlich des Mediums Wasser) und eine Quasi-Normalbetriebshaftung sieht §906 BGB (hinsichtlich immobiliarbezogener Schäden) vor.
 Demnach bestand keine Veranlassung zur Umstellung der bestehenden Verträge.
 Die Versicherer und insbesondere die Versicherungsmakler waren jedoch bestrebt, alte Bestandsver-  träge auf das neue UHM, das bei heutigem Neuabschluß ausschließlich Anwendung findet, umzustellen.
 Die Mannheimer Versicherungs- AG bot als erste Versicherungsgesellschaft die neue Umwelthaftpflichtversicherung im Oktober 1992 an.
 Einige Unternehmen waren gemäß Anlage 2 des UmweltHG verpflichtet, für dieses spezielle Risiko das Bestehen einer Deckungsvorsorge gegenüber den zuständigen Behörden nachzuweisen.
 Sie waren demnach gezwungen, auf das neue UHM umzudecken. Aufgrund telefonischer Nachfragen bei einigen Versicherungsgesellschaften seitens der Verfasserin kann zum heutigen Zeitpunkt (Dezember 1997 gesagt werden kann, daß nahezu bei allen Gesellschaften die Verträge zwischenzeitlich

auf das UHM umgestellt wurden.

Die Produkthaftpflichtversicherung bezieht sich auf Personen- oder private Sachschäden, die durch Fehler eines Produktes verursacht werden.
 Der Hersteller des Produktes ist demnach verantwortlich für die Einhaltung der in §3 ProdHG generalklauselartig festgelegten Sicherheitsstandards für die von ihm in den Verkehr gebrachten Produkte.
 Die EG-weite Produkthaftung ist dabei verschuldensunabhängig.
 Sie bietet in den Fällen der Personen- und Sachschäden, die durch Umwelteinwirkung von Produkten entstehen, einen mittelbaren Umweltschutz.
 

Die Umwelthaftpflichtversicherung steht losgelöst neben der Betriebshaftpflichtversicherung.
 „Gegenstand der Versicherung [Umwelthaftpflichtversicherung] ist die gesetzliche Haftpflicht privatrechtlichen Inhalts für Personen- und Sachschäden durch Umwelteinwirkung
 auf Luft, Boden und Wasser einschließlich Gewässer.“
 Versichert gelten Haftpflichtansprüche aus Sachschäden, die durch die allmähliche Einwirkung von Temperatur, Gasen, Dämpfen, Feuchtigkeit sowie Niederschlägen durch Rauch, Ruß, Staub etc. entstehen.
 Eingeschlossen sind auch Haftpflichtansprüche gegen gesetzliche Vertreter des Versicherungsnehmers (VN) oder aufsichtsführende Personen im Betrieb und alle übrigen Betriebsangehörigen für Schäden, die sie in Ausführung ihrer Pflichten verursachen.
 Ebenfalls versichert gelten Vermögensschäden infolge der Verletzung von Aneignungsrechten, des Rechtes am eingerichteten und ausgeübten Gewerbebetrieb sowie von wasserrechtlichen Benutzungsrechten oder -befugnissen.
 Sie erhalten den Status eines Sachschadens.
 Unberechtigte Ansprüche werden abgelehnt. Diese sog. Rechtsschutzfunktion des Haftpflichtversicherers erfordert hinsichtlich der Dokumentation seitens des VN erhebliche Anforderungen, die über ein Umwelt-Auditing sichergestellt werden können.
 „Ansprüche aus Personenschäden infolge eines Arbeitsunfalles sind dagegen ausgeschlossen.“
 Der Versicherungsschutz beinhaltet demnach „Ansprüche gemäß §§ 1 UmweltHG, 22 WHG sowie alle Ansprüche aus unerlaubter Handlung gemäß §§823 ff. BGB.“
 §906 Abs. 2 Satz 2 BGB fällt jedoch ebensowenig unter den Versicherungsschutz, wie die auf Unterlassung (§1004 BGB) oder die auf Auskunft gerichteten Ansprüche (§8 UmweltHG).
 §14 Satz2 BImSchG beinhaltet dagegen einerseits einen Anspruch auf Ausgleich, der nicht unter den Versicherungsschutz fällt, und andererseits einen Anspruch auf Ersatz eines darüber hinausgehenden Schadens, der im Rahmen des UHM als gesetzliche Haftpflicht gedeckt ist.
 

4.2. Neudefinition des Versicherungsfalles
Die Einführung der Umwelthaftpflichtversicherung erforderte einen Ausschluß im Rahmen der AHB für Umweltschäden, um Doppelversicherungen zu vermeiden und,
 um eine Abgrenzung zwischen Betriebshaftpflichtrisiko und Umweltrisiko zu ermöglichen
. Dieser Ausschluß wurde als §4 Abs. 1 Nr. 8 neu in die AHB eingeführt, so daß hierüber kein Versicherungsschutz mehr für Haftpflichtansprüche wegen Schäden durch Umwelteinwirkungen auf Boden, Luft oder Wasser und die sich daraus ergebenden weiteren Schäden besteht.
 Durch Produkte ausgelöste Schäden bleiben von dem Ausschluß unberührt. Sie bleiben in der Betriebs- bzw. erweiterten Produkthaftpflichtversicherung versichert.

Umweltschäden durch spektakuläre betriebliche Störfälle, wie z.B. den Sandoz-Brand, werden umgehend bekannt. Die Schadenmeldung an die Versicherung (sog. Meldejahr) deckt sich mit dem Jahr des Schadenereignisses (sog. Geschäftsjahresschaden).
 Der betreffende Haftpflichtversicherer weiß also, daß er aus der Prämie dieses Jahres u.a. diesen Schaden zu regulieren hat.
 Der Versicherungsfall galt gemäß §5 Ziffer 1 AHB als „das Schadenereignis, das Haftpflichtansprüche gegen den Versicherungsnehmer zur Folge haben könnte. Deckungsauslösend ist danach ein Sachverhalt, nach dem der Versicherungsnehmer wegen eines während der Wirksamkeit der Versicherung eingetretenen Schadenereignisses, das den Tod, die Verletzung oder Gesundheitsschädigung von Menschen oder die Beschädigung oder die Vernichtung von Sachen zur Folge hatte, hierfür aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen privatrechtlichen Inhalts von einem Dritten auf Schadenersatz in Anspruch genommen wird.“
 Es handelt sich um das sogenannte Schadenereignisprinzip.

Demgegenüber stehen sogenannte Spätschäden, also Schadenfälle, in denen das Meldejahr beim Versicherer später als das Schadenereignisjahr liegt.
 So mußte z.B. ein 1990 gemeldeter Schaden aufgrund des Inzidenz- oder Akkumulationsrisikos dem Versicherungsjahr 1982 zugeordnet werden.
 Für die Regulierung des Anspruches ist damit die Police aus dem Jahr 1982 und der damalige Versicherer zuständig.
 „Wegen dieser zeitlichen Zuordnungswirkung der Versicherungsfall-Definition muß der Versicherer mit der Prämie, die er 1982 für die Gefahrenübernahme erhalten hat, nicht nur die noch im betreffenden Jahr gemeldeten Schäden finanziell abdecken, sondern auch den 1990 nachgemeldeten Schaden.“
 
Zusätzlich existieren noch sogenannte Akutschäden. Sie werden i.d.R. noch im betreffenden Schadenereignisjahr gemeldet, eintretende Spätschäden aber erst einige Jahre später.
 „Ein Musterfall für einen Akutschaden mit Altlastenproblematik
: Im Boden eines Betriebsgeländes werden im Jahr 1989 größere Mengen gewässerschädliche Stoffe festgestellt, die kontinuierlich in das Grundwasser absickern. Die Aufklärung, wie es zu dieser Ablagerung kommen konnte, ergibt aufgrund von Mitarbeiter-Aussagen, Dokumenten und Fotografien, daß am 15.09.72 auf dem Betriebsgelände ein Unfall eingetreten war, bei dem jene Flüssigkeitsmenge in den Boden gelangte; seinerzeit wurde dem Vorgang aber keine Bedeutung beigemessen, die Unfallstelle aufgeräumt und zur Tagesordnung übergegangen. Versicherungstechnisch ist das ein zeitlich genau fixierbarer Schaden des Jahres 1972, der sich aufgrund der 1989 erfolgenden Aufarbeitung als Spätschaden des Jahres 1972, zu regulieren zu Lasten jener Police, darstellt. Dieser Beispielfall führte zu einem Aufwand von DM 450.000!“
 Die Aufarbeitung dieser bekannten oder noch unentdeckten, aber bereits eingetretenen Altlastfälle, hat bereits bis zum Jahr 1992 einen Aufwand seitens der Versicherer von mehreren Milliarden DM verursacht.
 Besonderes Problem ist i.d.R. die zeitliche Einordnung des die Deckungsverpflichtung auslösenden Schadenereignisses.

Die Unberechenbarkeit des aus der Inhomogenität des Mediums Boden resultierenden Altlastenrisikos führt zu dem primären Bewertungsproblem seitens der Versicherungswirtschaft.
 Sie sah sich veranlaßt, aufgrund des Langzeitproblems, der Kumulfrage und der Serienschadenproblematik
 den Versicherungsfall neu zu definieren, so daß eine exakte Fixierung des Versicherungsfalles gewährleistet ist.

„Der Versicherungsfall ist  - abweichend von §1 Ziff. 1 und §5 Ziff. 1 AHB - die nachprüfbare erste Feststellung des Personenschadens (Tod, Verletzung oder Gesundheitsschädigung von Menschen), Sachschadens (Beschädigung oder Vernichtung von Sachen) oder eines gemäß Ziff. 1.2 mitversicherten Vermögensschadens durch den Geschädigten, einen sonstigen Dritten oder den Versicherungsnehmer.“
 Demnach ist der Eintritt des Schadenereignisses nicht mehr entscheidend, sondern die nachprüfbare erste Feststellung.
 Die zeitlichen Ein-grenzungsschwierigkeiten der Langzeitkontamination sind zwar größtenteils beseitigt, jedoch hat der Versicherer jetzt die Möglichkeit, „sich vor Feststellung des Schadens durch eine rechtzeitige Kündigung seiner Deckungsverpflichtung zu entziehen“
.  

Anzumerken gilt, daß das Haftungsrecht regelmäßig auf eine Rechtsgutsverletzung abstellt - 

also auf das Schadenereignis und nicht auf die nachprüfbare erste Feststellung des Schadens (auch Festellungs- oder Discovery-Prinzip genannt)
, so daß Divergenzen zwischen Haftung und Versicherungsdeckung bestehen.
 Der Versicherungsfall stellt sich wie folgt dar:

            Aufnahme einer

            risikobehafteten                                                 Schadenereignis 

            Tätigkeit



                                                                                                                                                       Zeitstrahl

                                               Schadenursache                                         Entdeckung des Schadens

                                               Verstoß                                                     (=Versicherungsfall)

Abb. 25: Der Versicherungsfall

Quelle: Allianz Versicherungs-AG, Umwelthaftpflichtversicherung, Umwelthaftung: ein neues Gesetz, eine neue Haftung, eine neue Versicherung, o.O. 1993, S. 8.

Bedingt durch die neue Definition des Versicherungsfalles wurde eine neue Serienschadenklausel eingeführt.
 Nach der alten Serienschaden-Regelung würden nämlich bei mehreren Schäden derselben Umwelteinwirkung oder bei mehreren Umwelteinwirkungen, die auf eine Ursache zurückzuführen wären, bei Zugrundelegung der neuen Versicherungsfall-Definition auch mehrere Versicherungsfälle vorliegen, sofern sie zu verschiedenen Zeitpunkten festgestellt würden.
 Die neu eingeführte Klausel lautet:

„Mehrere während der Wirksamkeit der Versicherung eintretende Versicherungsfälle 

· durch dieselbe Umwelteinwirkung

· durch mehrere unmittelbar auf derselben Ursache oder unmittelbar auf den gleichen Ursachen beruhenden Umwelteinwirkungen, wenn zwischen gleichen Ursachen ein innerer, insbesondere sachlicher und zeitlicher, Zusammenhang besteht,

gelten unabhängig von ihrem tatsächlichen Eintritt als ein Versicherungsfall, der im Zeitpunkt des ersten dieser Versicherungsfälle als eingetreten gilt.“

Zur Beendigung des Vertrages kann eine von einer der beiden Parteien ausgesprochene Kündigung führen oder eine Betriebseinstellung und der damit verbundene Wegfall des Interesses. Das UHM bietet im Rahmen einer dreijährigen Nachhaftung nach Beendigung des Vertrages (beitragsfrei) Versicherungsschutz für Umweltschäden, die während der Wirksamkeit des Vertrages eingetreten sind, aber erst nach Beendigung des Versicherungsverhältnisses festgestellt wurden.
 Die Versicherungssumme ist während dieser Nachhaftung auf den Teil der Versicherungssumme beschränkt, der noch unverbraucht aus dem letzten Versicherungsjahr vor Beendigung zur Verfügung steht.
 Nach Ablauf der Nachhaftungsfrist entfällt jede Erfüllungspflicht des Versicherers.
  Problematisch ist die Situation, in der die gesamte Versicherungssumme vollständig im letzten Versicherungsjahr aufgebraucht wurde, da der Anlagenbetreiber ohne Haftpflichtversicherungsschutz bleiben würde.
 

Zur Veranschaulichung dient Abb. 27:

                          neuer Vertrag nach                             Wegfall des Risikos

                         UHM                                                  Vertragsbeendigung                             Ende

                                                                                                                                          Nachhaftungszeit

Schadenereignis 1                                           Schaden 2               Schaden 3

(unentdeckt)                   Feststellung des       (unentdeckt)           (unentdeckt)  Feststellung des 

                                      Schadens 1                                                                  Schadens 2 + 3


    1990                  1992        1993                     1995         1996         1997         1998          1999        Zeitstrahl                                                        

Schaden 1: Keine Deckung nach Umwelthaftpflichtversicherung

                  Deckung über Betriebshaftpflichtversicherung mit Zusatzmodulen, die 1990 bestanden hat (zu dama-

                  ligen Versicherungssummen). Für Spätschäden kommt die damalige Versicherung ohne zeitliche Be-

                  grenzung auf. Schadenereignisprinzip.

Schaden 2: Regulierung aus Vertrag nach Umwelthaftpflichtversicherung, Stand 1996. Feststellungsprinzip.

Schaden 3: Keine Deckung nach Umwelthaftpflichtversicherung. Schaden trat nicht während der Wirksamkeit des

                  Vertrages ein. Keine Deckung aus früherem Vertrag.

Abb. 26: Umwelthaftpflichtversicherung, Einstieg und Nachhaftung

Quelle: modifiziert nach Allianz, Eine neue Haftung, S. 10.

Im Rahmen der Nachhaftungsregelung und der Ausschlußregelung
 gilt demnach weiterhin das Schadenereignisprinzip.
 Abschließend wird der neu definierte Versicherungsfall aus der jeweiligen Sicht VN/VR insbesondere im Vergleich mit dem Schadenereignisprinzip dargestellt.

Schadenfeststellungsprinzip

aus Sicht des

                 Versicherungsnehmers                                                           Versicherers

Vorteile
Nachteile

· erheblich vereinfachter Beweis

     des Versicherungsfalles

· gegenwartsbezogene Vertragsdeckungssummen/

Jahreshöchstersatzleistungen
· Beweisbelastung für Altlasten

· höhere aktuelle Schadenaufwendungen 

Nachteile
Vorteile

· Möglichkeit des Ausstiegs aus der Deckung durch den Versicherer nach schadenträchtigen Vorfällen

· eingeschränkte Nachhaftung
· Korrigierbarkeit der Deckung

· Reduzierung des Spätschadenrisikos

Tab.: 9: Betrachtung der sich aus dem Schadenfeststellungprinzip im Vergleich zum Schadenereignisprinzip 

ergebenden Vor- und Nachteile

Quelle: Schmidt-Salzer/Schramm, Kommentar zur Umwelthaftpflichtversicherung, S. 309.
4.3.  Versicherungsumfang

4.3.1. Bausteinprinzip

Im Rahmen des UHM wird erstmals die Haftpflicht für Schäden durch Ausbreitung über alle Umweltpfade in einer Police gebündelt; sie erweist sich somit als Einheitsmodell.
 Der Versicherungsschutz wird nach dem Baukastensystem individuell zusammengestellt.
 „Der Versicherungsnehmer wählt aus sieben Risikobausteinen diejenigen aus, die nach individueller Situtation für ihn erforderlich sind. Die innerhalb der Risikobausteine zu versichernden Risiken werden einzeln vom Versicherungsnehmer deklariert.“
 Der Versicherer stellt für die Deklaration, die Voraussetzung für den Versicherungsschutz ist, übersichtliche Risikoerfassungsbögen zur Verfügung. Die Versicherung erstreckt sich ausschließlich auf die in der Versicherungspolice aufgeführten Risiken.
 Es ergibt sich, daß für den VN eine vollständige Risikoerfassung, z.B. durch eine interne Umweltbetriebsprüfung oder durch eine interne oder externe Umweltrisikoprüfung, zwingend notwendig ist.
 

Eine separate Umwelthaftpflichtversicherung wird abgeschlossen, wenn im Betrieb Anlagen vorhanden sind, die einem der folgenden fünf Risikobausteine zugeordnet werden können:

„                Baustein 1: WHG-Anlagen

Anlagen des Versicherungsnehmers, die bestimmt sind, gewässerschädigende Stoffe herzustellen, zu verarbeiten, zu lagern, abzulagern, zu befördern oder wegzuleiten. Ausgenommen sind solche WHG-Anlagen, die in Anhang 1 oder 2 zum UmweltHG aufgeführt sind, Abwasseranlagen, Einwirkungen auf Gewässer sowie Schäden durch Abwässer.    

                 Baustein 2: UmweltHG-Anlagen

Anlagen des Versicherungsnehmers gemäß Anhang 1 zum UmweltHG. Ausgenommen sind Abwasseranlagen, Einwirkungen auf Gewässer wowie Schäden durch Abwässer.

                 Baustein 3: sonstige deklarierungspflichtige Anlagen

Anlagen des Versicherungsnehmers, die nach dem Umweltschutz dienenden Bestimmungen einer Genehmigungs- oder Anzeigepflicht unterliegen, soweit es sich nicht um WHG- oder UmweltHG-Anlagen handelt. Ausgenommen sind Abwasseranlagen, Einwirkungen auf Gewässer und Schäden durch Abwässer.

                    Baustein 4: Abwasseranlagen- und Einwirkungsrisiko

Abwasseranlagen des Versicherungsnehmers oder Einbringen oder Einleiten von Stoffen in ein Gewässer oder Einwirken auf ein Gewässer derart, daß die physikalische, chemische oder biologische Beschaffenheit des Wassers durch den VN verändert wird.

                    Baustein 5: UmweltHG-Anlagen/Pflichtversicherung

Anlagen des Versicherungsnehmers gemäß Anhang 2 zum UmweltHG.“

Weitere Bausteine des separaten Umwelthaftpflichtversicherungsvertrages sind:

„                   Baustein 6: Anlagen-Regreßrisiko

Planung, Herstellung, Lieferung, Montage, Demontage, Instandhaltung und Wartung von Anlagen gemäß Bausteinen 1-5 oder Teilen, die ersichtlich für Anlagen gemäß Bausteinen 

1-5 bestimmt sind, wenn der VN nicht selbst Inhaber der Anlagen ist.

                   Baustein 7: Umwelt-Basisdeckung (obligatorisch)

Umwelteinwirkungen, die im Zusammenhang mit dem im Versicherungsschein beschriebenen Risiko stehen, soweit diese Umwelteinwirkungen nicht von Anlagen oder Tätigkeiten ausgehen oder ausgegangen sind, die unter den Anwendungsbereich der Bausteine 1-6 fallen, unabhängig davon, ob diese Bausteine vereinbart wurden oder nicht.“

Baustein 7 deckt das gesamte Umweltrisiko der Anlagen ab, die nicht den Bausteinen 1-5 zuzuordnen sind, die nicht von den Tätigkeiten des Bausteins 6 und die nicht von der Betriebshaftpflichtversicherung erfaßt werden.
 Keinesfalls stellt es eine Art Auffangdeckung für irrtümlich oder versehentlich nicht deklarierte Risiken dar.

4.3.2. Umwelt-Basisdeckung
Die Umwelthaftpflicht-Basisdeckung wird als Ergänzung zur Betriebshaftpflichtversicherung abgeschlossen, wenn keine umweltrelevanten Anlagen im Unternehmen vorhanden sind, die die Vereinbarung der Risikobausteine 1-5 erfordern .
 Inhaltlich deckt sich diese Option mit den in Baustein 7 beschriebenen Umweltrisiken.
 Es wird eine eigene Versicherungssumme vereinbart, die neben die Deckungssumme der Betriebshaftpflichtversicherung tritt.
 Eine Erweiterung dieser Deckung um Baustein 6 kann bei Bedarf vereinbart werden.
 Folgender Deckungsaufbau ist demnach in der Umwelthaftpflichtversicherung gegeben:


                                                              Genereller Aussschluß

                                                                von Umweltschäden,

                                                                       §4 I 8 AHB


                           Anlagen gemäß                                                 keine Anlagen gemäß

                           Bausteinen 1-5 vorhanden                                 Bausteinen 1-5 vorhanden                          


                          Alternative 1                                                     Alternative 2

                          Deckung über                                                     Deckung über

                          zwei separate Verträge                                        einen Vertrag


         Betriebshaftpflichtversicherung                  Vertragsteil
          Eingeschlossen Umweltrisiken                       Betriebshaftpflichtversicherung                                                                                           

          aus Produkten, jedoch ausgenommen             Eingeschlossen Umweltrisiken aus Produkten,

          Anlagen-Regreßrisiko                                    jedoch ausgenommen Anlagen-Regreßrisiko

                                   +                                         

                                                                                Vertragsteil

         Umwelthaftpflichtversicherung                    Umwelthaftpflicht-Basisversicherung                                                                                             

            mit Bausteinen 1-6                                       - eigener Vertragstext

            incl. Umwelt-Basisdeckung                          - eigene Versicherungssumme neben der

            als Baustein 7                                                 Deckungssumme der Betriebshaftpflichtversicherung

            incl. Feuerhaftung                                        - fakultativer Baustein 6 (Anlagen-Regreßrisiko)

                                                                                - incl. Feuerhaftung

Abb. 27: Deckungsaufbau der Umwelthaftpflichtversicherung

Quelle: Nordstern, Instrumente zur Erfassung von Umweltrisiken.

4.4. Bedingungsvergleich von 16 deutschen Versicherungsunternehmen

Im Rahmen der vorliegenden Arbeit wurden von der Verfasserin Versicherungsgesellschaften angeschrieben, die in der Rangliste der ,50 GroßenVersicherungen’ 1996
 aufgeführt sind und gleichzeitig die Umwelthaftpflichtversicherung am deutschen Versicherungsmarkt anbieten.
 Die Zusendung der erbetenen Unterlagen (Bedingungen zur Umwelthaftpflicht- und Umwelthaftpflicht-Basisversicherung nebst Risikoermittlungsbögen) hat in zwei Fällen sechs  Wochen in Anspruch genommen. Das UHM wird bei diesem Überblick als Standardmodell verstanden und ist der Untersuchung deshalb vorangestellt. Der Aufbau des UHM und der Umwelt-Basisdeckung werden gegenübergestellt und die einzelnen Inhalte kurz erläutert. In einem tabellarischen Überblick wird danach überprüft, 

· ob die einzelnen Gesellschaften dieses Modell anbieten,

· ob sie zusätzliche Klauseln im Rahmen des UHM anbieten,

· welche Versicherungssumme sie anbieten und wie oft sie maximiert
 wird,

· welche Selbstbehalte vereinbart sind bzw. vereinbart werden können,

· welcher Nachhaftungszeitraum mit welcher Versicherungssumme angeboten wird,

· in welcher Höhe Aufwendungen vor dem Schadenfall angeboten werden und wie hoch ein eventueller Selbstbehalt ist und

· ob Risikoerfassungsbögen vorliegen.

Die Gesellschaften sind  der Größe nach geordnet. Auf die Umwelt-Basisdeckung kann im Rahmen der Tabelle aus Platzgründen nicht eingegangen werden. 

UHM     Aufbau
Ziffer
UMWELT-BASISDECKUNG    Aufbau

Gegenstand der Versicherung
1
Gegenstand der Versicherung

Umfang der Versicherung (Bausteine)
2
Risikobegrenzung

Vorsorgeversicherung

Erhöhungen und Erweiterungen
3
Fakultative Erweiterung des

Versicherungsschutzes

Versicherungsfall
4
Versicherungsfall

Aufwendungen vor Schadeneintritt
5
Aufwendungen vor Schadeneintritt

nicht versicherte Tatbestände
6
nicht versicherte Tatbestände

Versicherungssumme/Maximierung/

Serienschadenklausel/Selbstbehalte
7
Versicherungssumme/Maximierung/

Serienschadenklausel/Selbtbehalte

Nachhaftung
8
Nachhaftung

Versicherungsfälle im Ausland
9
Versicherungsfälle im Ausland

Tab. 10: Aufbau UHM und Umwelt-Basisdeckung im Überblick
Die Ziffern 1,2,4,7 und 8 wurden auf den vorangegangen Seiten bereits dargestellt. Der Wortlaut der Umwelthaftpflicht-Basisdeckung und des UHM deckt sich ab Ziffer 4 fast vollständig. 

Ziffer 3 UHM:  Vorsorgeversicherung, Erhöhung und Erweiterung:

Neue Risiken bedürfen einer neuen Vereinbarung, sie sind nicht zunächst im Rahmen einer Vorsorgeversicherung (wie bspw. bei der Privathaftpflicht) mitversichert. Gefahrerhöhungen
 und -erweiterungen
 sind ebenfalls nicht im Rahmen einer Vorsorgeversicherung abgedeckt. Quantitative Änderungen von Stoffrisiken bilden die Ausnahme: Sie sind ohne weiteres Zutun des VN mitversichert. Für „qualitative Änderungen von Stoffrisiken sowie für jedwede Modifikation der Anlagentechnik unterhalb der Schwelle eines neuen Risikos gelten die §§23ff VVG, die gemäß §34a VVG nicht zu Lasten des VN abbedungen werden dürfen.“
 Der Versicherer hat nach diesen Paragraphen des Versicherungsvertragsgesetzes (VVG) das Recht, den Vertrag binnen eines Monats ab Kenntnis der Gefahrerhöhung fristlos zu kündigen.

Ziffer 5 UHM:  Aufwendungen vor Schadeneintritt:
„Der Versicherer ersetzt, auch ohne daß ein Versicherungsfall eingetreten ist, nach einer Störung des Betriebes oder aufgrund behördlicher Anordnung Aufwendungen des VN für Maßnahmen zur Abwendung oder Minderung eines sonst unvermeidbar eintretenden Personen-, Sach- oder gemäß Ziffer 1.2 mitversicherten Vermögensschadens.“
 Der Gesamtbetrag je Störung des Betriebes oder je behördlicher Anordnung für diese Kosten ist ebenso frei ver-

einbar wie der Gesamtbetrag, der pro Versicherungsjahr zur Verfügung steht, und der Selbstbehalt.
 Nicht ersatzfähig sind Aufwendungen, die z.B. der  Instandhaltung dienen.

Ziffer 6 UHM:    Ausschlußtatbestände (insgesamt 16):

Ziffer 6.1:  Kleckerklausel:

Ausschluß von Umweltschäden durch Verkleckern, Verschütten, Abtropfen, Ablaufen, Verdampfen, Verdunsten kleiner Mengen wasserschädlicher Stoffe, die sich im Lauf der Zeit zu einem Gefährdungspotential aufaddieren; Ausnahme: Diese Vorgänge beruhen auf der Störung des Betriebes.

Ziffer 6.2.: Schäden aus Normalbetrieb:   

Es wird von seiten der Versicherer zunächst davon ausgegangen, daß Schäden, die durch betriebsbedingt unvermeidbare, notwendige oder in Kauf genommene Umwelteinwirkungen entstehen, ausgeschlossen sind.
 Es existiert jedoch in Abs. 2 Satz 2 eine sog. Öffnungsklausel: „Das gilt nicht, wenn der VN den Nachweis erbringt, daß er nach dem Stand der Technik zum Zeitpunkt der schadenursächlichen Umwelteinwirkungen unter den Gegebenheiten des Einzelfalles die Möglichkeiten derartiger Schäden nicht erkennen mußte.“
 Dieser Nachweis wird dem VN i.d.R. gelingen, wenn er an einem Öko-Audit-System teilnimmt. 

Kernargument, daß Normalbetriebsschäden nicht versicherbar seien, ist, daß die Versicherbarkeit von Risiken von der Ungewißheit des Versicherungsfalls abhängt.
 Bei einer industriellen Produktion aber können Schadstoffemissionen nicht gänzlich vermieden werden (auch nicht, wenn eine immissionschutzrechtliche Genehmigung vorliegt), so daß der Versicherungsfall vorhersehbar wäre.

Ziffer 6.3: Schäden bei Vertragsbeginn:
Ansprüche wegen bei Vertragsbeginn bereits eingetretener Schäden sind ausgeschlossen.

Die wichtigsten Aussschlüsse wurden dargelegt, andere müssen an dieser Stelle unberücksichtigt bleiben.

Ziffer 9 UHM:  Versicherungsfall im Ausland:

Mitversichert gelten Schäden im Ausland, die auf den Betrieb einer im Inland gelegenen Anlage oder einer versicherten Tätigkeit zurückzuführen sind. In den USA und Kanada werden zusätzlich Kosten für Anwalt und Gericht übernommen.

Ziffer 2 Basisversicherung:   Risikobegrenzung:

Hier werden all jene Anlagen vom Versicherungsschutz ausgeschlossen, die über das UHM gemäß jeweiligem Risikobaustein abzusichern sind.
 

Ziffer 3 Basisversicherung  fakultative Erweiterung des Versicherungsschutzes

Baustein 6 aus dem UHM kann eingeschlossen werden, sofern der VN nicht gleichzeitig Inhaber der Anlage ist, für die hergestellt, geliefert o.ä. wird.

Versicherungs-gesellschaft
UHM

als 

Basis?
zusätzliche Klauseln
Versicherungssumme/

Maximierung/

Selbstbehalt
Nachhaftungszeitraum/

Versicherungssumme
Aufwendungen vor 

dem Versicherungsfall/

Selbstbehalt
Risikoerfassungs-

bögen vorliegend?

Allianz Ver-

sicherungs-AG
ja
Begrenzung
DM 20.000 SB bei Personenschäden oder Kosten im Ausland

mitversichert jedoch
selbstfahrende Arbeitsmaschinen,

KFZ mit nicht mehr als 6 km/h u.ä.
Verhandlungssache

einfach

SB

Verhandlungssache
3 Jahre

unverbrauchter Teil
DM 200.000

max. DM 400.000

SB 10% der Aufwendungen
nein

Hamburg-

Mannheimer

Versicherungs-AG
ja
Ausschlüsse
Abbruch-, Einreißarbeiten, Sprengungen

Begrenzung

Kumulklausel

DM 20.000 SB bei Personenschäden oder Kosten im Ausland

mitversichert jedoch
selbstfahrende Arbeitsmaschinen, 

KFZ mit nicht mehr als 6 km/h u.ä. 
Verhandlungssache

einfach

SB 10%

max. DM 5.000
3 Jahre

unverbrauchter Teil
DM 200.000

max. DM 400.000

SB 10%
nein

Gerling Ver-

sicherungs-AG
ja
Ausschlüsse
Abbruch-, Einreißarbeiten, Sprengungen

Begrenzung
Kumulklausel

Beweislast, daß Umwelteinwirkung während der Vertragslaufzeit (und nicht vorher) eingetreten ist, obliegt ausschließlich dem VN

mitversichert jedoch
Arbeitsgemeinschaften

selbstfahrende Arbeitsmaschinen

KFZ  mit nicht mehr als 6 km/h
Verhandlungssache

einfach

mind. 10%

min. / max.
3 Jahre

unverbrauchter Teil
üblich 10% der VS

SB mind. 10%

min. / max.
ja

R+V Allgemeine

Versicherung

AG
ja


Ausschlüsse

Abbruch-, Einreißarbeiten, Sprengungen

Garten- und Landschaftsbaubetriebe

Banken mit Warenverkehr

Warengenossenschaften 

Schädlingsbekämpfung aus der Luft

Asbest oder asbesthaltige Substanzen

nicht ordnungsgemäße Zwischen-, End-
Verhandlungssache

einfach

SB 10%

max. DM 10.000
3 Jahre

unverbrauchter Teil
DM 200.000

max. DM 400.000

SB 10%

max. DM 5.000
nein



Versicherungs-gesellschaft
UHM

als

Basis?
Zusätzliche Klauseln
Versicherungssumme/

Maximierung/

Selbstbehalt
Nachhaftungszeitraum/

Versicherungssumme
Aufwendungen vor 

dem Versicherungsfall/

Selbstbehalt
Risikoerfassungs-

bögen vorliegend?

R+V

Lagerung von Abfällen

Keine Aufwendungen vor Eintritt des Schadenfalls im Ausland

Begrenzung
Beweislast, daß Umwelteinwirkung während der Vertragslaufzeit (und nicht schon vorher) eingetreten ist und daß sie Ursache für den Störfall ist, obliegt ausschließlich dem VN

mitversichert jedoch
selbstfahrende Arbeitsmaschinen

KFZ mit nicht mehr als 6 km/h





DBV-Ver-

sicherungen


ja
Ausschlüsse

Abbruch-, Einreißarbeiten, Sprengungen

Elektromagnetische Felder

Begrenzung
Kumulklausel
DM 2 Mio pauschal

max. DM 1 Mio

je Person

einfach

SB DM 1.000
3 Jahre

unverbrauchter Teil
DM 200.000

max. DM 200.000

SB DM 1.000
ja

Colonia Ver-

sicherung AG
ja
mitversichert

ehemaliges DDR-Gebiet

neue Risiken bis max.

4 Monate 
Verhandlungssache

einfach

SB --%

min. / max.

Verhandlungssache
3 Jahre

unverbrauchter Teil
10% der VS insgesamt

max. das Doppelte

SB --%

Verhandlungssache
ja

Haftpflichtver-

band der

Deutschen Industrie

(HDI)
ja


Ausschlüsse
Asbest, asbesthaltige Substanzen

HKW, HKW-haltige Substanzen, CKW halogenierte Dibenzodioxinen

nicht ordnungsgemäße Zwischen-, End-lagerung von Abfällen

mitversichert jedoch
Arbeits- und Liefergemeinschaften

falls vereinbart
Beauftragung von Subunternehmen 

Tätigkeits-, Mietsachschäden

Schäden durch Abwässer
Verhandlungssache

einfach

SB --%

min. / max.

Verhandlungssache
3 Jahre

unverbrauchter Teil


Verhandlungssache

SB --%

Verhandlungssache


ja



Versicherungs-gesellschaft
UHM

als

Basis?
Zusätzliche Klauseln
Versicherungssumme/

Maximierung/

Selbstbehalt
Nachhaftungszeitraum/

Versicherungssumme
Aufwendungen vor 

dem Versicherungsfall/

Selbstbehalt
Risikoerfassungs-

bögen vorliegend?

HDI

selbstfahrende Arbeitsmaschinen

Kfz mit nicht mehr als 6 km/h

Mietsachschäden





Gothaer

Versicherungsbank VVaG
ja
nein
Verhandlungssache 

einfach

SB Verhandlungs-

sache
3 Jahre

unverbrauchter Teil
Verhandlungssache

SB --%

min. / max.

Verhandlungssache
ja

Victoria Ver-

sicherung AG
ja
Ausschlüsse

halogenorganische Stoffe

Abbruch-, Einreißarbeiten, Sprengungen

Klärschlamm, Düngemittel u.ä.
Begrenzung 

Kumulklausel

mitversichert jedoch

Mietsachschäden 

selbstfahrende Arbeitsmaschinen

KFZ mit nicht mehr als 6 km/h

Arbeitsgemeinschaften + Konsortien
Verhandlungssache

einfach

SB --%

min. / max.

Verhandlungssache
3 Jahre

unverbrauchter Teil
Verhandlungssache

SB 10%
ja

Landwirt-schaftlicher

Versicherungs-

verein Münster

a.G. (LVM)


ja
Ausschlüsse

Abbruch-, Einreißarbeiten, Sprengungen

Im Ausland keine Aufwendungen vor Schadenfall

falls vereinbart
Mietsachschäden

selbstfahrende Arbeitsmaschinen

KFZ mit nicht mehr als 6 km/h
DM 2 Mio pauschal

einfach

SB 10%

min. DM 100

max. DM 1.000
3 Jahre

unverbrauchter Teil
10% der VS

SB 10%

min. DM 100

max. DM 1.000
ja

Vereinigte Haftpflichtversicherung Hannover V.a.G. (VHV)
ja
andere AHB

andere Anlagen/Risikobausteine

SPEZIELL FÜR 

BAUWIRTSCHAFT
Verhandlungssache

einfach

SB 10%

min. DM 5.000
3 Jahre

unverbrauchter Teil
25% der VS

SB 10%
ja

Württember-

gische Ver-

sicherung AG
ja
Ausschlüsse
Abruch-, Einreißarbeiten

Sprengungen

Begrenzung
DM 1 Mio pauschal

einfach


3 Jahre

unverbrauchter Teil
DM 200.000


ja

Versicherungs-gesellschaft
UHM

als

Basis?
zusätzliche Klauseln
Versicherungssumme/

Maximierung/

Selbstbehalt
Nachhaftungszeitraum/

Versicherungssumme
Aufwendungen vor 

dem Versicherungsfall/

Selbstbehalt
Risikoerfassungs-

bögen vorliegend?



Kumulklausel

im Falle der Öffnungsklausel

max. DM 200.000
SB 10%

min. DM 1.000

max. DM 10.000

SB 10%

min. DM  1.000

max. DM 10.000


Aachener und

Münchener Versicherungs-

AG
ja
nein
Verhandlungssache

einfach

SB

Verhandlungssache
3 Jahre

unverbrauchter Teil
Verhandlungssache

SB

Verhandlungssache
nein

Nordstern

Allgemeine 

Versicherungs-AG
ja
identisch mit COLONIA
...


...


...
ja

Nürnberger 

Allgemeine

Versicherungs-AG
ja
Lediglich Hinweis nach 3 Wochen erhalten, daß ich mich mit meiner Anfrage an den VDS wenden möge. 


Nein

Albingia Ver-

sicherungs-AG
ja
Ausschlüsse
Abbruch-, Einreißarbeiten, Sprengungen

Klärschlamm, Düngemittel u.ä.

Asbest

halogenierte Kohlenwasserstoffe

Begrenzung

Kumulklausel
auf dem Gebiet der ehemaligen DDR obliegt die Beweislast, daß die Umwelteinwirkung  während der Vertragslaufzeit (und nicht schon vorher) stattgefunden hat, ausschschließlich dem VN

versichert, falls vereinbart
Arbeits-, Liefergemeinschaften

WHG-Kleinanlagen zur Lagerung gewässerschädlicher Stoffe
Verhandlungssache

zweifache Maximierung möglich

SB 10%
3 Jahre

unverbrauchter Teil
10 % der VS

min. DM 100.000

max. DM 500.000

SB

Verhandlungssache

min. DM 1.000

max. DM ---
ja

SB= Selbstbehalt   VS= Versicherungssumme  VN=Versicherungsnehmer, VDS=Verband der Schadenversicherer

Tab 11: Überblick des am deutschen Versicherungsmarkt gebotenen Versicherungsschutzes

Quelle: jeweiliges Bedingungswerk der Versicherungsgesellschaft 

Kumulklausel: Besteht für mehrere Versicherungsfälle, die auf derselben Ursache beruhen, für den VN Versicherungsschutz sowohl im Rahmen dieses Vertrages als auch einer anderen Haftpflichtversicherung, so ist die Ersatzleistung des Versicherers aus diesen Versicherungen auf insgesamt die höchste der je Versicherungsfall in diesen Versicherungen vereinbarten Deckungssummen begrenzt (also keine kumulierten Deckungssummen).
 

Mietsachschaden: Schäden an zu gewerblichen Zwecken gemieteten oder gepachteten Räumen oder Gebäuden, verursacht durch Brand oder Explosion.
 

Bei der tabellarischen Übersicht der Angebote am deutschen Versicherungsmarkt zeigt sich, daß alle untersuchten Bedingungswerke auf dem UHM vom HUK-Verband basieren. Nicht eine Gesellschaft weicht von der dort vorgeschlagenen Regelung der Nachhaftung ab. Bei den zusätzlichen Klauseln ergeben sich deutliche Unterschiede. Einige Gesellschaften fassen z.B. die Auslandsdeckung weiter, einige verlangen hier Selbstbehalte oder stellen geringere Versicherungssummen zur Verfügung. Hier mußte aus Platzgründen auf Erfassung aller ausgeschlossenen, begrenzten oder mitversicherten Tatbestände verzichtet werden. Die der Verfasserin am wichtigsten erscheinenden Faktoren wurden erfaßt. Die Höchsthaftungssumme von DM 160 Mio gemäß §15 UmweltHG sorgt zwar für eine Kalkulier- und somit für eine Versicherbarkeit des Risikos,
 die am Markt angebotenen Versicherungssummen belaufen sich aber i.d.R. nur auf DM 2, 5 oder 10 Mio pauschal für Personen- und Sachschaden.
 Für höhere Deckungssummen besteht am deutschen Markt keine Deckungskapazität.
 Die zu vereinbarenden Deckungssummen scheinen dennoch den größten Spielraum bei der Vertragsgestaltung zu bieten. Eine Selbstbeteiligung in Höhe von 10% der geleisteten Entschädigungen bzw. der Aufwendungen vor dem Versicherungsfall läßt sich aus der Untersuchung als üblich ableiten. Insgesamt kann gesagt werden, daß jeder Vertrag individuell gestaltet wird.

Dieser Prozeß wird nun näher untersucht.

4.5.  Prozeß der Vertragsgestaltung

4.5.1.  Risikoanalyse unter Berücksichtigung des UWS-Auditing   

Der Vorgang der Vertragsanbahnung läßt sich unterteilen in die Risikoanalyse (Risiko-erkennung und -erfassung), Risikobewertung und die versicherungstechnische Behandlung.
 Zunächst werden die Risikoerkennung und -erfassung, im nächsten Schritt die Risikobewertung und die versicherungstechnische Behandlung dargestellt. Beide Schritte beinhalten eine kritische Beurteilung im Hinblick auf den vom VR berücksichtigten Einfluß eines durchgeführten Umweltschutz-Auditing .  

Risiko-erkennung
Risikoerfassung
Risiko-

bewertung
Versicherungstechnische

Behandlung
Fortschreibung

im Zeitablauf 


· Standort
· Betriebliche

     Tätigkeit
· gering
· 7 Deckungsbausteine (versicherungsschutzrelevant)
· Änderung der gesetzlichen Bestimmungen

· Stoffe
· Genehmigungs-  und Haftungs-

situation
· mittel
· 9 + X Risikoklassen (prämienrelevant)
· Betriebliche Änderungen

· Technik
· Anlagen
· hoch
· Vereinbarung von Deckungs-summen, Selbstbehalten, Auflagen


· Subjekti-ves Risiko
· Produkte/Dienst-leistungen
· nicht ver-sicherbar




· Tätigkeiten





· bisheriger Versicherungsschutz




Tab. 12: Schematische Darstellung der Vorgehensweise des Haftpflichtversicherers bei Umweltrisiken

Quelle: Vogel/Brasch, Ein Leitfaden für die Praxis, S. 11.

Die in Tabelle 12 dargestellte Vorgehensweise wird im folgenden detaillierter betrachtet:

Geht man davon aus, daß die VR bemüht sind, das Risikopotential richtig einzuschätzen, ihren Kunden umfangreiches Know-How zur Minimierung betrieblicher Risiken zur Verfügung zu stellen und die Versicherungsnahme das Hauptelement unternehmerischer Risikopolitik ist, so ergibt sich die Notwendigkeit einer Risikopartnerschaft zwischen Kunde und Versicherer.
 Für die VR ergibt sich durch die partnerschaftliche Risikohandhabung ein Vorteil: Direkte Einflußnahme auf das Risiko ist möglich, z.B. durch Auflagen.
 

„Die Versicherer gewinnen ihre Erkenntnisse über schadenerweiternde Ursachen und risikomindernde Maßnahmen weitgehend aus ihrem Erfahrungsschatz bei der Schadenregulierung.“
 Teilweise sind seitens der VR Tochtergesellschaften gegründet worden, die sich auf Beratungsfelder wie Risikomanagement und Sicherheitstechnik spezialisiert haben.
 Dadurch demonstriert der VR beim Kunden Kompetenz und Servicebereitschaft, was zur Festigung des Vertrauensverhältnisses und zur Kundenbindung beiträgt.

„Die technische Risikoanalyse beginnt zweckmäßigerweise mit einer Abstimmung und Vor-information (Zusendung von Unterlagen an den Versicherer zur Besuchsvorbereitung).“
 


       In Ihrem Betrieb sind Umweltrisiken vorhanden!                     Stets ausfüllen, auch wenn keine der unten

                                                                                                      aufgeführten Fragen mit „ja“ beantwortet wird.

       Ermittlungsbogen 1                                                                 Grundsätzlich benötigen Sie zumindest die Er- 

       Allgemeine Risikoangaben
                                                      gänzungsdeckung (Risikobaustein 2.7)




Lagern, verwenden oder produzieren                           ja         Ermittlungsbogen 2

               
Sie Öle, Lacke, Salze, Säuren, Reiniger etc.?                           Gewässerschadenrisiken

                                       






                (Risikobaustein 2.1)




Fallen bei Ihnen Abfälle und Reststoffe wie

ja        Ermittlungsbogen 3



Altöl, Altemulsionen, Farbschlamm o.ä. an?   

           Abfallrisiken

   







                              (Risikobaustein 2.1)




Haben Sie spezielle Anzeige- oder genehmigungs-        ja        Ermittlungsbogen 4 und 4a



pflichtige Anlagen nach dem Bundes-Immissions-                    Anlagenrisiken



schutzgesetz, Abfallgesetz, etc.?                                        
(Risikobausteine 2.2, 2.3, 2.5)




Fallen in Ihrem Betrieb Produktionsabwässer,               ja         Ermittlungsbogen 5



Kühl- oder Oberflächenwässer an?                                            Abwasserrisiken










    
  (Risikobaustein 2.4)



Liefern, warten oder planen Sie umweltrelevante           ja

                            
Anlagen oder Teile davon?



            Mitteilung an den HDI











(Risikobaustein 2.6)

Abb 28: Wegweiser zum Risikoerfassungskonzept

Quelle: HDI, Das HDI-Risikoerfassungskonzept, Hannover 1994, S. 4.

Ermittlungsbögen (dazu Abbildung 28) zählen ebenso zu den Unterlagen der Besuchsvorbereitung wie eine erstellte Ökobilanz
, die gem. Art. 5 Abs. 3 Ziffer c der EMAS-Verordnung während der Umweltprüfung erstellt wird und in der Umwelterklärung aufgeführt sein sollte.
 Stofflisten, wasser- und immissionsschutzrechtliche Genehmigungsbescheide, Meßprotokolle oder Lagepläne werden ähnlich häufig vom VR angefordert.
 Nach den Vorinformationen
 erfolgt eine Besichtigung vor Ort, an der seitens des VR i.d.R. ein Haftpflicht- und ein Umweltexperte und seitens des Betriebs die für den Umweltschutz verantwortlichen Mitarbeiter
 teilnehmen.

„Zu Besuchsbeginn findet ein intensives Vorgespräch statt, in dem ein Überblick über die vorhandenen betrieblichen Umweltrisiken und die Umweltschutzorganisation vermittelt und die Bearbeitungstiefe festgelegt werden.“
 Daneben werden die zur Risikobeurteilung notwendigen Unterlagen eingesehen.
 Folgende Untersuchungsbereiche weisen eine Risikorelevanz auf und werden regelmäßig als die vier Hauptfaktoren bei der Risikoerfassung genannt:

· der Standort, auf dem sich das Unternehmen befindet,

· der vorliegende Sicherheitsstandard nebst Umweltmanagement,

· die Stoffe, die verwendet werden,

· der betriebliche Ablauf und dabei insbesondere die vorhandenen Anlagen.

Die inhaltlichen Schwerpunkte bei der Begehung
 des Risikoobjektes faßt Abbildung 29 zusammen. Abbildung 30 stellt den Ablauf der Ermittlung des Risikopotentials von technischen Anlagen dar.

                                                 Risikorelevante Untersuchungsbereiche




          Anlagen                  Stoffe (Eigenschaften              Standortbedingungen           Umweltschutz-

                                         und Mengen)                                                                       management

· Lageranlagen
· Rohstoffe
· Geologie
· Aufbauorganisation

· Umschlaganlagen
· Einsatzstoffe
· Hydrologie
· Ablauforganisation

· Produktionsanlagen
· Betriebsmittel
· Umgebungssituation
· Aufgabenverteilung

· Abluftbehandlungs-anlagen
· Betriebshilfsstoffe

· Zwischen- und End-
· ...
· Arbeitsanweisungen

· Umweltschutzbeauf-

· Abwasserbehand-
     produkte

      tragte

      lungsanlagen
· Chemikalien zur Oberflä-

· Qualifikation

· Kanalisation
     chenbehandlung

· Motivation

· Abfallsammelstellen
· Abwässer

· Inspektion

· Deponien
· Abfälle

· Wartung

· ...
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Abb. 29: Risikorelevante Untersuchungsbereiche

Quelle: Brendle, Umwelt-Servicepaket, S. 68. 



                                                  Ermittlung des Risikopotentials von

                                                technischen Anlagen mit Gefahrstoffen



  Stoffbewertung            Technikbewertung             Standortbewertung           Organisationsbewertung

    Gefährliche                 Anlagenbezogene          Umgebungsbedingungen              Umweltschutz-

   Eigenschaften                Risikokriterien                                                                  management



      Mengen                                                                                                             Qualifikation des

                                                                                                                                     Personals


   Verknüpfung von Stoff und Technik                                                                        Inspektion                                

  Berücksichtigung der Umgebung und                                                                  Wartung, Reparatur

           evtl. der Organisation



       Darlegung des Gefahren-/Risikopotentials;

         Empfehlungen zur Versicherungstechnik;

     Folgerungen für Technik, Organisation, Handling

Abb. 30: Ermittlung des Risikopotentials von technischen Anlagen mit Gefahrstoffen

Quelle: Brendle, Umwelt-Servicepaket, S. 68.

Bei den Standortbedingungen werden folgende Daten ermittelt:

· Die Beschaffenheit des Bodens am Standort:

Eine Sand- oder Kieselschicht hat weniger Rückhaltevermögen für lösliche Stoffe, die in das Grundwasser gelangen könnten als eine Humusschicht. Eine Mergelschicht gilt als wasserundurchlässig und stellt damit das geringste Risiko einer Auswaschung der Stoffe durch Regen in das Grundwasser dar. 
 

· Die Nachbarschaft des Risikoobjektes: 

Liegt ein Wohn- oder Industriegebiet vor? Sind Flüsse oder Gewässer in unmittelbarer Nähe?

· Die Vergangenheit des Risikos:

Welcher Vornutzung war das Gelände ausgesetzt? Wie alt sind die vorhandenen Anlagen?

In dem Bereich der Standortprüfung kann aufgrund der Prüfgebiete ein internes  Umweltschutz-Auditing die Prüfung nicht erleichtern. Gemäß EMAS-Verordnung aber liegen die Daten vor.
 Die DIN EN ISO 14001 verlangt dagegen die Ermittlung der Bodenkontaminierungen
 und anderer örtlicher Umwelt- und Gemeinschaftsbelange
.

Bei der Überprüfung des Umweltmanagementsystems legt der VR insbesondere Wert auf

· ein funktionierendes Anlagensicherheitsmanagement und

· ein funktionierendes Notfallmanagement.

Sofern das Unternehmen den Sicherheitsaspekt zu einem seiner Umweltziele erklärt und auch in den Prüfumfang des Audits einschließt, führt dies langfristig zur Minimierung des Umwelthaftpflichtrisikos.
 Ein eigenständiges Sicherheitsmanagement ist für VR in Hinblick auf Risikominimierung noch wertvoller als die Integration von Sicherheitsaspekten im Rahmen des Umweltmanagementsystems.
 Weder ein internes Umweltschutz-Auditing noch ein nach DIN EN ISO 14001 durchgeführtes Systemaudit oder ein nach EMAS-Verordnung durchgeführtes System- und Complianceaudit beinhaltet die Implementierung eines Sicherheitsmanagementsystems. Im Rahmen der DIN EN ISO 14001 ist jedoch eine Notfallvorsorge zu betreiben.
 Die Einführung eines Verfahrens, das die Ermittlung von Unfällen zum Inhalt hat, kann jedoch keinesfalls mit einem Notfallmanagement gleichgesetzt werden, auch wenn Notfallpläne (z.B. ein Konzept für Sofortmaßnahmen bei Leckagen o.ä.) ausgearbeitet werden. Im Rahmen der Notfallvorsorge kann es sich z.B. um Pläne handeln, die vor Jahren aufgestellt wurden und nie erprobt wurden.
 Die EMAS-Verordnung gibt lediglich den Hinweis, daß umweltschädigende Unfälle verhütet und begrenzt werden sollen.
 Notfallvorsorge wird nicht explizit gefordert.

Die Einhaltung der gesetzlichen Vorschriften, die als Mindestanforderung von internen Audits gilt, und die bei der EMAS-Verordnung und der DIN EN ISO 14001 von externen Auditoren bestätigt wird, spielt keine Rolle bei der Risikoerfassung, denn die Versicherungswirtschaft sieht diesen Tatbestand ebenfalls als Mindestanforderung für die Bereitstellung von Versicherungsschutz an.

Bei der Erfassung von Anlagen und Stoffen sind durchgeführte Umweltschutz-Audits hilfreich. „Das bei der Umweltprüfung gewonnene Datenmaterial eignet sich auch für die Risikoerhebung des HV“,
 denn eine Fülle von für den VR relevanten Angaben ist bereits in der Umweltprüfung dokumentiert worden.
 Umweltschutz-Auditing erleichtert dem VR die Arbeit.
 Nach Beendigung der Risikobegehung findet ein abschließendes Gespräch statt, „bei dem der Umweltexperte seine ersten Eindrücke und die offensichtlichsten Mängel darlegt“
.

Es kann gesagt werden, daß bei der Risikoerkennung und -erfassung Umweltschutz-Auditing auf seiten der Versicherungswirtschaft nur im Rahmen einer Arbeitserleichterung Berücksichtigung findet. Das Versicherungsaudit ist umfassender als das Umweltschutz-Auditing, was besonders bei der Darstellung der Standortbedingungen verdeutlicht wurde. Dem Umweltschutz-Auditing werden (für die methodisch nahe interne Revision) Unabhängigkeit der Revisionstätigkeit vom Prüfobjekt, die Unbegrenztheit des Prüfungsbereiches, fehlendes Weisungsrecht, freizügige Kritik und uneingeschränktes Informationsrecht gutgeschrieben.
 Ob sich daraus eine Risikominimierung ableiten läßt, die von seiten der Versicherungswirtschaft vernachlässigt wird, soll nun untersucht werden. An dieser Stelle sei noch einmal auf die Abbildung 7 (Kapitel 2.6., S. 29) hingewiesen. 

Ein internes Auditing deckt die Quellen der Risiken auf und erhebt Daten über das jeweilige Risiko. Aufgrund der Dokumentation dieser Daten ist es möglich, über Alternativen nachzudenken, um dieses Risiko zu vermindern oder gar zu vermeiden. Mit Hilfe einer möglichen Abschätzung der Gefahr des nun erkannten Risikos kann die Unternehmensführung eventuell die Selbsttragung befürworten. Das ökologische Risiko i.e.S. läßt sich durch die jeweils gewählten Risikostrategien beeinflussen, es wird im besten Fall vermieden oder aber zumindest vermindert. Durch die Selbsttragung würde sich am ökologischen Risiko i.e.S. allerdings nichts ändern. Der auf S. 28 vorgestellten These, daß Umweltschutz-Auditing als Instrument des Risikomanagements der Beeinflussung ökologischer Risiken je nach Risikostrategie dienen kann, wird demnach zunächst bis auf den Fall der Selbsttragung zugestimmt.  

In den Fällen der Überwälzung, der Versicherung und der Risikokommunikation nimmt der Einfluß der Daten des internen Audits ab, während die Daten des externen Audits zunehmend wichtiger werden. Bei der Überwälzung des Risikos sind die Lieferanten und Antragsnehmer, z.B. gemäß der EMAS-Verordnung, verpflichtet, die ökologischen Anforderungen des betreffenden Unternehmens einzuhalten. Diese werden ihnen zum einen durch die Umwelterklärung (extern) aber auch durch die Umweltleitlinien (intern) zugänglich gemacht. Um eine Versicherung abzuschließen, werden Daten aus dem internen sowie aus dem externen Audit der Versicherung zur Verfügung gestellt. In diesen Fällen wird das ökologische Risiko i.e.S. nicht vermindert (zumindest nicht durch das Unternehmen selbst). Aufgrund der Risikoteilung im Falle der Überwälzung vermindert sich jedoch das ökologische Unternehmensrisiko, denn eine eventuell ausgelöste Haftung trifft z.B. den Lieferanten oder wird durch die Versicherung übernommen. Im Falle der Risikokommunikation spielen die Daten des externen Audits eine übergeordnete Rolle. Durch die Veröffentlichung der Umwelterklärung (gemäß EMAS-Verordnung) ist eine Kommunikation erst möglich. 

Die wirkungsvolle Organisation des betrieblichen Umweltschutzes vermindert die Gefahr von Betriebsstörungen und Unfällen sowie die hiermit möglicherweise verbundenen Folgen wie:

· strafrechtliche Konsequenzen,

· ordnungsrechtliche Konsequenzen und

· Haftungsansprüche im Umwelt- und Produktbereich.

Geht man davon aus, daß die Minderung der Haftungsansprüche im Umweltbereich durch eine Risikominimierung zustande kommt, so bleibt zu untersuchen, was eine wirkungsvolle Organisation des betrieblichen Umweltschutzes bedeutet. Gemäß EMAS und DIN EN ISO 14001 sind Umfang und Ziel des Umweltschutz-Auditing von der Unternehmensführung weitgehend selbst festzulegen.
 Die von der EMAS-Verordnung geforderte Energieeinsparung wäre ein solches Ziel. Leider hat die Energieeinsparung keinen Einfluß auf das Risiko eines Störfalles. Demnach muß dem VR zugestimmt werden, daß ein Umweltschutz-Auditing nur größere Bedeutung findet, wenn in den Umweltzielen ein Notfall- oder Sicherheitsmanagement verankert ist. Es wird davon ausgegangen, daß eine wirkungsvolle Organsisation des Umweltschutzes diese Verankerung enthalten muß.  

Als Zwischenfazit gilt: Ein Umweltschutz-Auditing minimiert das ökologische Risiko (i.e.S.). Der VR beurteilt bei Vertragsanbahnung jedoch nicht die Risikosituation, die vor einem Auditing bestanden hat, sondern die Ist-Risikolage
. Festgestellt werden kann also: Ohne Umweltschutz-Auditing würde dasselbe Unternehmen ein höherers Risiko darstellen. Für das jetzt niedrigere Risiko wird eine Prämie von VR kalkuliert, die sich an diesem Risiko orientiert. Damit wird sie für dasselbe Unternehmen niedriger ausfallen als ohne Umweltschutz-Auditing. Bei bestehenden Versicherungsverträgen ergibt sich nicht zwingend eine Risikoverbesserung. Zwar verpflichten sich die Unternehmen zur kontinuierlichen Verbesserung des Umweltschutzes, aber wie am Beispiel der Energieeinsparung verdeutlicht, hat dies keinen Einfluß auf das Risiko für den Versicherer.
 Andererseits wäre der Fall denkbar, bei dem eines der Umweltziele die Umstellung der Produktion auf ein umweltverträglicheres Verfahren beinhaltet. Bei Verwirklichung dieses Zieles ist eine Prämienreduzierung während der Laufzeit des Vertrages denkbar. Voraussetzung wäre allerdings die Substitution von Gefahrstoffen oder die Verringerung der Gefahrstofflagerkapazität.
 Die Ableitung eines pauschalen Rabattes aufgrund eines durchgeführten Umweltschutz-Auditing wäre an dieser Stelle verfrüht. Zunächst muß die Risikobewertung berücksichtigt werden.

4.5.2.  Risikobewertung unter Berücksichtigung des UWS-Auditing

An die möglichst umfassende Risikoanalyse schließt sich eine Risikobewertung an. Bei dieser Bewertung finden folgende Faktoren Berücksichtigung:

· Die rechtlichen Anforderungen,

· die betriebliche Umweltschutzorganisation,

· die naturwissenschaftlichen Erkenntnisse über umweltrelevante Ursache-Wirkungs-

mechanismen,

· die Verhältnisse in vergleichbaren Unternehmen,

· die Schadenerfahrung,

· die Abschätzung schon eingetretener Umweltbelastungen,

· die versicherungsrelevanten Erfordernisse.


                                                             Umwelthaftpflichtrisiko


                                                                   Risikoanalyse

 

                                                                     Stoffpotential             }Menge, Art, Eigenschaften


                                    Anzahl, Art, Sicherheit{           Betriebsanlagen

                                                                                                         Abluftreinigung
                                                                    Umwelttechnik           } Abwasserbehandlung
                                                                                                         Abfallentsorgung
                       Ausbildung, Organigramm{      Betriebsorganisation

                         Kataster, Wartung, Sauberkeit

                                                                        Altlasten                 }Historie, Bodenverunreinigung,

                                                                                                         Grundwasserbelastung, Vorschäden
                       Nachbarschaft, Hydrologie{   Standortempfindlichkeit

                       Topographie, Schutzgebiet,
                       Naturgefahren                       Risikobewertung

Abb. 31: Die Risikobewertung des UH-Risikos

Quelle: Roos, Sicherheitsaudit, S. 1491.

Die Standortbewertung bedarf der ganzheitlichen Sicht. Neben dem Standort sind, wie schon beschrieben, die Nachbarschaft, die Geologie, die Trinkwasser- bzw. die Brauchwasserverhältnisse und die Zu- und Abflußpfade einzubeziehen.
 Eigenentsorgung wird beispielsweise anders hinterfragt als Fremdentsorgung.
 Die Vernetzung der Gefährdungspfade Boden, Luft und Wasser ist dabei von besonderer Bedeutung.
 So wird Abwasser z.B. über ein Klärwerk entsorgt. Das geklärte Abwasser wird in einen Fluß abgeleitet, während der Klärschlamm deponiert wird oder einer Verbrennungsanlage zugeführt wird. Sowohl Wasser, Boden als auch Luft sind gefährdet. Der anfallende Filterstaub bei der Filtrierung der Luft, sei es bei der Verbrennungsanlage oder bei dem Unternehmen selbst, wird i.d.R. deponiert und gefährdet somit wieder Boden und evtl. Grundwasser. Die Bewertung der Risiken kann nach folgenden Schema der Tabelle 13 erfolgen:

              Bewertung

Risikoaspekt
 + +    
+
-
- -

Ein- und freigesetzte Stoffe
geringes stoffliches Schadenpotential

(z.B. Lebensmittel,

gekörnte Düngemittel)
mittleres stoffliches Schadenpotential

(z.B. Säuren, Laugen, Alkohole, Farben, Lacke, Flüssigdünger)
hohes stoffliches Schadenpotential

(z.B. Mineralöle, Kraftstoffe, Verdünner, Flüssig-

gase)
sehr hohes stoffliches Schadenpotential

(z.B. Gifte, HKW, explosible/krebserre-gende/erbgutverän-dernde Stoffe)

Anlagentechnik
Stand von Technik und Wissenschaft
Stand der Technik
Allgemein anerkannte Regeln der Technik
geringer tech-

nischer Standard; 

desolater Zustand

Standort
nachgewiesen

unproblematisch
„normal“
problematisch
besonders

problematisch

Betriebliche 

Organisation
besonders

vorbildlich
gut
akzeptabel
mangelhaft

(unklare Zustän-

digkeiten)

Haftungsrisiken
außergewöhnlich günstige Haftungssituation, 

z.B. wegen Freistellung oder Haftungsübernahme durch Dritte
„normale“ Haftung =

verschuldensabhängig
Gefährdungshaftung

z.B. aus WHG, 

Haftpflichtgesetz,

Bundesberggesetz
besonders strenge Haftung nach  Umwelthaftungsgesetz

Gesamtbewertung

(ggf. unterteilt

nach Normalbe-triebs- und

Störfallrisiko)
ohne Mängel -

voll versicherbar
leichte Mängel - 

versicherbar
schwere Mängel -

nach Erfüllung von Auflagen oder bei Ausschluß bestimmter Gefahren versicherbar
sehr schwere 

Mängel -

in absehbarer Zeit unversicherbar

Tab. 13: Beispiel eines Bewertungsschemas für umweltrelevante Anlagen 

Quelle: Vogel/Brasch, Bewertung von umweltrelevanten Anlagen, S. 13.

Stoffeigenschaften lassen sich dabei vielfältig unterscheiden, z.B. nach:

· Toxizität,
· Dichte,

· Wassergefährdungsklasse,
· Löslichkeit,

· Gefahrstoff,
· Viskosität.

Zu beachten sind Paarungen von Stoffwerten oder Stoffmischungen, denn in der Praxis wird selten der Reinstoff verwendet. Der Aspekt Dosis/Wirkung muß ebenfalls beachtet werden. Ein amerikanisches Forscherteam hat herausgefunden, daß nach dem Unglück in Tschernobyl die Sterblichkeitsrate aufgrund freigesetzter Radioaktivität in den USA enorm anstieg und deutlich über der Sterblichkeitsrate in Europa lag.
 Die USA war jedoch von Niedrigstrahlung durch Radioaktivität betroffen, während in Europa ein deutlich höhere Strahlung gemessen wurde.
 „Der gleiche Zuwachs an Strahlenbelastung richtet auf niedrigem Niveau größere     Schäden an als auf hohem. Die Schadenkurve ist nicht linear, sondern logarithmisch.“
 Die These, je höher die Dosis, desto stärker die Wirkung, muß aufgrund dieser Studie neu überdacht werden.
 

Die Bewertung der Gefährlichkeit von Stoffen wird durch die sich ständig mehrenden Kenntnisse in Wissenschaft und Forschung erschwert. Asbest galt als weiteres Beispiel vor zehn Jahren nicht als schädlich. Eine Tonne Spritzasbest konnte damals für DM 1.000,-- bezogen und verbaut werden.
 Dieselbe Tonne verursacht heute jedoch Sanierungskosten in Höhe von DM 235.000,--.

Bei der Bewertung der Anlagen ergibt sich ein Zuordnungsproblem: Soll z.B. eine Lageranlage mit ihrem Gesamtfassungsvermögen oder sollen die einzelnen Tankanlagen tarifiert werden?
 Beide Möglichkeiten wären denkbar, wobei die Entscheidung abhängig ist von dem räumlichen und funktionalen Zusammenhang.
 Nebenanlagen verursachen eine ähnliche Problematik: „Oftmals bestehen größere BImSchG-Anlagen nicht aus einer Anlage, sondern die Genehmigung nach dem BImSchG bezieht sich auf ein Gebäude mit verschiedenen Anlagen und Tätigkeiten“
. Die rechtliche Genehmigungssituation kann Auswirkungen auf die Zuordnung nach dem Bausteinprinzip haben, denn der Anhang der 4. BImSchV wird laufend ergänzt im Gegensatz zum Anhang des UHG.
 

Die versicherungstechnische Zuordnung erfolgt auf der Grundlage der Risikoklasseneinteilung des HUK-Verbandes.
 Sollte eine deklarierte Anlage mehreren Risikoklassen zugeordnet werden können, so erfolgt eine Einstufung in die höchste Klasse.
 Tabelle 14 baut auf der HUK-Einteilung auf, ist aber von den Autoren präzisiert worden.

Risiko
Risikoklassifizierung

(in dieser Reihenfolge zu prüfen)
Deckungsbaustein
Risikoklasse

Anlagen
· Störfallanlagen

· UmweltHG-Anlagen

· WHG-Anlagen

· sonst. deklarierungspfl. Anlagen

· keine der o.g. Anlagen
2.5

2.2

2.1

2.3

2.7 oder UBV
8 oder 9

4,5,6 oder 7

3

2.1, 2.2 oder 2.3

1

Abwasseranlagen-/

Einwirkungsrisiken
· Störfallanlagen (sehr selten)

· sonstige Abwasseranlagen

· Einwirkungsrisiken
2.5

2.4

2.4
8 oder 9

ohne offizielle

ohne offizielle

Produkt-/

Dienstleistungs-risiken
· Planung, Herstellung, Lieferung, Montage, Demontage, Instandhaltung und Wartung umweltrelevanter Anlagen oder von Teilen, die ersichtlich für diese Anlagen bestimmt sind

· sonstige Risiken
2.6

oder Erweiterung der UBV

ohne, da BHV
ohne offizielle

ohne, da BHV

Tätigkeitsrisiken


UBV
1

Tab. 14: Versicherungstechnische Behandlung der Umweltrisiken

Quelle: Vogel/Brasch, Bewertung von umweltrelevanten Anlagen, S. 17.

Das Umweltschutz-Auditing spielt weder bei der Bewertung des Standortes noch der Anlage oder der Stoffe eine Rolle.
 Es fällt bei der Bewertung der Haftung und der betrieblichen Organisation in das Gewicht. 

Fraglich ist, ob aufgrund des verminderten ökologischen Risikos (i.e.S.) die darauf aufbauende Haftung beeinflußt wird. Verminderte ökologische Risiken (i.e.S.) haben eine verminderte Eintrittswahrscheinlichkeit eines Umweltschadens zur Folge. Die Haftung
 müßte demnach im gleichen Maße wie das ökologische Risiko (i.e.S.) vermindert werden.
 Berücksichtigt werden muß allerdings, daß „mit jedem System-Audit nur die grundsätzliche Fähigkeit und nicht das konkrete Einzelfallergebnis geprüft“
 wird. Es kann demnach nicht endgültig bestätigt werden, daß ein Zertifikat oder eine validierte Teilnahmeerklärung Haftungsrisiken senkt.
 Insgesamt ist aber davon auszugehen, daß interne und externe Umweltschutz-Auditings die Haftungsrisiken eher vermindern denn erhöhen.

Bleibt zu analysieren, ob ein Zertifikat, das aus einem Umweltschutz-Auditing resultiert, zur Abwehr eines Haftungsanspruches eingesetzt werden kann.
 Die Verantwortlichkeit der Geschäftsführung eines Unternehmens beruht regelmäßig auf der fahrlässigen Verletzung von  Organisationspflichten.
 „In diesem Zusammenhang könnte man die Erwägung anstellen, ob der Geschäftsleitung eines nach der Audit-Verordnung geprüften Betriebes überhaupt noch der Vorwurf der Verletzung von Organisations-, Aufsichts- und Kontrollpflichten gemacht werden kann.“
 Ein externes Audit kann jedoch nicht jede denkbare Schwachstelle ausmerzen.
 Zudem kommt es bei Fahrlässigkeitsdelikten immer auf eine subjektive Pflichtwidrigkeit an, so daß keine generellen Aussagen getroffen werden können.

Wegen der Dokumentationspflicht „kann davon ausgegangen werden, daß der Normalbetrieb und auch der Störfall dokumentiert werden“
. Eine transparente Dokumentation erleichtert die Abwehr unberechtigter Ansprüche aus dem Normalbetrieb, „denn damit gelingt es dem Haftpflichtversicherer, die Beweislast nach §6 Abs. 1 Umwelthaftungsgesetz (...) aufzuheben“
. Durch die Teilnahme am EMAS-System ist der Anlagenbetreiber jederzeit imstande, die verlangten Auskünfte „aufgrund nach der Verordnung vorgesehenen Aufzeichnungs- und     

Dokumentationspflichten“
 zu geben. Kernpunkt ist allerdings, daß selbst der vollständige Nachweis des bestimmungsgemäßen Betriebes nichts daran ändert, daß der Anlagenbetreiber weiterhin der Gefährdungshaftung des §1 UmweltHG unterliegt.
 Der Nachweis des rechtmäßigen Normalbetriebs privilegiert das Unternehmen jedoch, denn die Gefährdungshaftung verliert durch den Ausschluß der Kausalitätsvermutung ihre Schärfe.
 Sollte die Dokumentation im Rahmen von §6 Abs. 2 oder Abs. 4 UmweltHG als Kontrolle anerkannt werden, so ergibt sich für das Unternehmen sogar eine deutliche Verbesserung der Prozeßsituation.
 Zertifikate oder validierte Teilnahmeerklärungen können aber nicht nur Hilfestellung leisten bei der Abwehr unberechtigter Ansprüche, sie können vielmehr auch Haftungsrisiken erst begründen.
 Durch die Offenlegung der betrieblichen Nachforschungen im Rahmen der EMAS-Verordnung kann der Geschädigte eventuell erst auf die Möglichkeit der Anspruchserhebung hingewiesen werden.
 Die unternehmensinternen Informationen könnten die Zuordnung von Schadenursachen auf bestimmte Betriebe erleichtern.
 Teile des Umweltschutz-Auditings könnten auch aufgrund des Auskunftsanspruches
 gegen das Unternehmen selbst verwendet werden,
 denn möglicherweise wurden Betriebsstörungen dokumentiert. Umweltschutz-Auditing stellt somit Chance als auch Risiko dar.

Da nach §18 Abs. 1 UmweltHG eine Haftung aufgrund anderer Vorschriften unberührt bleibt, soll kurz auf den §823 BGB eingegangen werden. Ein Verschulden nach §823 Abs. 1 BGB des Anlagenbetreibers läßt sich nicht durch die Gültigkeitserklärung der betrieblichen Umwelteinwirkungen ausräumen. Es wird schließlich nicht die Einhaltung aller Gesetze bestätigt, sondern lediglich, daß es das Ziel ist, alle relevanten Gesetze einzuhalten. Bei Ansprüchen wegen fahrlässigen Verhaltens ist nach Meinung der Verfasserin durchaus denkbar, daß sie 
sich durch die Gültigkeitserklärung abwehren lassen. Maßgeblich wäre der Beweis, daß bei
dem Betrieb der Anlage Verkehrssicherungs- oder Sorgfaltspflichten nicht verletzt wurden.  

Die Bewertung des Umweltmanagementsystems erhält ein hohes Gewicht, denn „die Qualität der Sicherheits- und Umweltschutzorganisationen beeinflußt als übergeordneter Parameter den Risikoindex jeder Anlage.“
 Eine Studie des Umweltbundesamtes über die Störfallursache von ca. 800 bekanntgewordenen Störfällen brachte folgendes Ergebnis:

 — 39% menschliches Versagen,              — 24% technisches Versagen,       

 — 28% Materialversagen,                        — 9% äußere Einwirkungen.

Das Risiko des Versagens von Mensch und Technik läßt sich durch eingehende Qualität der Sicherheits- und Umweltschutzorganisationen minimieren.

Die in Kapitel 4.5.1., S. 89, durchgeführte Untersuchung einer wirkungsvollen Organisation des betrieblichen Umweltschutzes wird erneut aufgegriffen. Die wirkungsvolle Organisation wird dabei einer hohen Qualität der Sicherheits- und Umweltschutzorganisation gleichgestellt. Eine hohe Qualität wiederum kann erreicht werden, wenn ein Katastrophenmanagement
, ein funktionierendes Notfallmanagement und ein funktionierendes Anlagensicherheitsmanagement
 eingerichtet werden. Zu klären ist, ob ein Katastrophen-, Notfall- und Sicherheitsmanagement im Rahmen der Einrichtung eines Umweltmanagementsystems Berücksichtigung finden. Wo ist das Risikomanagement, wo das Krisenmanagement einzuordnen? 

Das Umweltmanagementsystem ist ein Management der unternehmerischen Beziehungen speziell zur Umwelt.
 Vorrangig soll der präventive Umweltschutz im Unternehmen gefördert werden.
 Identifikation und Bewertung noch unbekannter Schwachstellen und Risiken zur Umsetzung des präventiven Umweltschutzes werden dem Risikomanagement zugeordnet.
 Ein Krisenmanagement hat Störungen des Betriebsablaufes so zu gestalten, daß möglichst kein Schaden für Mensch und Umwelt entsteht.
 Im Krisenfall hat die Organisation funktionsfähig zu bleiben.
 

Ein Krisenhandbuch muß ebenfalls erstellt werden.
 Für das Notfall- und das Katastrophenmanagement konnte die Verfasserin in der Literatur weder eine Definition noch Anhaltspunkte zum Inhalt finden. Da die Begriffe Notfall, Katastrophe und Krise in den Augen der Verfasserin inhaltsnah sind, werden auch alle drei Managementformen gleichgestellt. Das Sicherheitsmanagement hingegen beinhaltet die technische Verbesserung und die Einführung von Sicherheitsmaßnahmen unter Einbeziehung des Faktors Mensch.
 Durch ein wirksames Sicherheitsmanagement kann die Eintrittswahrscheinlichkeit von Umwelthaftpflicht-Schäden minimiert werden.
 

Der Aufgabenbereich des Risikomanagements wird laut EMAS-Verordnung dem Umweltmanagement zugeordnet.
 Ein umfassendes Risikomanagement aber beinhaltet ein Krisenma-
nagement.
 Demnach haben zertifizierte Unternehmen ebenso wie Unternehmen mit validier-ter Teilnahmeerklärung ein Umweltmanagementsystem eingerichtet, das sowohl Krisen- als auch Risikomanagement beinhaltet. Das Sicherheitsmanagement muß - wie schon beschrieben - in den Umweltzielen extra verankert sein. Im Einzelfall muß der VR also überprüfen, ob bei dem vorliegenden Unternehmen ein umfassendes Risikomanagement implementiert ist. Risikomanagement hat sich jedoch in der Industrie „zu oft in der Optimierung des Kostenaufwandes im Verhältnis Schadenverhütung, Selbstbehalt und Versicherungsprämie erschöpft“
. Bei der Festlegung der Umweltziele soll die Bestimmung und Verringerung von kostenträchtigen Risikopotentialen berücksichtigt werden.
 Demnach geht es seitens der Unternehmen vorrangig um Kostensenkung und erst zweitrangig um Risikominderung. Eine Untersuchung der geprüften Umweltmanagementsysteme von einer Umweltgutachterorganisation zeigt, daß in der weitaus überwiegenden Zahl der Fälle Hinweise zu Verbesserungsmöglichkeiten hinsichtlich des Managementsystems und den Anforderungen gemäß dem Stand der Technik gegeben wurden.
 Verbesserungspotentiale bei dem Umweltmanagementsystem wurden schwerpunktmäßig bei der Festlegung und der Dokumentation von umweltrelevanten Verfahrensabläufen gesehen.
 Bei der Anforderung, gemäß dem Stand der Technik zu operieren, wurden in erster Linie Verbesserungsvorschläge hinsichtlich der Lagerung von wassergefährdenden Stoffen unterbreitet.

Eine empirische Studie zum Risiko- und Versicherungsmanagement bei deutschen Industrieunternehmen im Frühjahr 1996 brachte ähnliche Ergebnisse.
 Die Qualität des Risikomanagements in der chemischen Industrie ist demnach zu 31% unzureichend, in der Metallindus-trie sogar zu 50% unzureichend und zu 25% mit Mängeln behaftet.
 Ein Drittel der Unternehmen insgesamt weist ein Risikomanagement auf, das als gut oder sehr gut bezeichnet wird.
 

Ein völlig anderer Aspekt wurde in den persönlich geführten Gesprächen
 genannt: Internes Umweltschutz-Auditing, Zertifikate oder validierte Teilnahmeerklärungen sind untereinander nicht vergleichbar. So erhält das eine Unternehmen ein Zertifikat aufgrund der Tatsache, daß ein Staubfilter in eine fünfzehn Jahre alte Lackieranlage eingebaut wird, während ein anderes Unternehmen, das einen viel höheren technischen Stand aufweist, ein Zertifikat erhält, weil es die Lackieranlage mit einem neuen Verfahren ausstattet, das erlaubt, die eingesetzten Stoffe auf die Hälfte zu reduzieren. „Je niedriger die Umweltziele und der Umweltstandard eines Unternehmens sind, desto leichter ist es, kontinuierliche Verbesserungen im betrieblichen Umweltschutz zu erreichen, indem der Status quo nur geringfügig angehoben wird.“
 Die Anerkennung der Zertifikate hängt zudem von der Qualifikation und Zuverlässigkeit der jeweiligen Gutachter ab.
 Kaum ein Gutachter kennt sich in allen Bereichen des Unternehmens aus. Der eine setzt seinen Schwerpunkt auf die Arbeitssicherheit, der andere auf den organisatorischen Ablauf.
    

Diese Ergebnisse lassen einen pauschalen Nachlaß aufgrund eines durchgeführten Umweltschutz-Auditing unvorstellbar erscheinen. Stellt sich bei der Einzelprüfung heraus, daß ein umfassendes  Risikomanagement,  ein  Umweltmanagement auf hohem Niveau  und sogar ein 

Sicherheitsmanagementsystem im Unternehmen implementiert ist, so wäre ein Rabatt ge-

rechtfertigt. Die Einbeziehung des Faktors Mensch in das Sicherheitsmanagement muß dabei gegeben sein.
 Die Einflußgröße ,Mensch’ wird jedoch nur in seltenen Fällen von den Unternehmen in das Umweltschutz-Auditing integriert.
 In Deutschland gewähren zwei französische Versicherungsgesellschaften dennoch einen pauschalen Rabatt bei Vorlage eines Zertifikates oder einer validierten Teilnahmeerklärung.
 Keine der deutschen Gesellschaften bietet diesen Rabatt an. 

4.5.3.  Vertragsschluß

Die Risikobewertung endet mit einem Bericht für den Innendienst. In diesem Bericht wird die Entscheidung der Umwelttechnik-Abteilung, ob der Betrieb versicherbar ist, begründet. Ebenso wird ein Prämienvorschlag unterbreitet. Meist wird dieser Prämienvorschlag von der kaufmännischen Abteilung mit 0,5 multipliziert und danach dem Kunden angeboten.
 Bei Zustimmung des Kunden kommt der Vertrag zustande. 

Die Antragsbearbeitung findet in einem Rahmen von maximal drei Tagen statt.
 In Deutschland haben 91% der Unternehmen die Umwelt-Basisdeckung abgeschlossen, während 9% der Unternehmen eine separate Umwelthaftpflichtversicherung nach dem UHM mit einer Umwelt-Basisdeckung als Baustein 7 vereinbart haben.

An dieser Stelle wäre es Wunsch der Verfasserin gewesen, ein Fallbeispiel dokumentieren und kommentieren zu dürfen. Leider wurde es trotz einer Vielzahl von Gesprächen und zwei vermeintlichen Zusagen seitens der Versicherungen nicht ermöglicht. Um einen Eindruck der Praxis zu erhalten wurden dem Anhang statt dessen zwei Abbildungen hinzugefügt.
 Es handelt sich um ausgewählte Seiten eines von einer Versicherung mit dem EDV-Programm LUREX
 erstellten Berichtes an die Unternehmensleitung nach erfolgter Risikoanalyse. 

5. Resümee 

Unternehmen haben im Rahmen einer Vielzahl von einengenden Gesetzen und Verordnungen Entscheidungen zu treffen. Sich ständig mehrende Kenntnisse aus Forschung und Entwicklung (z.B. über die Schädlichkeit von Stoffen) erschweren das Handeln zusätzlich. Langfristige Unternehmenssicherung muß deshalb oberstes Ziel der Unternehmensführung sein. Das ökologische Unternehmensrisiko beinhaltet nicht nur Umweltschäden, die speziell durch die Unternehmenstätigkeit bewirkt werden und ökonomische Konsequenzen nach sich ziehen, sondern jede Möglichkeit des Auftretens eines Umweltschadens. Mit der Umsetzung der EMAS-Verordnung oder der DIN EN ISO 14001 wird in den Unternehmen ein System implementiert, mit dessen Hilfe Umweltrisiken systematisiert und dokumentiert werden. Umweltschutz-Auditing ist dabei ein Instrument der Erkennung und Verringerung ökologischer Risiken. Unternehmen ist es freigestellt, sich nach der EMAS-Verordnung eine validierte Teilnahmeerklärung aushändigen zu lassen oder nach der DIN EN ISO 14001 zertifizieren zu lassen. Wenn sie jedoch teilnehmen, verpflichten sie sich zur kontinuierlichen Verbesserung de Umweltschutzes im Betrieb. Unternehmen entstehen dabei ebenso Vorteile (z.B. erleichterte Genehmigungssituation, Wettbewerbsvorteile) wie den Versicherungsgesellschaften (z.B. bereits dokumentierte Daten für die Risikoanalyse). Eine gewissenhafte Umsetzung der o.g. Systeme durch die Unternehmen ist Voraussetzung für den UH-VR, um nicht gerechtfertigte Ansprüche abwehren zu können. Denkbar ist aber auch, daß die gewissenhafte Dokumentation erst Anlaß für die Anspruchserhebung geben kann. Es ergibt sich also nicht die in der Literatur so oft geforderte Prämiensenkung bei dem Abschluß einer UH-Versicherung,
 sondern eine gestärkte Vertragsposition für das Unternehmen.
 Bei bestehenden Verträgen ist eine geringere Prämienerhöhung während der Laufzeit zu erwarten,
 denn externes Umweltschutz-Auditing vermindert eher die Haftung als das es sie erhöht.
 Zentrale Funktion des Umweltschutz-Auditing ist die Erlangung und Erhaltung von Versicherungsschutz.
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� Durch Fusion mit dem Schweizer Pharmaunternehmen Ciba-Geigy AG ist die Sandoz AG zwischenzeitlich in  der Novartis AG aufgegangen. 


� Vgl. Bundesverband Bürgerinitiative Umweltschutz, Die Sandoz-Giftwelle im Rhein oder: Wann überschwemmt der Rhein die BASF?, Freiburg 1986, S. 47.


� Gemäß Handelsblatt vom 20.07.1995, S. 4, belaufen sich die Zahlen auf: 800 Gesetze, 2770 Verordnungen, 4690 Verwaltungvorschriften. Vgl. auch Peter, Brigitte, Deutschland Öko-Audit - Papiertiger mit Biß, in: Umweltmanagement und Öko-Audit - Rechtliche Grundlagen und praktische Umsetzung, Produkt- und Umwelthaftpflicht international (PHi), Sonderdruck, Juni 1995, Hrsg. Zeller, Wolfgang, Köln 1995, S. 24-33, hier �S. 26. Dort wird die Zahl der Rechtsvorschriften zum Umweltschutz in Deutschland ebenfalls auf über 7000 beziffert. 


� Vgl. Hoppe, Werner; Beckmann, Martin, Umweltrecht, Juristisches Kurzlehrbuch für Studium und Praxis, München 1989, S. 4.


� So in §1 Abs. 1 BWaldG, in §1 Abs 5 Satz 1 BauGB, in der Überschrift des 18. Abschnittes des StGB („Straftaten gegen die Umwelt“).


� So z.B. §1 und §3 Abs. 1 BImSchG „schädliche Umwelteinwirkungen“, in der Überschrift des UmweltHG „Umwelthaftung“ oder in §1 UmweltHG „Umwelteinwirkung“.


� BGBl. I, S. 1487.


� Vgl. statt vieler Kloepfer, Michael, Umweltrecht, München 1989, S. 12.


� Vgl. ebenda, vgl. auch Hoppe / Beckmann, Umweltrecht, S. 4f.


� Der Begriff ,Risiko’ wird in Kapitel 2.1. (S. 4f) näher untersucht.


� Vgl. GDV, Jahrbuch der deutschen Versicherungswirtschaft 1994, S. 73.


� Vgl. Steger, Ulrich, Umweltmanagement: Erfahrungen und Instrumente einer umweltorientierten Unternehmensstrategie, Hrsg. Steger, Ulrich, Wiesbaden 1988, S. 140. So stellten nach dem Sandoz-Brand insgesamt 1200 Anspruchsteller Forderungen gegen das Unternehmen.


� Vgl. Gasser, Volker, Umweltriskmanagement aus rechtlicher und versicherungstechnischer Sicht, in: UWF,      5. Jg. (1997), S. 64-67, hier S. 64.


� Vgl. Meffert, Heribert, Kirchgeorg, Manfred, Marktorientiertes Umweltmanagement, Grundlagen und Fallstudien, 2. Auflage, Stuttgart 1993, S. 4. 


� Vgl. Gasser, Umweltriskmanagement, S. 64. 


� Vgl. ebenda.


� Vgl. Oppl-Jirsa, Vera, Risk-Management in Klein- und Mittelbetrieben, Schriftenreihe des Instituts für Industrie, Gewerbe und Fertigungswirtschaft, Abteilung Gewerbe, Klein- und Mittelbetriebe, Band 2, Hrsg. Mugler, Josef, Wien 1985, S. 21.


� Vgl. Steger, Ulrich; Antes, Ralf, Unternehmensstrategie und Risiko-Management, in: Umwelt-Auditing, Ein neues Instrument der Risikovorsorge, Hrsg. Steger, Ulrich, Frankfurt am Main 1991, S. 13-44, hier S. 21.


� Vgl. Steger/Antes, Unternehmensstrategie, S. 21.


� Vgl. Wagner, Gerd R.; Janzen, Henrik, Umwelt-Auditing als Teil des betrieblichen Umwelt- und Risikomanagements, in: BFuP, 46 Jg. (1994), S. 573-604, hier S. 577. Dieser Gedanke wird noch einmal unter Punkt 2.6. (S. 24) aufgenommen.


� Vgl. ebenda.


� „Ein Schaden entsteht durch eine Umwelteinwirkung, wenn er durch Stoffe, Erschütterungen, Geräusche, Druck, Strahlen, Gase Dämpfe, Wärme oder sonstige Erscheinungen verursacht wird, die sich in Boden, Luft oder Wasser ausgebreitet haben“ (§3 Abs. 1 UmweltHG). Der Begriff wurde dem BImSchG (Vgl. §3 Abs. 1 BImSchG) entnommen, allerdings mit der Abweichung, daß es im UmweltHG nicht mehr auf die Schädlichkeit der Umwelteinwirkung ankommt.


� Vgl. Wagner/Janzen, Umwelt-Auditing, S. 577.


� Vgl. Vogel, Joachim; Brasch, Jörg-Hartwig, Erkennen und Tarifieren von Umweltrisiken gemäß Umwelthaftpflicht-Modell - Ein Leitfaden für die Praxis -, Schriftenreihe Versicherungsforum, Heft 20, Karlsruhe 1995,  


   S. 1, vgl. auch Siebert, Horst, Haftung ex post versus Anreize ex ante: Einige Gedanken zur Umweltpolitik bei Unsicherheit, in: Prävention und Umweltrecht, Risikovorsorge, Grenzwerte, Haftung, Heidelberger Kolloquium Technologie und Recht 1987, Hrsg. Nicklisch, Fritz, Heidelberg 1988, S. 111-132, hier S. 117.


� Im Anhang I des Umwelthaftungsgesetzes werden enumerativ 96 Anlagetypen berücksichtigt. Hier handelt es sich um Anlagentypen Nummer 2 und 3 des Anhangs I. Das Umwelthaftungsgesetz mit seinen Anhängen I und II  ist dem Anhang I dieser Diplomarbeit beigefügt.


� Vogel/Brasch, Leitfaden, S. 20. 


� Vgl. Gasser, Volker, Umweltriskmanagement, S. 66.


� Vgl. Gasser, Volker Umwelthaftungsrecht in seiner Konsequenz für die Unternehmensführung, in BFuP, 44 Jg. (1992), S. 153-165, hier S. 153. Man denke an das Tankerunglück auf der Exxon-Valdez (1989): Aushilfsarbeiter, die der Sprache an Bord nicht mächtig waren, konnten Sicherheitsvorschriften nicht lesen und Anweisungen nicht verstehen. Das Schadenausmaß wäre geringer gewesen, hätte die Crew schneller reagieren können. 


� Vgl. Hoppe/Beckmann, Umweltrecht, S. 26.


� Vgl. ebenda.


� Kloepfer, Umweltrecht, S. 32. Umweltrecht ist bisher nicht allgemein definiert. Hoppe/Beckmann definieren Umweltrecht als die Summe der Rechtssätze, die dem Schutz der Umwelt zu dienen bestimmt sind. Umweltrecht wird dabei als das Hauptinstrument zur Durchsetzung der Umweltpolitik verstanden, Vgl. Hoppe/Beckman, Umweltrecht, S. 23. Es handelt sich dabei in erster Linie um nationales Recht, aber auch um europäisches und völkerrechtliches Umweltschutzrecht. Genaueres dazu siehe ebenda S. 31-37.


� Das Abfallgesetz ist zwischenzeitlich nicht mehr gültig. Es wurde durch das am 06.10.1996 in Kraft getretene Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz ersetzt.


� Vgl. Hoppe/Beckmann, Umweltrecht, S. 28.


� Vgl. Kloepfer, Umweltrecht, S. 33.  


� Als Literatur empfehle ich das Umweltgesetzbuch: besonderer Teil, Forschungsbericht 10106044/01-08, Hrsg. Umweltbundesamt (mit Beiträgen von Jarass, Hans, D. et al.), Berlin 1994.   


� Vgl. Hontheim, Gangolf, Die Umwelthaftung in rechtlicher und versicherungstechnischer Sicht, in: Loseblattsammlung NWB, Neue Wirtschafts Briefe, Zeitschrift für Steuer- und Wirtschaftsrecht, Nr. 20 vom 13.05.96, Fach 25, S. 2115-2122, hier S. 2115.


� Ebenda S. 2116.


� Vgl. Schmidt, Reiner; Müller, Helmut, Einführung in das Umweltrecht, Schriftenreihe der Juristischen Schulung, Heft 98, Hrsg. Weber, Hermann, 4. Auflage, München 1995, S. 5f.


� Vgl. Landsberg, Gerd; Lülling, Wilhelm, Umwelthaftungsrecht: Kommentar, Köln, Stuttgart 1991, S. 336. Grundgedanke jeder Verkehrssicherungspflicht ist, daß derjenige, der eine Gefahrenlage schafft, die notwendigen Vorkehrungen zum Schutz anderer zu treffen hat. Zur Frage, wann eine Verletzung der Verkehrssicherungspflicht vorliegt, siehe Landsberg/Lülling, Umwelthaftungsrecht, S. 336-338. Vgl. auch Schimikowski, Peter, Umwelthaftungsrecht und Umwelthaftpflichtversicherung, Schriftenreihe Versicherungsforum, Heft 16,


   4. Auflage, Karlsruhe 1996, S. 33-37. 


� Vgl. Diederichsen, Uwe; Wagner, Gerhard, Das Umwelthaftungsgesetz zwischen gesetzgeberischer Intention und interpretatorischer Phantasie, Versicherungsrecht, Juristische Rundschau für die Individualversicherung, 44. Jg. (1993), S. 641-652, hier S. 641.  


� Vgl. Landsberg/Lülling, Umwelthaftungsrecht, S. 339.


� Vg. Steffen, Erich, Verschuldenshaftung und Gefährdungshaftung für Umweltschäden, in: Umweltschutz- und Privatrecht, 5. Trierer Kolloquium zum Umwelt- und Technikrecht vom 24.-26. September 1989, UTR 


   Band 11, Hrsg. Breuer, Rüdiger et al., Düsseldorf 1990, S. 71-92, hier S. 86.


� Vgl. Landsberg/Lülling, Umwelthaftungsrecht, S. 335.


� Vgl. Medicus, Dieter, Umweltschutz als Aufgabe des Zivilrechts - aus zivilrechtlicher Sicht, in: Umweltschutz- und Privatrecht, 5. Trierer Kolloquium zum Umwelt- und Technikrecht vom 24.-26. September 1989, UTR Band 11, Hrsg. Breuer, Rüdiger et al. Düsseldorf 1990, S. 5-33, hier S. 15.


� Vgl. Schimikowski, Umwelthaftungsrecht, S. 47.


� Sofern die Schadenanteile der Betriebe allerdings schätzbar sind, kommt §287 ZPO zum Zuge. Das Gericht entscheidet in diesen Fällen nach freier Übersetzung darüber, auf welche Höhe sich ein Schaden beläuft. Vgl. Engelhardt, Wolfgang, Die deliktsrechtliche Haftung für Umweltschäden, Ein Beitrag zur Reform des Umwelthaftungsrechts, Dissertation, Hamburg 1992, S. 225.


� Vgl. Kloepfer, Umweltrecht, S. 231.


� Vgl. Hoppe/Beckmann, Umweltrecht, S. 170.


� Vgl. Kloepfer, Michael, Umweltschutz als Aufgabe des Zivilrechts - aus öffentlich-rechtlicher Sicht, in: Umweltschutz und Privatrecht, 5. Trierer Kolloquium zum Umwelt- und Technikrecht vom 24.-26. September 1989, UTR Band 11, Hrsg. Breuer, Rüdiger et al., Düsseldorf 1990, S. 35-70, hier S. 45.                                                                                        


� Die Rechtssprechung hat in diesem Rahmen zwischenzeitlich auch Feuerwerksfunken, Kirchengeläut, Belästigung durch Bienen u.v.a. anerkannt.


� Vgl. Hoppe/Beckmann, Umweltrecht, S. 172.


� Vgl. Kloepfer, Umweltrecht, S. 233.


� Vgl. ebenda.


� Vg. Engelhardt, Deliktsrechtliche Haftung, S. 51.


� BGH-Urteil vom 15.09.1984, BGHZ 92, S. 143.


� OLG Zweibrücken, BB 1986, S. 2297. Vgl. auch Engelhardt, Deliktsrechtliche Haftung, S. 54-56. Zur Frage, ob eine deliktsrechtliche Haftung nach §823 Abs. 1 BGB ausgelöst wurde, möchte ich aus Platzgründen auf folgende Literatur verweisen: Engelhardt, Deliktsrechtliche Haftung, S. 54-56; Von Dörnberg, Hans-Friedrich; Gasser, Volker; Gassner, Erich, Umweltschäden: Haftung, Vermeidung und Versicherung, Projektgenehmigung, Beihefte zur Zeitschrift Natur und Recht, Hrsg. Carlsen, Claus, Heft 1, Hamburg, Berlin 1992, S. 11f.


� Vgl. Landsberg/Lülling, Umwelthaftungsrecht, S. 352. Der nachbarrechtliche Ausgleichsanspruch wird auch als zivilrechtlicher Aufopferungsanspruch bezeichnet, vgl. Herbst, Christian, Risikoregulierung durch Umwelthaftung und Versicherung, Schriften zum Umweltrecht, Band 70, Hrsg. Kloepfer, Michael, Berlin 1996, S. 53.


� Landsberg/Lülling vertreten die Ansicht, daß der Ausgleichsanspruch dem Schadenersatzanspruch gleichgestellt werden kann, da die §§249-255 BGB im Schrifttum teilweise uneingeschränkt herangezogen würden (Umwelthaftungsrecht, S. 352); das genaue Gegenteil vertritt Hontheim, Umwelthaftung, S. 2118.


� Vgl. Kloepfer, Umweltrecht, S. 236-238.


� Vgl. Hontheim, Umwelthaftung, S. 2119.


� Vgl. Mittelstaedt, Hans J., Überblick über das neue Umwelthaftungsgesetz, in: Loseblattsammlung NWB, Neue Wirtschafts Briefe, Zeitschrift für Steuer- und Wirtschaftrecht, Nr. 6 vom 04.02.91, Fach 25, S. 2035-2040, hier S. 2035.


� Vgl. Von Dörnberg/Gasser/Gassner, Umweltschäden,  S. 17.


� Vgl. Mittelstaedt, Umwelthaftungsgesetz, S. 2035.


� Vgl. Kloepfer, Umweltrecht, S. 232. Es wird auch auf die noch folgenden eigenen Ausführungen (insbesondere 


   S. 18-19) verwiesen.


� Begründung zum Gesetzesentwurf UmweltHG, BR-Drucksache 127/90, S. 34f.


� Vgl. Landsberg/Lülling, Umwelthaftungsrecht, S. 26.


� Vgl. ebenda.


� Vgl. eigene S. 5, FN 3.


� Vgl. Mittelstaedt, Umwelthaftungsgesetz, S. 2036.


� Vgl. Simon, Jürgen, Das Umwelthaftungsgesetz, Schadenssteuerung durch Umwelthaftung, in: Umwelthaftung, Risikosteuerung und Versicherung, Umweltrecht Band 1, Hrsg. Ahrens, Martin; Simon, Jürgen, Berlin 1996,


   S. 15-26, hier S 22.


� Vgl. Simon, Schadenssteuerung, S. 22. Die Eignung hat der Geschädigte nachzuweisen. §8 UmweltHG gewährt ihm eigens dafür einen Auskunftsanspruch gegen den Anlagenbetreiber. 


� Vgl. Feess, Eberhard, Umweltökonomie und Umweltpolitik, München 1995, S. 119.


� Vgl. Hontheim, Umwelthaftung, S. 2119. Zu beachten ist, daß die Haftung z.B. nach der allgemeinen deliktischen Haftung des §823 BGB ebenfalls zum Zuge kommt und neben dem UmweltHG anwendbar wäre - dort wird in vollem Umfang gehaftet. 


� Vgl. Landsberg/Lülling, Umwelthaftungsrecht, S. 30.


� Vgl. Schmidt-Salzer, Joachim, Kommentar zum Umwelthaftungsrecht: betriebliche Risiken und innerbetriebliche Verantwortung, Heidelberg 1992, S. 454.


� Dieser Anhang umfaßt allerdings alle gefahrenträchtigen Betriebsformen, so daß keine spürbare Einschränkung vorliegt. Die Auflistung orientiert sich im Kern an der Anlagenliste zur 4. BImSchV, d.h. es handelt sich im wesentlichen um Anlagen, für die das normale Genehmigungsverfahren (siehe Kapitel 2.4.2, S. 20, FN 5) gilt.              


� Erstmals am 27.07.1957 in Kraft getreten, zuletzt geändert durch Gesetz vom 27.06.94. Es handelt sich um ein Rahmengesetz des Bundes, das durch entsprechende Landesgesetze ausgefüllt wird. Die Folge ist, daß die Gesetze in den einzelnen Ländern große Unterschiede aufweisen. Das WHG stützt sich auf Art 75 Nr. 4 GG; vgl. Holzbaur, Ulrich; Kolb, Maximilian; Roßwang, Helmut, Umwelttechnik und Umweltmanagement, Ein Wegweiser für Studium und Praxis, Heidelberg, Berlin, Oxford, 1996, S. 26. 


� Vgl. Kloepfer, Umweltrecht, S. 648. Da eine Rechtsgutsverletzung nicht explizit gefordert ist, werden auch reine Vermögensschäden ersetzt.


� Vgl. ebenda.


� Vgl.  Holzbaur/Kolb/Roßwang, Umweltmanagement, S. 26.


� Zum Begriff der ,Benutzung’ (definiert in einem langen Katalog in §3 WHG) wird auf folgende Literatur hinge-wiesen: Hoppe/Beckmann, Umweltrecht, S. 345; Kloepfer, Umweltrecht, S. 610-631.


� Es handelt sich dabei um repressive Verbote mit Befreiungsvorbehalten, vgl. Hoppe/Beckmann, Umweltrecht, 


  S. 345.


� Vgl. Berg, Thomas, Beweismaß und Beweislast im öffentlichen Umweltrecht: Instrumente eines verantwortungsvollen Umgangs mit technologiebedingten Risiken, Dissertation,  Frankfurter Schriften zum Umweltrecht, Band 9, Hrsg. Rehbinder, Eckhard; Bothe, Michael; Steidberg, Rudolf, Baden-Baden 1995, S. 185.


� Vgl. Fees-Dörr, Eberhard; Prätorius, Gerhard; Steger, Ulrich, Umwelthaftungsrecht: Bestandsaufnahme, Probleme, Perspektiven, 2. Auflage, Wiesbaden 1992, S. 38.


� Vgl. Herbst, Umwelthaftung und Versicherung, S. 66.


� Ebenda.


� Vgl. von Dörnberg/Gasser/Gassner, Umweltschäden, S. 10.


� Vgl. Landsberg/Lülling, Umwelthaftungsrecht, S. 45.


� Vgl. ebenda, S. 45f. Dieselbe Begriffsproblematik (wer Inhaber eine Anlage ist) tritt im §1 UmweltHG auf. Nur die Rechtssprechung kann eine endgültige Klärung schaffen.


� Vgl. Ketteler Gerd; Kippels, Kurt, Umweltrecht, Eine Einführung in die Grundlagen unter besonderer Berücksichtigung des Wasser-, Immissionsschutz-, Abfall- und Naturschutzrechts, Schriftenreihe Verwaltung in Praxis und Wissenschaft, Band 31, Köln et al. 1988, S. 125.


� Vgl. ebenda.


� Vgl. Ketteler/Kippels, Umweltrecht, S. 126.


� Das Gemeinlastprinzip gilt als Unterform des Verursacherprinzips. Die Allgemeinheit trägt die Kosten - auch wenn der Grundstückseigentümer nachweislich finanziell nicht in der Lage ist, die Beseitigung des Schadens zu finanzieren. Vgl. Holzbaur/Kolb/Roßwang, Umweltmanagement, S. 21.


� Vgl. Kloepfer, Umweltrecht, S. 650.


� Vgl. Landsberg/Lülling, Umwelthaftungsrecht, S. 328 - BGH-Urteil - NJW 1981, S. 1516.


� Das BImSchG stützt sich auf Art 74 Nr. 24 GG und ist erstmals 1974 in Kraft getreten (zuletzt geändert am 18.04.97). Bis zum heutigen Tag sind 27 Rechtsverordnungen zur Präzisierung des BImSchG erlassen worden. So z.B. die Störfall-Verordnung als 12. BImSchV oder die Verordnung über Anlagen zur Feuerbestattung als 


27. BImSchV. Daneben sind zahlreiche Verwaltungsvorschriften von Bedeutung.


� Vgl. Ketteler/Kippels, Umweltrecht, S. 216.


� Vgl. Hoppe/Beckmann, Umweltrecht, S. 395.                                                                      


                       


� Vgl. Jarass, Hans D., Bundes-Immsionsschutzgesetz, Kommentar, 3. Auflage, München 1995, S. 104-108.


� Vgl. ebenda, S. 104.


� Gem. §5 Abs. 1 BImSchG lauten die Grundpflichten: Schutz- bzw. Gefahrenabwehrpflicht, Vorsorgepflicht, Vermeidungs- und Entsorgungspflicht, Abwärmenutzungspflicht. Vgl. auch Holzbaur/Kolb/Roßwang, Umweltmanagement, S. 25.


� Vgl. Ketteler/Kippels, Umweltrecht, S. 68. Fraglich ist, ob dem Nachbarn einer umweltbelastenden Anlage sowohl der Zivilrechtsweg gegen den Betreiber als auch der Verwaltungsrechtsweg gegen die Genehmigungsbehörde eröffnet ist, oder ob angesichts dieser Konkurrenz ein Vorrang des zivilrechtlichen oder des öffentlich-rechtlichen Rechtsschutzes besteht. Ausführliche Erörterungen dazu siehe ebenda, S. 69, siehe auch von Dörnberg/Gasser/Gassner,  Umweltschäden S. 16. 


� Vgl. Kloepfer, Umweltrecht, S. 232


� Vgl. Feldhaus, Gerhard, Bundesimmissionsschutzrecht, Band I, Kommentar, 2. Auflage, Heidelberg 1974, erstmals erschienen 1965, Stand: 77. Erg.-Lfg. Oktober 1997, hier 48. Erg.-Lfg., Kommentar zum §14 BImSchG, S. 5. Ansprüche, die auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen, werden nicht berührt. §14 BImSchG greift nicht bei genehmigungsfreien Anlagen.


� Vgl. Kloepfer, Umweltrecht, S. 232.


� Vgl. Feldhaus, Kommentar, 48. Erg.-Lfg., Kommentar §14 BImSchG, S. 5. Voraussetzung für den Anspruch auf Schutzvorkehrungen ist also das Bestehen von Abwehransprüchen nach bürgerlichem Recht. Vgl. auch Anhang II, Abb. 5, S 103. 


� Vgl. Hoppe/Beckmann, Umweltrecht S. 174. Zum Ablauf des Genehmigungsverfahrens siehe: Pütz, Manfred; Buchholz, Karl-Heinz, Die Genehmigungsverfahren nach dem Bundesimmissionsschutzgesetz: Handbuch für Antragsteller und Genehmigungsbehörden mit Erläuterungen, Abwicklungshilfen und Beispielen, 5. Auflage, Berlin 1994. 


� Vgl. Feldhaus, Kommentar, 4. Erg.-Lfg. Kommentar §14 BImSchG, S. 7, vgl. auch Jarass, Kommentar, S. 307.


� Vgl. Feldhaus, Kommentar, 4. Erg.-Lfg. Kommentar §14 BImSchG, S. 7.


� Vgl. Jarass, Kommentar, S. 306. Zum Begriff der ,wirtschaftlichen Vertretbarkeit’ wird verwiesen auf: Hoppe, Werner, Die wirtschaftliche Vertretbarkeit im Umweltschutzrecht, Eine Bestandsaufnahme im Recht der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, Schriftenreihe Recht - Technik - Wirtschaft, Hrsg. Lukes, Rudolf, Köln et al. 1984.


� Vgl. Feldhaus, Kommentar, 4. Erg.-Lfg., Kommentar §14 BImschG, S. 8.


� Vgl. von Dörnberg/Gasser/Gassner, Umweltschäden, S. 16.


� LG Münster NJW-RR 1986, S. 947.


� Vgl. von Dörnberg/Gasser/Gassner, Umweltschäden S. 16. Es handelt sich um einen sekundären Surrogatsanspruch. Der in erster Linie gegebene primäre Surrogationsanspruch gemäß §14 Satz 1 Halbsatz 2 BImSchG ist der Ersatz für den an und für sich gegebenen nachbarrechtlichen Abwehranspruch. 


� Vgl. Schimikowski, Umwelthaftungsrecht S. 19. Er kommt allerdings zu dem abweichendem Ergebnis, daß in diesem Fall ein Ausgleichsanspruch gegeben sei.


� Von Dörnberg/Gasser/Gassner, S. 16.


� Vgl. Strunz, Herbert, Umweltmanagement, Konzepte - Probleme - Perspektiven, Wien 1993, S. 37.


� Lt. Preisliste der Abfallverwertungsgesellschaft mbH in Hamburg (Stand 12/96) kommt bei der Entsorgung von Sonderabfällen in Fässern je Tonne ein Preis von DM 1.900,--, zzgl. Transport-, Verpackungs-, Zuheizkosten und Mwst zum Tragen - die Gesamtkosten addieren sich oft bis auf DM 2.600,-- pro Tonne.


� In Kraft seit 06.10.1996. Vgl. Stroetmann, Clemens, Rede des Staatssekretärs im Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit anläßlich einer Fachtagung in Berlin im November 1994, in: Dokumentation zur 18. Wissenschaftlichen Fachtagung der Gesellschaft für Umweltrecht e.V., Zulassung von Industrieanlagen im deutschen und europäischen Recht: Stand und Perspektiven unter Berücksichtigung der Umweltverträglichkeitsprüfung und der künftigen IPC-Richtlinie. Flächenwirksamer Umweltschutz und Eigentum, Hrsg. Gesellschaft für Umweltrecht, Berlin 1995, S. 18-37, hier S. 28. 


� Vgl. ebenda.


� Vgl. Schmidt-Salzer, Joachim, Produkthaftung, Band I Strafrecht, 2. Auflage, Heidelberg 1988, S. 369. 


� Vgl. Wagner/Janzen, Umwelt-Auditing, S. 576.


� Vgl. ebenda.


� Vgl. ebenda.


� Vgl. Wagner/Janzen, Umwelt-Auditing, S. 576.


� Vgl. Gemünd, Wolfgang, Deutschland: Das Umwelt-Audit als Voraussetzung für die Umwelthaftpflichtversicherung, in: Umweltmanagement und Öko-Audit - Rechtliche Grundlagen und praktische Umsetzung, Produkt- und Umwelthaftpflicht international - Recht und Versicherung (PHi), Sonderdruck Juni 1995, Hrsg. Zeller, Wolfgang, Köln 1995, S.16-23, hier S. 20.


� Vgl. Meffert/Kirchgeorg, Marktorientiertes Umweltmanagement, S. 167.  


� Vgl. ebenda, S. 168.


� Vgl. ebenda.


� Vgl. Gemünd, Umwelt-Audit, S. 18. 


� Vgl. ebenda.


� Vgl. statt vieler Steger, Ulrich, Normstrategien im Umweltmanagement, in: Handbuch des Umweltmanagements, Anforderungs- und Leistungsprofile von Unternehmen und Gesellschaften, Hrsg. Steger, Ulrich unter Mitwirkung von Prätorius, Gerhard, München 1992, S. 271-293, hier S.276-283.


� Vgl. Wagner/Janzen, Umwelt-Auditing, S. 594f.


� Ökologisch und ethisch bedenklich wäre eine Strategie, bei der z.B, die Produktion in Länder verlagert würde, in denen ökonomische Konsequenzen nicht zu befürchten wären. 


� Vgl. Steger, Normstrategien, S. 277.


� Vgl. ebenda.


� Vgl. Steger, Normstrategien, S. 279.


� Vgl. Wagner/Janzen, Umwelt-Auditing, S. 595.


� Vgl. Haasis, Hans-Dietrich, Betriebliche Umweltökonomie, Bewerten - Optimieren - Entscheiden, Berlin et al. 1996, S. 19.


� Vgl. Haasis, Betriebliche Umweltökonomie, S. 19f.


� Vgl. ebenda, S. 20.


� Vgl. Janzen, Henrik, Unternehmerische Risikopolitik und Umweltschutz, in: Handbuch zur Umweltökonomie, Hrsg. Junkernheinrich, Martin, Berlin 1995, S. 348-356, hier S. 356.





� Vgl. Wagner, Gerd, Rainer; Janzen, Henrik, Das Umwelt-Audit aus betriebswirtschaftlicher Sicht - Implikationen für das unternehmerische Umwelt- und Risikomanagement, in: EG-Umweltaudit, Der Weg zum Zertifikat, Hrsg. Klemmer, Paul; Meuser, Thomas, Wiesbaden 1995, S. 53-80, hier S. 56.   


� Vgl. ebenda.


� Vgl. ebenda, vgl. auch Taylor, Donald H., Glezen, William G., Auditing: Integrated Concepts and Procedures, Sixth Edition, New York et al., 1994, S. 4-6.


� Vgl. Leinekugel, Peter, Umweltmanagementsysteme, Historie und Entwicklung, in: TÜV-Umweltmanagement-Berater, Wegweiser zur Zertifizierung, Hrsg. Myska, Martin, 5. Erg.-Lfg. Juli 1996, Kapitel 04100, S. 1-3, 


   hier S. 1.


� Vgl. Förschle, Gerhart; Hermann, Silke; Mandler, Udo, Umwelt-Audits, in: Der Betrieb, 47. Jg. (1994), 


S. 1093-1100, hier S. 1093.


� Die SEC kam zu dem Schluß, daß die betreffenden Unternehmen in ihren Jahresabschlüssen ihre Umwelthaftungs-Verbindlichkeiten grob untertrieben hatten. Vgl. Scherer, Joachim, Umwelt-Audits: Instrument zur Durchsetzung des Umweltrechts im europäischen Binnenmarkt?, in: Neue Zeitschrift für Verwaltungsrecht, 


12. Jg. (1993), S. 11-16, hier S. 11.


� Vgl. Wagner/Janzen, Umwelt- und Risikomanagement, S. 56.


� Vgl. Förschle/Hermann/Mandler, Umwelt-Audits, S. 1093.


� Vgl. Förschle/Hermann/Mandler, Umwelt-Audits, S. 1093.


� Vgl. Hopfenbeck, Waldemar; Jasch, Christine, Öko-Controlling, Umdenken zahlt sich aus!, Audits, Umweltberichte und Ökobilanzen als betriebliche Führungsinstrumente, Landsberg/Lech 1993, S. 145.


� Vgl. van Someren, Taco, C. R., Umwelt-Audit als Teil eines Umweltmanagementsystems, Umwelt-Auditing in Europa und den USA - Definition und Bestandteile des Audit-Prozesses - Systematik eines Umweltmanagementsystems, in: UWF, 1. Jg. (1993), S. 36-40, hier S. 36.


� Vgl. ebenda.


� ICC, ICC-Positionspapier, Umweltschutz-Audits,  Hrsg. Deutsche Gruppe der internationalen Handelskammer, Publikationsnummer 468, o.O. 1989, S. 9.


� Vgl. Orwat, Carsten, Informationsinstrumente des Umweltmanagements, Ökologische Bilanzierung und Controlling, Schriften zur angewandten Umweltforschung, Band 3, Hrsg. Erbguth, Wilfried et al., Berlin 1996, 


   S. 123.


� Vgl. Frerich, Wolfgang, Öko-Audit, in: Umwelthandbuch, Öko-Audit: Konzept, Organisation und Inhalt am Beispiel eines mittelständischen Druckunternehmens, Hrsg. Sietz, Manfred, Taunusstein 1995, S. 21-98, 


   hier S. 22.


� Vgl. statt vieler, Hopfenbeck/Jasch, Öko-Controlling, S. 144-147.


� Vgl. Siegmann, Peter, Umweltschutz ist Chefsache, Methoden und Wege zum umweltorientierten Management, in: Betriebliches Umweltmanagement, Hrsg. Albach, Horst, Wiesbaden 1990, S. 55-62, hier S. 60.


� Vgl. Wagner/Janzen, Umwelt-Auditing, S. 581.


� Zwischenzeitlich wurde die SAGE-Gruppe wieder aufgelöst. Vgl. Schulz, Werner, Die europäische Ökoauditverordnung, Sachstand und Perspektiven, o.O. 1995, S. 5.


� Wagner/Janzen, Umwelt-Auditing, S. 585f.


� Durch Teilnahme an den Aktivitäten innerhalb des TC 207 besteht die (einzige) Möglichkeit deutscher Einflußnahme auf den Prozeß. Zur Struktur des TC 207: Tibor, Tom; Feldman, Ira, ISO 14000: A Guide to the New Environmental Management Standards, Chicago, London, Singapore 1996, S. 32-38.


� Vgl. Wagner/Janzen, Umwelt-Auditing, S. 586. Die EMAS-Verordnung wurde 1995 in nationales Recht übernommen. Verordnungen auf EG-Ebene werden direkt in nationales Recht übernommen, während Richtlinien einer Umsetzung in das nationale Recht bedürfen.


� Vgl. ebenda.


� Vgl. Lütkes, Stefan, Die Verbindung von Öko-Audit und ISO 14001, in: UWF, 5. Jg. (1997), S. 10-12,


hier S. 10.


� Vgl. Schneider, Thomas, F. , Umweltmanagementsysteme nach British Standard 7750, in: 


   TÜV-Umweltmanagement-Berater, 5. Erg.-Lfg. Juli 1996, Kapitel 04400, S. 1-9, hier S. 4-9.          


� Zur Vertiefung des Ablaufs nach BS 7750: Little/Pearson/Brierley, Environmental Management Systems, Kapitel 6, S. 1-34, Kapitel 7, S. 1-37.





� Vgl. Heck, Wolfgang, Umweltchecklisten in Marketing-Bereichen, in: Umweltbewußtes Management: Umwelt-Checklisten, Umweltqualitätsziele und Risikoanalysen, Organisationsentwicklung, Umwelt-Auditing, Umwelt-recht, Umwelthaftung, UVP, Abfallmanagement, Umwelt-Marketing, Hrsg. Sietz, Manfred, Taunusstein 1992, S. 191-222, hier S. 216.


� Vgl. Janke, Günter, Öko-Auditing, Handbuch für die Interne Revision des Umweltschutzes, Berlin 1995, S. 61.


� Janzen, Henrik, Ökologisches Controlling im Dienste von Umwelt- und Risikomanagement, Stuttgart 1996, 


   S. 18.   


� Vgl. Janzen, Unternehmerische Risikopolitik, S. 356.


� Vgl. Niemeyer, Adelbert; Sartorius, Bodo, Umwelt-Auditing, in: Handbuch des Umweltmanagements, Anforderungs- und Leistungsprofile von Unternehmen und Gesellschaft, Hrsg. Steger, Ulrich, München 1992, S. 311-328, hier S. 315.


� Ebenda, S. 312.


� Vgl. Steger/Antes, Unternehmensstrategie, S. 30.


� Vgl. Janke, Handbuch, S. 63.


� Dabei hat die ergebnisorientierte Seite einen statischen und die system-/verfahrensorientierte Seite einen dynamischen Charakter. Vgl.. van Someren, Umwelt-Audit, S. 37.


� Vgl. Janzen, Umwelt- und Risikomanagement, S. 136


� Vgl. ebenda, S. 136-138.


� In einem Produktauditbericht wird z.B. festgehalten, ob eine ökologisch-toxikologische Bewertung über das Produkt vorliegt. Es werden Empfehlungen zur Dokumentierung ausgesprochen (z.B., daß handschriftliche Ein-tragungen auf der Rückseite eines EG-Sicherheitsdatenblattes Gefahr laufen, bei einer Revision dieses Doku-mentes vernichtet zu werden und sie deshalb besser separat aufgezeichnet werden sollten). Vgl. ein fünfseitiges Protokoll eines im März 1997 durchgeführten Produkaudits einer Firma, die hier nicht genannt werden soll. 


� Vgl. Heuvels, Klaus, Die EG-Öko-Audit-Verordnung im Praxistest - Erfahrungen aus einem Pilot-Audit-Programm der Europäischen Gemeinschaft, in: UWF, 1. Jg. (1993), S. 41-48, hier S. 44. Vgl. auch van Someren, Umwelt-Audit, S. 37.    


� Vgl. Janzen, Umwelt- und Risikomanagement, S. 138.     


� Häufig werden sie jedoch als wesentliches Kriterium zur Audit-Typisierung herangezogen. Vgl. Janzen, Umwelt- und Risikomanagement, S. 138.


� Vgl. Janzen, Umwelt- und Risikomanagement, S. 137.


� Vgl. ebenda.


� Vgl. ebenda.


� Vgl. ebenda.


� Vgl. Förschle/Hermann/Mandler, Umwelt-Audits, S. 1093. Janzen ist der Ansicht, daß bei dem internen Audit auch externe Auditoren und bei dem externen Audit auch interne Adressaten möglich erscheinen. Vgl. Janzen, Umwelt- und Risikomanagement, S. 138.


� Vgl. Hopfenbeck/Jasch, Öko-Controlling, S. 150.


� Vgl. Förschle/Hermann/Mandler, Umwelt-Audits, S. 1093.


� Vgl. Sietz, Manfred; Sondermann, Wolf-Dieter, Umwelt-Audit und Umwelthaftung: Anleitung zur Risikominimierung, Vorsorge und Produktqualitätssicherung in der Betriebspraxis, Taunusstein 1990, S. 43-49, vgl. ebenso Sietz, Manfred; Bilker, Georg; Braun, Andreas, Checklisten zur Umweltbetriebsprüfung und zum Ökoauditing, in: Umweltbewußtes Management: Umweltchecklisten, Umweltbetriebsprüfung, Ökoauditing, Abfallmanagement, UVP, Umweltrisikoanalyse, Umweltgesetze, Umwelthaftung, Umweltinformation, Umweltkommunikation, Hrsg. Sietz, Manfred, 2. Auflage, Taunusstein 1994, S. 51-110, hier S. 51-109.


� Vgl. ICC-Positionspapier, S. 9f, vgl. auch Frerich, Öko-Audit, S. 23.


� Förschle/Hermann/Mandler, Umwelt-Audits, S. 1093.


� Hopfenbeck/Jasch, Öko-Controlling, S. 150.


� Zenk, Georg, Öko-Audits nach der Verordnung der EU, Konsequenzen für das strategische Umwelt-


   management, Wiesbaden 1995, S. 41.


� Vgl. Förschle/Hermann/Mandler, Umwelt-Audits, S. 1093.


� Vgl. Scherer, Umwelt-Audits, S. 12. Die Verfasserin möchte darauf hinweisen, daß Hopfenbeck/Jasch die Ansicht vertreten, daß fast alle Ziele des internen Umweltschutz-Audits als Ziele des externen Umweltschutz-Audits zu gelten hätten (Vgl.  Hopfenbeck/Jasch, Öko-Controlling, S. 148.). Dieser Auffassung kann sich nicht angeschlossen werden. Vielmehr gehen die Ziele des internen Umweltschutz-Audits deutlich über die der Gesetzeseinhaltung und der internen Revision hinaus.  


� Hopfenbeck/Jasch, Öko-Controlling, S. 152.


� Vgl. ABl. der EG Nr. L168, S. 1; ber. ABl. EG 1995 Nr. L 203, S. 17. Bezeichnungen wie EG-Verordnung oder EG-Öko-Audit gelten als Synonym für die EMAS-Verordnung.


� Vgl. Sauermann, Norbert, Öko-Audit, Aus Sicht des Wirtschaftsprüfers, der Versicherung und der Bank, in: Verpackungsrundschau, 46. Jg. (1995), S. 70f, hier S. 70.


� Vgl. Hopfenbeck/Jasch/Jasch, Der Weg zum Zertifikat, S. 37.


� Vgl. Machmer, Dietrich, Einführung in das EG-Öko-Audit-System, in: Öko-Audit und Öko-Controlling gemäß ISO 14000ff und EG-Verordnung Nr. 1836/93, Hrsg. Schimmelpfeng, Lutz; Machmer, Dietrich, Taunusstein 1996, S. 13-26, hier S. 15.


� Vgl. ebenda.    


� Vgl. §3 Abs. 1 Umweltauditgesetz (UAG), Gesetz zur Ausführung der Verordnung (EWG) Nr. 1836/93 des Rates über Unternehmen an einem Gemeinschaftssystem für das Umweltmanagement und die Umweltbetriebsprüfung vom 7. Dezember 1995, BGBl. I S. 1591. Inhalt des UAG sind die Rahmenbedingungen der Zulassung von Umweltgutachtern.


� Vgl. Klemmer, Paul; Meuser, Thomas, Das EG-Umwelt-Audit - Eine Einführung, in: EG-Umweltaudit, Der Weg zum ökologischen Zertifikat, Hrsg. Klemmer, Paul; Meuser, Thomas, Wiesbaden 1995, S. 17-35, hier 


   S. 23.


� Vgl. Kirchgäßner, Heiko, Informationsinstrumente einer ökologieorientierten Unternehmensführung, Ökobilanz-


   EU-Öko-Audit - Industrielle Kostenrechnung, Wiesbaden 1995, S. 105. Vgl. auch Verordnung (EWG) 1836/93 Art. 1 Abs. 1. S.3. 


� Vgl. Stahlmann, Volker, Umweltverantwortliche Unternehmensführung: Aufbau und Nutzen eines Öko-Controlling, München 1994, S. 154. 


� Vg. Seidel, Martin, Umweltrecht der Europäischen Gemeinschaft - Träger oder Hemmnis des Fortschritts?, in: Deutsches Verwaltungsblatt (DVBl.), Heft Nr. 9/1989, S. 441-448, zitiert nach Rindermann, Holger, Die Entwicklung der EG-Umweltpolitik von den Anfängen bis 1991, Studien zur internationalen Umweltpolitik, Hrsg. Wittkämper, Gerhard, W.; Zilleßen, Horst, Band 1, Hamburg 1992, S. 23f.


� Vgl. Hopfenbeck/Jasch/Jasch, Der Weg zum Zertifikat, S. 58.


� Vgl. Dyllick, Thomas, Die EU-Verordnung zum Umweltmanagement und zur Umweltbetriebsprüfung (EMAS-Verordnung) im Vergleich mit der geplanten ISO-Norm 14001. Eine Beurteilung aus Sicht der Managementlehre, in: Zeitschrift für Umweltrecht und Politik (ZfU), 18. Jg. (1995), S. 299-339, hier S. 304.


� Vgl. Institut für ökologische Betriebswirtschaft (IÖB), Die EG-Umweltaudit-Verordnung in der betrieblichen Praxis, Untersuchungsbericht Nr. 13, Siegen 1994, S. 12.


� Vgl. Verordnung (EWG) 1836/93, Artikel 1 Abs. 3, S. 3.


� Vgl. ebenda, Anhang I, Abschnitt D, S. 16. 


� Vgl. Dyllick, EMAS im Vergleich mit ISO 14001, S. 305.


� Freundlicherweise wurden die Umweltleitlinien für diese Arbeit zur Verfügung gestellt.


� Vgl. Verordnung (EWG) 1836/93, Artikel 2c, S. 4.


� Vgl. Beiersdorf AG, Hamburg, Umweltschutz und Verbrauchersicherheit. Aktivitäten bei Beiersdorf, Hamburg o.J., S. 14. Trotz Nachfrage wurde mir dieses nicht zur Verfügung gestellt. Es bleibt an dieser Stelle nur zu hoffen, daß die Inhalte des Grünbuches aussagekräftiger sind als die Umwelt-Leitlinien. Für die offene Informationspolitik bedankt sich an dieser Stelle die Verfasserin.


� Vgl. ebenda, Artikel 3b, S.5, vgl. auch Hopfenbeck/Jasch/Jasch, Der Weg zum Zertifikat, S. 34.


� Vgl. Henn, Klaus-Peter, Die Organisation des Umweltschutzes im Unternehmen, EG-Verordnung zum Umweltmanagement und Öko-Audit, in: Umweltschutz-Management und Öko-Auditing, Hrsg. Sietz, Manfred, von Saldern, Andreas, Berlin, Heidelberg, New York 1993, S. 19-43, hier S. 22.


� Vgl. Verordnung (EWG) 1836/93, Anhang I Abschnitt C, S. 15f.


� Sinnvolle Vorgehensweise könnte die Erfassung über Stoff- und Energieströme sein oder die Erfassung über eine ökologische Betriebsbilanz. Zur ökologischen Betriebsbilanz siehe Braunscheig, Arthur; Müller-Wenk, Ruedi, Ökobilanzen für Unternehmungen: Eine Wegleitung für die Praxis, Bern, Stuttgart, Wien 1993.


� Vgl. Verordnung (EWG) 1836/93 Anhang I Abschnitt  B2, S. 13.


� Feldhaus, Gerhard, Bundesimmissionsschutzrecht, Band 7, Umweltaudit, 2. Auflage, Heidelberg 1974, erstmals erschienen 1965, Stand 77. Erg.-Lfg. Oktober 1997, hier 66. Erg.-Lfg., Einführung Umwelt-Audit, M 1, S. 23.


� Vgl. Verordnung (EWG) 1836/93, Art. 2c, S. 4.


� Vgl. ebenda, Anhang I Abschnitt A5, S. 12.


� Vgl. Henn, Klaus, Peter, Umweltmanagement und Umweltbetriebsprüfung in der gewerblichen Wirtschaft, in: Umweltbewußtes Management, Umwelt-Checklisten, Umweltbetriebsprüfung, Ökoauditing, Abfallmanagement, UVP; Umweltrisikoanalyse, Umweltgesetze, Umwelthaftung, Umweltinformation, Umweltkommunikation, Hrsg. Sietz, Manfred, Taunusstein 1994, 2. Auflage, S. 19-50, hier S. 26.


� Vgl. Dyllick, EMAS im Vergleich mit ISO 14001, S. 307.


� Vgl. Verordnung (EWG) 1836/93, Anhang I Abschnitt B, S. 13-15.


� Vgl. Braun, Jürgen Werner; Barth, Hans; Hildebrand, Willi, Ökoaudit in einem mittelständischen Unternehmen der metallverarbeitenden Industrie, in: Umweltbetriebsprüfung und Öko-Auditing, Hrsg. Sietz, Manfred, Berlin, Heidelberg, New York 1994, S. 75-207, hier S. 81.


� Verordnung (EWG) 1836/93, Artikel 2f, S. 4.


� Vgl. ebenda, Anhang I Abschnitt C und gesamter Anhang II (Abschnitt A-H), S. 15f und S. 16-19.


� Vgl. Feldhaus, Gerhard, Umwelt-Audit und Betriebsorganisation im Umweltrecht, in: Umwelthaftung und Umweltmanagement, Hrsg. Kormann, Joachim, München 1994, S. 9-36, hier S. 16.


� Vgl. Verordnung (EWG) 1836/93, Artikel 5 Abs. 5, S. 7.


� Vgl. Dyllick, EMAS im Vergleich mit ISO 14001, S. 310.


� Der Gutachter muß für die Deutsche Akkreditierungs- und Zulassungsgesellschaft für Umweltgutachter mbH (DAU) arbeiten, sonst riskiert das Unternehmen eine wertlose Validierung. Vgl. Waskow, Siegfried, Betriebliches Umweltmanagement, Anforderungen nach der Audit-Verordnung der EG und dem Umweltauditgesetz, 


2. Auflage, Heidelberg 1997, S. 120.


� Vgl. Verordnung (EWG) 1836/93, Anhang III Abschnitt B, insbesondere Absätze 1-3, S. 21.


� Vgl. Feldhaus, Betriebsorganisation, S. 17, vgl. auch Verordnung (EWG) 1836/93 Art. 4 Abs. 6, S. 6.


� Vgl. Verordnung (EWG) 1836/93, Art. 8 Abs. 1 und 2, S. 8.


� Vgl. Sauermann, Öko-Audit, S. 70.


� Vgl. Hopfenbeck/Jasch/Jasch, Der Weg zum Zertifikat, S. 174.


� Vgl. Waskow, Betriebliches Umweltmanagement, S. 160.


� Vgl. Sauermann, Öko-Audit, S. 70.


� Vgl. IÖB, Untersuchungsbericht, S. 13.


� Vgl. DIN EN 14001, Deutsches Institut für Normung e.V., Umweltmanagementsysteme, Spezifikation mit Anleitung zur Anwendung (ISO 14001 : 1996), Deutsche Fassung EN ISO 14001 : 1996, Ref.Nr. DIN EN 14001:  1996-10, Berlin 1996, Deckblatt. Der SC 1 ist ein Subkomitee des TC 207.


� DIN EN 14001, Deckblatt, vgl. auch Verordnung (EWG) 1836/93, Art. 12, S. 9f. Zum Stand der Diskussion, in welchem Umfang die Anwendung der DIN EN ISO 14001 die Forderungen der EMAS-Verordnung abdeckt, siehe eigene S. 59f.   


� Vgl. Nehls-Sahabandu, Martina, Erfahrungen und Informationen zur Umsetzung der EG-Öko-Audit-Ver-


   ordnung, in: http://www.umis/audit.html(fragen, o.O. Mai 1997, Absätze 1-4, hier 2.Absatz.


� Vgl. DIN EN 14001, Deckblatt.


� Lütkes, Die Verbindung von Öko-Audit und ISO 14001, S. 10.


� Vgl. Waskow, Betriebliches Umweltmanagement, S. 89.


� DIN EN ISO 14001, Punkt 3.12, S. 8, Vgl. auch Tibor, Tom; Feldman, Ira, ISO 14000, S. 46.


� Ebenda, Punkt 3.4, S. 7.


� Ebenda. Punkt 1,S. 6.


� Vgl. Waskow,  Betriebliches Umweltmanagement, S. 89.


� Vgl. DIN EN ISO 14001, Punkt 4.2, insbesondere Abschnitte c,d,f, S. 8.


� Waskow, Betriebliches Umweltmanagement, S. 90.


� DIN EN ISO 14001, Punkt 3.1, S. 6.


� Vgl. Waskow, Betriebliches Umweltmanagement, S. 90.


� Vgl. ebenda, S. 91. Auch gefordert gemäß DIN EN ISO 14004, Umweltmanagementsysteme, Allgemeiner Leitfaden über Grundsätze, Systeme und Hilfsinstrumente, Punkt 4.1.3, zitiert nach ebenda.


� Vgl. Waskow, Betriebliches Umweltmanagement, S. 91.


� Als Umweltaspekt wird „derjenige Bestandteil, der Tätigkeiten, Produkte oder Dienstleistungen einer Organisation, der in Wechselwirkung mit der Umwelt treten kann“, bezeichnet. DIN EN ISO 14001, Punkt 3.3, S. 7. Es erfolgt keine explizite Aufzählung der Umweltaspekte wie bei der EMAS-Verordnung. 


� DIN EN ISO 14001, Punkt 4.3.1, S. 8.


� Vgl. ebenda, Punkt 4.3.3, S. 9.


� Vgl. DIN EN ISO 14001, Punkt 3.10, S. 7.


� Vgl. ebenda, Punkt 4.3.4, S. 9.


� Vgl. ebenda, Punkt 4.3.2, S. 9.


� Vgl. ebenda, Punkt 4.4.1, S.9.


� Vgl. ebenda, Punkt 4.4.5, S10f.


� Vgl. ebenda, Punkt 4.4.6, S. 11.


� Vgl. ebenda, Punkt 4.4.7, S. 11.


� Ebenda, Punkt 4.5.1, S. 11.


� DIN EN ISO 14001, Punkt 4.5.2, S. 12.


� Ebenda, Punkt 4.5.3, S. 12.


� Vgl. ebenda, Punkt 4.5.4, S. 12. Das Umweltaudit wird verstanden als „ein systematisches, dokumentiertes Überprüfungsverfahren zur objektiven Ermittlung und Bewertung von Auditnachweisen, um die Konformität von festgelegten Umweltaktivitäten, -ereignissen, -zuständen, -managementsystemen oder Informationen darüber mit den Auditkriterien festzustellen, und die Übermittlung der Ergebnisse dieses Prozesses an den Auftraggeber“. DIN EN ISO 14010, Leitfaden für Umweltaudits, Allgemeine Grundsätze, Ref. Nr. DIN EN ISO 14010 : 1996-11, o.O., o. J., Punkt 2.9, S. 4. 


� DIN EN 14001, Punkt 4.5.4, S. 12.


� Ebenda, Punkt 3.6, S.7.


� Vgl. Waskow, Betriebliches Umweltmanagement, S. 93.


� Ebenda, S. 93.


� Vgl. DIN EN ISO 14001, Punkt 4.6, S.12.


� Vgl. DIN EN ISO 14001, S. 13.


� Waskow, Betriebliches Umweltmanagement, S. 163.


� Vgl. Schott, Umweltmanagement nach ISO 14000, S. 10.


� Vgl. ebenda, S. 11.


� Ebenda S. 13.


� Vgl. Myska, Martin, Validierung nach EG-Öko-Audit oder Zertifizierung nach BS 7750/ISO 14000ff.?, in: TÜV-Umweltmanagement-Berater, Wegweiser zur Zertifizierung, Hrsg. Myska, Martin, Stand: 5. Erg.-Lfg 


Juli 1996, Kapitel 03013, S. 1-4, hier S. 3. 


� Vgl. Myska, Validierung oder Zertifizierung, S. 3, vgl. ebenso Dyllick, Thomas, Von der Debatte EMAS vs. ISO 14001 zur Integration von Managementsystemen, Themenwechsel in der Umweltmanagementsystem-Diskussion, in: UWF, 5. Jg. (1997), S. 3-9,  hier S. 4. Machmer hingegen vertritt die Ansicht, daß weiterhin (1996) Uneinigkeit in diesem Punkt herrscht. Vgl. Machmer, Dietrich, Die neue Umweltmanagement-Norm ISO 14000ff., in: Öko-Audit und Öko-Controlling gemäß ISO 14000ff und EG-Verordnung Nr. 1836/93, Hrsg. Schimmelpfeng, Lutz; Machmer, Dietrich, Taunusstein 1996, S. 199-202, hier S. 199.


� Vgl. ABl. Nr. L 104/37 (Entscheidung Nr. 97/265/EG).


� Vgl. Alijah, Renate, ISO 14001 oder EG-Öko-Audit - wo liegen die Unterschiede, in: Markt und Meinung, Heft April 1996, S. 10; genauere Angaben zu dieser Quelle sind der Verfasserin nicht möglich. 


� Ebenda.


� Liebhack, J.U.; Schmallenbach, J.; Binetti, J.-C., Öko-Audit, Kritische Betrachtung der bisherigen Umwelt-Zertifizierungen, in: Chemie Umwelt Technik, Sonderausgabe der Chemie-Technik 1996/1997, S. 58-60, 


    hier S. 58. Als nicht nachprüfbares Indiz möchte die Verfasserin ein Beispiel nennen, das die Situation verdeutlicht. Die Firma Spinnrad wirbt in ihren Verkaufsstellen in Bochum mit DIN A5 - Zetteln für ein neues Entsorgungskonzept: „...ist eine gesicherte und umweltschonende Verwertung gewährleistet“. Ein Streit zwischen Chefin und Angestellter, der laut im Hinterzimmer ausgefochten wurde, belehrte alle am 19. November 1997 im Laden befindlichen Kunden eines Besseren. Die Angestellte hatte das Rundschreiben nicht gesehen und wußte von nichts. Als sie erfuhr, daß die entsprechenden Sortierbehälter für den Müll im Keller deponiert waren, äußerte sie deutlich ihren Unmut über die nun aufwendigeren Wegstrecken für sie.


� Die Aufzählung der Umweltaspekte erfolgt erst im Anhang A.3.1.


� Aufgrund der umfangreichen rechtlichen Vorgaben hinsichtlich der Information der Öffentlichkeit, wie z.B. das „Umweltinformationsgesetz“ sie vorschreibt, ist dieser Aspekt jedoch nicht ganz nachvollziehbar.


� Es handelt sich um die Besonderen Bedingungen und Risikobeschreibungen für die Versicherung der Haftpflicht wegen Schäden durch Umwelteinwirkung (Umwelthaftpflicht-Modell), veröffentlicht in: Küpper Georg, Anmerkungen zu dem genehmigten Umwelthaftpflicht-Modell und Umwelthaftpflicht-Tarif des HUK-Verbandes, in: Die Versicherungspraxis, Organ der Versicherungsnehmer, 83. Jg. (1993), S. 17-30, hier S. 24-27. Der HUK-Verband (Verband der Haftpflicht-, Unfall- und Kraftfahrtversicherer) stellte das Modell im Oktober 1991 erstmals vor und überarbeitete den Inhalt im Jahr 1992 mehrmals. Die nötige Genehmigung des Modells durch das Bundesaufsichtsamt des Versicherungswesens (BAV, Sitz in Berlin) wurde Ende Dezember 1992 erteilt. Ab diesem Zeitpunkt war es den einzelnen Versicherern möglich, sich die Genehmigung zur Verwendung des Modells durch das BAV erteilen zu lassen. Vgl. ebenda, S. 17.


� Vgl. Keller, Alexander; Lück, Michael, Der Einstieg ins Öko-Audit für mittelständische Betriebe durch modulares Umweltmanagement, Berlin et al. 1996, S. 183.


� Hier wäre noch zwischem dem separat zu zeichnenden Anlagen- und Einwirkungsrisiko, dem Restrisiko und dem Regreßrisiko zu unterscheiden. Vgl. Bernheim, R., Aspekte zum Umwelthaftungsrecht und zur Umwelthaftpflichtversicherung, in: Versicherungswirtschaft, 46. Jg. (1991), S. 281f, hier S. 281.


� Reiff, Manfred, Umwelthaftpflichtversicherung, Die neuen Besonderen Bedingungen und Risikobeschreibungen für die Versicherung der Haftpflicht wegen Schäden durch Umwelteinwirkung (Umwelthaftpflicht-Modell), in: Versicherungswirtschaft, 47. Jg. (1992), S. 122-131, hier S. 122.


� Vgl. Gothaer Unternehmer Service, Wichtige Informationen zum Umwelthaftungsgesetz 1991, o.O., o.J. o. S., Punkt 3.1.1.


� Vgl. Keller/Lück, Modulares Umweltmanagement, S. 184.


� Vgl. Gothaer Unternehmer Service, Punkt 3.1.1 und 3.1.2.


� Vgl. Peter, Jörg; Salje, Peter, Haftpflichtversicherung und Deckungsvorsorge nach dem neuen Umwelthaftungsgesetz (UmweltHG), in: Die Versicherungspraxis, Organ der Versicherungsnehmer, 81. Jg. (1991), S. 5-14, hier S. 10. Zum UmweltHG siehe auch Kapitel 2.3.2., S. 14-16.


� Vgl. ebenda. Zum Problem der Prämienkalkulation der Versicherungswirtschaft für diese Normalbetriebsschäden siehe Hansmeyer, Herbert, Beitrag im Rahmen einer Podiumsdiskussion: Versicherungrechtliche und versicherungswirtschaftliche Probleme einer Umweltgefährdungshaftung, in: Umweltschutz und Privatrecht, 


   5. Trierer Kolloquium zum Umwelt- und Technikrecht vom 24. bis 26. September 1989, UTR Band 11, Hrsg. Breuer, Rüdiger et al., Düsseldorf 1990, S. 171-205, hier insbesondere S. 176-178. 


� Vgl. Hager, Günter, Umwelthaftung und Produkthaftung, in: Umweltschutz und Privatrecht, 5. Trierer Kolloquium zum Umwelt- und Technikrecht vom 24. bis 26. September 1989, UTR Band 11, Hrsg. Breuer, Rüdiger et al., Düsseldorf 1990, S. 133-164, hier S. 139-141.


� Vgl. Peter/Salje, Haftpflichtversicherung und Deckungsvorsorge, S. 14.


� Vgl. Keller/Lück, Modulares Umweltmanagement, S. 188. Die Versicherungsmakler mußten ihre Kunden auf die neue Versicherungsform aufmerksam machen, da sie sonst wegen unterlassener Beratung zuungunsten des Kunden gehaftet hätten. Es standen nun höhere Deckungssummen zur Verfügung, Aufwendungen vor dem Schadenfall waren erstattungsfähig, der Normalbetriebsschaden konnte unter gewissen Voraussetzungen abgesichert werden und der Versicherungsfall wurde neu definiert. Die Versicherer selbst waren bestrebt, exakte Risikoanalysen je Vertrag zu erhalten, um genaueste Informationen über die von der versicherten Anlage ausgehenden Umweltgefährdungen zu erhalten. In den Jahren 1992 und 1993 wurden fast alle Betriebsstätten in den alten Bundesländern besichtigt, gem. Telefonat vom 06.11.1997 mit Herrn Ziegler, Prokurist des Versicherungsmaklers Bruno Möller Nachf., Hamburg.


� Vgl. Süddeutsche Zeitung vom 05.10.1992, S. 27.


� Vgl. Peter/Salje, Haftpflichtversicherung und Deckungsvorsorge, S. 5.


� Anzumerken gilt, daß sich der Versicherungsnehmer (VN) gegen die Umstellung aussprechen konnte. Dies traf z.B. auf Speditionen oder Tankstellen zu, die bereits kontaminierte Betriebsgrundstücke als Altlast mit sich trugen. Diese Schäden sind  nur im Rahmen der alten WHG-Deckung versichert, da bei Tankstellen der Versicherungsfall als bereits sicher eingetreten gelten muß. Telefonate am 02.12.97 mit Herrn Ziegler, Bruno Möller Nachf., Hamburg; Herrn Fechtner, Umwelttechniker der Firma HANNOVER Sicherheitstechnik GmbH (HST), Tochter des HDI, Essen; Herrn Marx, Abteilung Umwelthaftpflicht, Gerling, Köln.


� Vgl. §1 Abs. 1 ProdHG. Die Definition des Fehlers findet sich in §3 ProdHG: „Ein Produkt hat einen Fehler, wenn es nicht die Sicherheit bietet, die unter Berücksichtigung aller Umstände, insbesondere seiner a) Darbietung, b) des Gebrauchs, mit dem billigerweise gerechnet werden kann, c) des Zeitpunkts, in dem es in den Verkehr gebracht wurde, berechtigterweise erwartet werden kann.“


� Vgl. Schmidt-Salzer, Joachim; Die Haftung von Unternehmen für Umweltschäden in Deutschland und Europa, in: Umwelthaftung, Risikosteuerung und Versicherung, Umweltrecht Band 1, Hrsg. Ahrens, Martin; Simon, Jürgen, Berlin 1996, S. 59-75, hier S. 62.


� Vgl. ebenda.


� Vgl. Schmidt-Salzer, Umwelthaftungsrecht, S. 147.


� Vgl. Balzereit, Bernd; Kassebohm, Kristian; Kettler, Rolf, Umwelthaftung und Versicherungsschutz, in: Betriebsberater, Zeitschrift für Recht und Wirtschaft, 51.Jg. (1996), S. 117-125, hier S. 122. 


� Vgl. Kapitel 2.1., S. 5, FN 3.


� Keller/Lück, Modulares Umweltmanagement, S. 188.


� Vgl. ebenda.


� Vgl. ebenda.


� Vgl. Schmidt-Salzer, Joachim; Schramm, Stephan, Kommentar zur Umwelthaftpflichtversicherung: das Umwelthaftpflichtmodell ´92 des HUK-Verbandes, Heidelberg 1993, S. 233. Es handelt sich hierbei um echte Vermögensschäden. Vermögensschäden als Folge eines Personen- oder Sachschadens hingegen werden als unechte Vermögensschäden bezeichnet. Diese unechten Vermögensschäden in den Versicherungsschutz einzubeziehen, bedarf einer separaten Vereinbarung im Vertrag. Vgl. ebenda.


� Vgl. Poschen, Alfons, Das Deckungskonzept für die Versicherung der Haftpflicht wegen Schäden durch Umwelteinwirkungen (Umwelthaftpflichtmodell), in: Versicherungsrecht, Juristische Rundschau für die Individualversicherung, 44. Jg. (1993), S. 653-659, hier S. 654.


� Vgl. Gemünd, Umwelt-Audit, S. 19 und 23.


� Keller/Lück, Modulares Umweltmanagement, S. 188.


� Schmidt-Salzer/Schramm, Kommentar zur Umwelthaftpflichtversicherung, S. 221.


� Vgl. ebenda, S. 222f.


� Vgl. ebenda, S. 223.


� Vgl. Vogel, Joachim, Anwendung des Umwelthaftpflicht-Modells in Breitengeschäft (Teil I), in: Versicherungswirtschaft, 50. Jg. (1995), S. 1207-1212, hier S. 1212.


� Vgl. Lang, Rolf, Die neue Umwelthaftpflicht-Versicherung nach dem HUK-Modell, in: Umwelthaftung, Risikosteuerung und Versicherung, UmweltRecht Band 1, Hrsg. Ahrens, Martin; Simon, Jürgen, Berlin 1996, 


   S. 169-183,  hier S. 171.


� Vgl. Nickel, Friedhelm G.; Teufl, Manfred, Der Umweltschaden in der Betriebshaftpflichtversicherung, Das Umwelthaftpflichtmodell (UHV) vom 21.12.92, in: Versicherungswirtschaft, 48. Jg. (1993), S. 1126-1132, hier S. 1126.


� Vgl.  Poschen, Das Deckungskonzept, S. 654. Lediglich die Anlagen-Regreßdeckung wird separat über das UHM bzw. die Umweltbasis-Deckung abgesichert. Vgl. auch Victoria Versicherung, Haftpflichtversicherung Gewerbe und Industrie, Informationen zum Tarifbuch Januar 1994, Einführung des Umwelthaftpflicht-Konzeptes, o.O. 1994, S. 6.


� Vgl. Schmidt-Salzer, Die Umwelthaftpflichtpolice ´92 des HUK-Verbandes, in: Versicherungswirtschaft, 48. Jg. (1993), S. 353-360, hier S. 355. 


� Vgl. ebenda.


� Nickel/Teufl, Der Umweltschaden, S. 1127.


� Vgl. Schmidt-Salzer, Die Umwelthaftpflicht-Police ´92 des HUK-Verbandes, S. 355.


� Vgl. ebenda, vgl. auch Kapitel 2.1., S. 6.


� Vgl. ebenda, S. 355f.


� Als Folge hat der Versicherer im Jahr 1982 eine Spätschadenpauschalrückstellung vorzunehmen. Ebenda, 


   S. 356.  


� Vgl. Schmidt-Salzer, Die Umwelthaftpflicht-Police ´92 des HUK-Verbandes, S. 356.


� Im Gesetzentwurf des Bundes- und Bodenschutzgesetzes werden Altlasten definiert als „Altablagerungen und Altstandorte, durch die schädliche Bodenveränderungen oder sonstige Gefahren für den einzelnen oder die Allgemeinheit hervorgerufen werden“. Umweltbundesamt, Daten zur Umwelt, Der Zustand der Umwelt in Deutschland, Berlin, 6. Ausgabe 1997, S. 206. Dabei werden unter Altablagerungen stillgelegte Abfallentsorgungsanlagen, sowie sonstige Grundstücke, auf denen Abfälle behandelt, gelagert oder abgelagert werden, verstanden. Unter Altstandorten werden stillgelegte Anlagen und sonstige Grundstücke, deren Stillegung einer Genehmigung nach dem Atomgesetz bedarf, und sonstige Grundstücke gewerblicher Zwecke, auf denen mit umweltgefährdenden Stoffen umgegangen worden ist, verstanden. Von noch im Betrieb befindlichen verunreinigten Betriebsgrundstücken gehen grundsätzlich ähnliche Gefahren wie von Altlasten aus. Vgl. ebenda. 


� Schmidt-Salzer, Die Umwelthaftpflichtpolice ´92 des HUK-Verbandes, S. 356.


� Vgl. Reiff, Umwelthaftpflichtversicherung, S. 122.


� Die Regulierung dieser Altlasten ist nur mit Hilfe großzügiger Regulierungsgrundsätze möglich - wie sie der HUK-Verband in seiner Altlast-Regulierungsanregung Nr. H 20/86M vorschlägt. Vgl. ebenda.


� Vgl. Wöstmann, Ulrich; Zentgraf, Christian, Umweltrisikoprüfung und Umwelt-Audit: ein Instrument der Risikovorsorge für Investoren, Banken und Versicherungen, Reihe Angewandter Umweltschutz, Landsberg/Lech 1994, S. 34.


� Siehe noch folgende Ausführungen der S. 68f.


� Vgl. Reiff, Umwelthaftpflichtversicherung, S. 123.


� UHM Ziffer 4. Mit der Abweichung, daß der Vermögensschaden gemäß Ziff. 1.1 mitversichert ist, gilt diese Definition des Versicherungsfalles auch für die Besonderen Bedingungen und Risikobeschreibungen für die Versicherung der Haftpflicht wegen Schäden durch Umwelteinwirkung im Rahmen der Betriebs- und Berufs-Haftpflichtversicherung (Umwelthaftpflicht-Basisversicherung), Vgl. UHM Ziffer 4, veröffentlicht im Rahmen Küpper, Anmerkungen zu dem genehmigten Umwelthaftpflicht-Modell, S. 27-30, hier S. 28.


� Vgl. HUK-Verband, Merkblatt zum neuen Umwelthaftpflicht-Modell des HUK-Verbandes, in: Versicherungspraxis, Organ der Versicherungsnehmer, 83. Jg. (1993), S. 31f, hier S. 31. 


� Ebenda. Die eingeräumte Nachhaftungsregelung von drei Jahren vermag diese Gefahr für versicherte Unternehmen kaum zu verringern. 


� Es wird häufig auch als Manifestationsprinzip (vgl. Nickel/Teufl, Der Umweltschaden, S. 1127f.) bezeichnet. Tatsächlich wird aber nicht auf das Sichtbarwerden des Schadens, sondern auf dessen Entdeckung abgestellt. Der Begriff Manifestationsprinzip gilt daher als fragwürdig. Vgl. Wagner, Gerhard, Die Zukunft der Umwelthaftpflichtversicherung, in: Versicherungsrecht, Juristische Rundschau für die Individualversicherung, 43. Jg (1992), S. 261-272, hier S. 267, Fußnote 68.


� Vgl. Nickel/Teufl, Der Umweltschaden, S. 1127. Eine weitgehende Kongruenz könnte erreicht werden durch eine Kombination von Außenhaftung und Binnenregreß. Der Versicherer würde dem geschädigten Dritten für sämtliche nach dem UmweltHG begründete Ansprüche haften, dafür würden ihm umfangreiche Regreßansprüche gegen den VN zustehen. Vgl. Wagner, Die Zukunft der Umwelthaftpflichtversicherung, S. 271f. Die Ausschlußtatbestände des UHM (Ziffer 6) belegen jedoch, daß diese Regelung nicht praktiziert wird.


� Vgl. Allianz, Eine neue Haftung, S. 11.


� Vgl. Gothaer, Informationen zum Deckungsmodell „Umwelthaftpflicht“, o.O. o.J., S. 9f.


� UHM, Ziffer 7.2.


� Vgl. Schimikowski, Umwelthaftungsrecht und Umwelthaftpflichtversicherung, S. 203f.


� Vgl. UHM, Ziffer 8.1. Der (mögliche) Nachkauf von zeitlichem Versicherungsschutz, zwecks Verlängerung der Nachhaftungszeit, ändert an der begrenzten Versicherungssumme nichts. Vgl. Schmidt-Salzer/Schramm, Kommentar zur Umwelthaftpflichtversicherung, S. 189.


� Vgl. Schimikowski, Umwelthaftungsrecht und Umwelthaftpflichtversicherung, S. 204.


� Vgl. Wagner, Die Zukunft der Umwelthaftpflichtversicherung, S. 268.


� Hier Ziffer 6.3, Ansprüche wegen bei Vertragsbeginn bereits eingetretener Schäden sind ausgeschlossen.


� Vgl. Gothaer, Informationen zum Deckungsmodell  „Umwelthaftpflicht“, S. 6.


� Vgl. statt vieler Schmidt-Salzer/Schramm, Kommentar zur Umwelthaftpflichtversicherung, S. 235.


� Vgl. Gerling, Die Umwelt-Haftpflichtversicherung: eine neue Versicherungssparte, Köln 1996, S. 8.


� Ebenda.


� Vgl. Wöstmann/Zentgraf, Umweltrisikoprüfungen und Umwelt-Audit, S. 25.


� Vgl. ebenda.


� Nordstern Versicherungen, Die Umwelthaftpflichtversicherung, Haftung und Versicherungsschutz, Instrumente zur Erfassung von Umweltrisiken, o.O. 1995, o. S..


� Nordstern-Versicherungen, Instrumente zur Erfassung von Umweltrisiken.


� Ebenda.


� Vgl. Keller/Lück, Modulares Umweltmanagement, S. 190.


� Vgl. Nordstern-Versicherungen, Instrumente zur Erfassung von Umweltrisiken.


� Vgl. Keller/Lück, Modulares Umeltmangement, S. 190.


� Vgl. Nordstern-Versicherungen, Instrumente zur Erfassung von Umweltrisiken.


� Vgl. ebenda.


� Dieser Fall führt wiederum zu einer eigenständigen Umwelthaftpflichtversicherung. Vgl. Keller/Lück, Modulares Umweltmanagement, S. 190.


� Vgl. Schmacke, Ernst; Jaeckel, Ralf, Rangliste der ,50 Großen Versicherungen’ 1996 auf der Basis der Beiträge einschließlich Nebenleistungen 1995, in: Die großen 500, Deutschlands umsatzstärkste Unternehmen mit Anschriften, Management, Unternehmenszahlen und Unternehmensnachrichten, Hrsg. Schmacke, Ernst; Jaeckel, Ralf, 2. Auflage, Neuwied, Kriftel/Ts, Berlin 1996, Lieferung 7 Dezember 1996, S. 1f.


� Somit sind Kranken-, Lebens-, Feuer- und Rückversicherer ausgeschlossen. Ebensowenig wurden Konzerne berücksichtigt, wenn sie als Versicherungs-AG ein zweites Mal genannt wurden. 17 Gesellschaften blieben übrig, wobei eine (HUK-Coburg) die Umwelthaftpflichtversicherung nicht anbietet. 


� Die zweifache Maximierung der Versicherungssumme bedeutet z.B., daß je Versicherungsjahr die vereinbarte Deckungssumme bis zu zweimal bereitgestellt wird.


� Das bereits vorhandene Risiko ändert sich qualitativ; d.h., die Schadeneintrittswahrscheinlichkeit ist höher geworden, z.B.: Ein Arzt wird nunmehr als Chirurg tätig.


� Das bereits vorhandene Risiko ändert sich quantitativ; z.B.: Der Betrieb, der bisher 40 Mitarbeiter beschäftigt, beschäftigt nunmehr 55 Mitarbeiter.


� Wagner, Die Zukunft der Umwelthaftpflichtversicherung, S. 263.


� Vgl. Versicherungsvertragsgesetz mit einführenden und ergänzenden Bestimmungen (VVG), Textausgabe mit Einleitung von Reinhard Renger und Sachverzeichnis, 40. Auflage, München 1994, §24 Abs. 1 VVG, S. 39.


� UHM, Ziffer 5.1.


� Vgl. UHM, Ziffer 5.5.


� Vgl. UHM, Ziffer 5.6.


� Vgl. Agrippina Versicherungen, UmweltHG, Umwelthhaftpflichtversicherung, 2. Ausgabe, Köln 1993, S. 41.


� Vgl. Agrippina Versicherungen, Umwelthaftpflichtversicherung, S. 41.


� Ebenda, S. 42.


� Vgl. Schimikowski, Peter, Umwelthaftpflichtversicherung - Stand und Perspektiven, in: Die Versicherungspraxis, Organ der Versicherungsnehmer, 85. Jg. (1995), S. 113-119, hier S. 114.


� Vgl. Schmidt-Salzer/Schramm, Kommentar zur Umwelthaftpflichtversicherung, S. 365.


� Vgl. ebenda.


� Vgl. Gothaer, Informationen zum Deckungsmodell „Umwelthaftpflichtversicherung“, S. 15.


� Vgl. ebenda. Aufwendungen vor dem Schadenfall werden in diesem Rahmen nur ersetzt, wenn Regreßansprüche des Inhabers der Anlage gegen den VN bestehen können.


� Vgl. statt vieler, Gerling Konzern Versicherungs-AG, Bedingungen zur Haftpflichtversicherung.


� Vgl. statt vieler, HDI, Bedingungen zur Umwelthaftpflichtversicherung.


� Vgl. Sautter, Andreas K., Beweiserleichterungen und Auskunftsansprüche im Umwelthaftungsrecht, Schriften zum Umweltrecht, Hrsg. Kloepfer, Michael, Band 67, Berlin 1996, S. 113.


� Vgl. Jörissen, Hermann, Die Umwelthaftung und ihre Versicherbarkeit aus Sicht des Versicherers, in: Umwelthaftung und Umweltmanagement, Hrsg, Kormann, Joachim, München 1994, S. 95-105, hier S. 102.


� Gem. persönlichem Gespräch mit Herrn Fechtner, Dipl. Ökologe und Sachverständiger (für Umwelttechnik) der Firma HANNOVER Sicherheitstechnik GmbH (HST), Niederlassung Ruhr, gegründet vom HDI, am 17. November 1997, von 9.00-10.00 Uhr in Essen. 


� Vgl. Vogel, Joachim; Brasch, Jörg-Hartwig, Bewertung von umweltrelevanten Anlagen, Ein Leitfaden für die Praxis, Karlsruhe 1996, S. 10.


� Darunter wird die Aktualisierung der Verträge verstanden.


� Vgl. Brendle, Oliver, Umwelt-Servicepaket eines Versicherungsunternehmens, Risikoprüfung als Voraussetzung für die Umwelthaftpflichtversicherung, in: Chemie-Technik, 22. Jg. (1993), S. 66-68,  hier S. 68.


� Vgl. Vogel, Joachim, Anwendung des Umwelthaftpflicht-Modells im Breitengeschäft (Teil II), in : Versicherungswirtschaft, 50. Jg. (1995), S. 1294-1299, hier S. 1295.	


� Olböter, Ralph, Die EU-Verordnung und ihre Bedeutung für die Versicherungswirtschaft, Karlsruhe 1996,S. 38.


� Vgl. ebenda, z.B. HANNOVER Sicherheitstechnik GmbH (HST) des HDI oder die Econsult der Münchener Rück.


� Vgl. Vogel, Anwendung des Umwelthaftpflicht-Modells im Breitengeschäft (Teil II), S. 1295.


� Brendle, Umwelt-Servicepaket, S. 68.


� Die Ermittlungsbögen, die mir aufgrund des Bedingungsvergleichs vorliegen, umfassen i.d.R. fünfzehn Seiten. Zu den allgemeinen Risikoangaben zählen Fragen wie z.B.: Was befindet sich in der näheren Umgebung der Betriebsstätte? Welche Anrückzeit hat die nächste Feuerwehr? Vgl. Gerling Konzern AG, Risiko- und Versicherungsanalyse zur Umwelt-Haftpflichtversicherung, Fragebogen, Druckdatum 06/96, Abschnitt Basisinfo. 


� Zur Erstellung und zum Inhalt einer Ökobilanz siehe Kapitel 3.4.1., S. 49, FN 2.


� Vgl. Roos, Walter, Umweltmanagement, EG-Öko-Audit und Sicherheitsaudit, Der Stellenwert des Umweltmanagements in einem Unternehmen für die Umwelthaftpflichtversicherung (UH-Versicherung) oder warum ein zertifiziertes Umweltmanagementsystem allein keine Garantie für ein besseres UH-Risiko ist, in: Versicherungswirtschaft, 51. Jg. (1996), S. 1488-1493, hier S. 1490.


� Vgl. Brendle, Umwelt-Servicepaket, S. 68.


� Diese Unterlagen liegen in den seltensten Fällen vor der Besichtigung vor. Den Mitarbeitern des zu versichernden Unternehmens fällt das Ausfüllen der komplexen Fragebögen schwer, so daß sie diese in aller Regel bei dem persönlichen Gespräch während des Besichtigungstermins vom Versicherungsfachmann ausfüllen lassen. Gemäß persönlichem Gespräch mit Herrn Fechtner, HANNOVER Sicherheitstechnik GmbH (HST).


� In Frage kommen: Betriebsleiter, Sicherheitsingenieur, technischer Geschäftsführer (z.B. Verantwortlicher gemäß §52 a BImSchG) o.ä., Vgl. Brendle, Umwelt-Servicepaket, S. 68.


� Vgl. Stahl, Ulrich, Versicherer sichern ab, in: UMWELTMAGAZIN, 25. Jg. (1996), Heft Nr. 6, Juni 1996, 


S. 20f, hier S. 20.


� Brendle, Umwelt-Servicepaket, S. 68.


� Vgl. ebenda.


� Vgl. statt vieler Martin, Klaus, Die Risikoanalyse bei Umwelthaftpflicht-Deckungen, Wie kann der Umwelttechniker dem Versicherer helfen?, in: Versicherungswirtschaft, 47. Jg. (1992), S. 602-608, hier S. 602.


� I.d.R. findet die Besichtigung in einem Zeitrahmen von zwei bis sechs Stunden statt. Vgl. Brendle, Umwelt-Servicepaket, S. 68.


� Vgl. Scholzen, Georg, Umweltlhaftpflicht-Versicherung: Das Modell und die Praxis, Teil II, Probleme bei der Erfassung und Bewertung von Umweltrisiken, in: Schadenprisma, Zeitschrift für Schadenverhütung und -forschung der öffentlichen Versicherungen, 24. Jg. (1995), S. 17-22, hier S. 19.


� Gemäß persönlichem Gespräch mit Herrn Dr. Striemann, Diplom-Chemiker und Umweltberater, Colonia/Nord- stern, Zweigniederlassung Düsseldorf, am 25.07.97 von 10.00-11.30 Uhr in Düsseldorf.


� Vgl. Martin, Wie kann der Umwelttechniker dem Versicherer helfen?, S. 604.


� Vgl. ebenda, S. 602 und 604.


� Vgl. Verordnung (EWG) 1836/93, Anhang I, Abschnitt B, Ziffer 3d, S. 13 ,Kontaminierung von Erdreich’ und Ziffer 3g Nr. 4, S. 14 ,Auswirkung früherer Tätigkeiten’.


� Vgl. DIN EN ISO 14001, Anhang A.3.1., S. 16.


� Vgl. ebenda.


� Vgl. Roos, Sicherheitsaudit, S. 1488.


� Vgl. ebenda.


� Vgl. ebenda.


� Siehe auch Kapitel 3.4.2., S. 57.


� Die Erprobung ist gemäß DIN EN ISO 14001 Punkt 4.4.7. durch die Formulierung „sofern möglich“ nicht zwingend. Vgl. DIN EN ISO 14001, Punkt 4.4.7., S. 4.


�  Dieser Hinweis findet sich (erst) im Anhang wieder. Vgl. Verordnung (EWG) 1836/93, Anhang I, Abschnitt C, Punkt 9, S. 15.


� Im vertagsbegleitenden Stadium erweist sich diese einzuhaltende Mindestanforderung für den VR nach Meinung der Verfasserin als vorteilhaft, denn die Umsetzung der Fülle von neuen Gesetzen oder Verordnungen dürfte nicht immer sofort nachvollziehbar sein. Ein Risikodialog hilft bei der Bewältigung dieses Problems. Die Abweichung von Gesetzen führt gemäß UHM nur zu einem Ausschlußtatbestand, wenn bewußt von Gesetzen oder Verordnungen abgewichen wurde, d.h. nicht bei Unkenntnis. Vgl. UHM Punkt 6.9, S. 26. Eine strafrechtliche Verfolgung bleibt davon unberührt, vgl. Olböter, Die EU-Verordnung und ihre Bedeutung, S. 74.


� Roos, Sicherheitsaudit, S. 1490.


� Vgl. ebenda.


� So ist eines der Ziele eines internen Umweltschutz-Auditing die Erstellung einer umfangreichen Datenbasis über Umweltaspekte (Kapitel 3.3., S. 42). Gemäß EMAS-Verordnung ist eine dokumentierte Beurteilung der Umweltauswirkungen durchzuführen (Kapitel 3.4.1., S. 50f). Die DIN EN ISO 14001 verlangt eine dokumentierte Ermittlung und Beurteilung der bedeutendsten Umweltauswirkungen (Kapitel 3.4.2., S. 56f).


� Brendle, Umwelt-Servicepaket, S. 68.


� Vgl. Steger/Antes, Unternehmesstrategie, S. 32.


� Vgl. Machmer, Einführung in das EG-Öko-Audit-System, S. 17.


� Vgl. Roos, Sicherheitsaudit, S. 1489.


� Die Ist-Risikolage ist auch gemäß EMAS und DIN EN ISO 14001 dokumentiert.


� Vgl. auch Kapitel 3.4.2., S. 56, Texteil zu FN 5.


� Vgl. Roos, Sicherheitsaudit, S. 1492f.


� Vgl. Brendle, Umwelt-Servicepaket, S. 68.


� Vgl. Martin, Wie kann der Umwelttechniker dem Versicherer helfen?, S. 604.


� Vgl. Martin, Wie kann der Umwelttechniker dem Versicherer helfen?, S. 604.


� Vgl. ebenda.


� Vgl. Martin, Wie kann der Umwelttechniker dem Versicherer helfen?, S. 603.


� Vgl. Gould, Jay M.; Goldman, Benjamin A., Deadly Deceit, Low Level Radiation and High Level Cover-Up (Tödliche Täuschung, Strahlung auf niedrigem und Vertuschung auf hohem Niveau, Four Walls, Eight Windows, New York 1990, zitiert nach Scheer, Jens, Tödliche Täuschung, Radioaktive Niedrigstrahlung hat den Tod von vielen Millionen Menschen verursacht, in: Kultur & Technik, Zeitschrift des Deutschen Museums, 


16. Jg. (1991), Heft 1/1991, S. 31-34, hier S. 31.


� Vgl. ebenda.


� Ebenda.


� Zur Begründung, warum die Sterblichkeitsrate trotz niedrigerer Strahlung höher lag, wird auf dieselbe Literatur verwiesen, insbesondere S. 32.


� Vgl. Martin, Wie kann der Umwelttechniker dem Versicherer helfen?, S. 608.


� Vgl. ebenda.


� Vgl. Scholzen, Probleme bei der Erfassung und Bewertung, S. 17. Je nach gewählter Berechnungsgrundlage kann es zu Prämienunterschieden kommen.


� Vgl. ebenda.


� Scholzen, Probleme bei der Erfassung und Bewertung, S. 17.


� Vgl. ebenda. Bei der 4. BImSchV handelt es sich um die Anlagenverordnung.


� Vgl. Vogel, Anwendung des Umwelthaftpflicht-Modells im Breitengeschäft (Teil II), S. 1296.


� Vgl. Anlage 4 zum Rundschreiben des HUK-Verbandes Nr. H 32/92 M vom 18.12.92, Seite 1-3, zitiert nach Vogel, Anwendung des Umwelthaftpflicht-Modells im Breitengeschäft (Teil II), S. 1296.


� Außerhalb des anlagen-, produkt- und dienstleistungsbezogenen Risikos.


� Es wird bspw. der entscheidende Gesichtspunkt der Anlagensicherheit im Hinblick auf die Umgebung nicht im Audit berücksichtigt. Vgl. Roos, Sicherheitsaudit, S. 1489. Die generalklauselartigen Formulierungen bei den zu dokumentierenden Umwelteinwirkungen (Kapitel 4.5.1, S. 87, FN 6) haben mit den detaillierten technischen Fragen des Versicherers zur Risikobewertung wenig gemein, vgl. Olböter, Die EU-Verordnung und ihre Bedeutung, S. 66.


� Als Haftungsrisiko sei hier jener Teil des Unternehmensrisikos verstanden, der die Möglichkeit der rechtlichen (z.B. zivil- oder strafrechtlichen) Inanspruchnahme am unternehmerischen Tun oder Unterlassen beinhaltet. Vgl. Wagner/Janzen, Umwelt-Auditing, S. 595. 


� Die Risikostrategien der Selbsttragung und der Risikokommunikation führen weder zu einer Risiko- noch zu einer Haftungsminimierung.


� Wagner, Gerd, Rainer, Betriebswirtschaftliche Umweltökonomie, Stuttgart 1997, S. 214.


� Vgl. ebenda, S. 215.


� Vgl. ebenda.


� Vgl. Wagner/Janzen, Umwelt-Auditing, S. 596.


� Vgl. Waskow, Betriebliches Umweltmanagement, S. 42.


� Ebenda, S. 42f.


� Vgl. Wagner, Betriebswirtschaftliche Umweltökonomie, S. 214.


� Vgl. Waskow, Betriebliches Umweltmanagement, S. 43.


� Roos, Sicherheitsaudit, S. 1490.


� Münchener Rück, Umwelttechnik, Informationen für Versicherer, Das EG-Öko-Audit, Faltblatt, München o.J..


� Mann, Thomas; Müller, Rolf Georg, Öko-Audit im Umweltrecht: die Auswirkungen der Verordnung (EWG) Nr. 1836/93 des Rates vom 29. Juni 1993 auf das deutsche und britische Anlagengenehmigungs- und Umwelthaftungsrecht, Bochumer Forschungsberichte zum Berg- und Energierecht 12, Stuttgart et al. 1994, S. 44.


� Vgl. Hager, in: Landmann/Rohmer, Umweltrecht, Stand 10/1993, §6 UmweltHG, Randnummer 39, zitiert nach Mann/Müller, Öko-Audit im Umweltrecht, S. 48, vgl. auch Kapitel 2.3.2., S. 14-16.


� Vgl. ebenda. 


� Vgl. ebenda.


� Vgl. Wagner, Betriebswirtschaftliche Umweltökonomie, S. 214. Er drückt sich hier sehr vorsichtig aus.


� Vgl. Olböter, Die EU-Verordnung und ihre Bedeutung, S. 64.


� Vgl. Ganse, Joachim, Umwelt-Audit und Versicherung, in: Umwelthaftung und ihre Auswirkung auf die Unternehmenspraxis, Umweltsicherheitsmanagement im Spannungsfeld von Mensch, Organisation und Technik, Dt. Wirtschaftsdienst, Hrsg. Gasser, Volker et al., Köln 1996, Stand 30. Erg.-Lfg. Dezember 1997, hier 30. Erg.-Lfg., Kapitel 5.5.11., S. 1-12,  hier S. 10.


� Gemäß §10 UmweltHG.


� Vgl. Ganse, Umwelt-Audit und Versicherung, S. 10.


� Vgl. Olböter, Die EU-Verordnung und ihre Bedeutung, S. 65.


� Roos, Sicherheitsaudit, S. 1492.


� Vgl. ebenda.


� Vgl. ebenda.


� Vgl. Martin, wie kann der Umwelttechniker dem Versicherer helfen?, S. 604.


� Vgl. Kapitel 4.5.1., S. 86.


� Vgl. Wagner/Janzen, Umwelt-Auditing, S. 574, vgl. auch Kapitel 3.1., S. 34f.


� Vgl. ebenda.


� Vgl. ebenda, S. 575, vgl. auch Kapitel 2.6., S. 23f.


� Vgl. Willig, Matthias, Risikokommunikation - damit aus der Krise kein Risiko wird, Krisenmanagement ist eine interdisziplinäre Aufgabe, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 06. Dezember 1994, S. 7.


�Vgl. Hopfenbeck, Waldemar; Jasch, Christine; Jasch, Andreas, Lexikon des Umweltmanagements, Landsberg/Lech 1996, S. 212.


� Mit Hilfe des Krisenhandbuches sollen Fragen der Öffentlichkeit umgehend beantwortet werden können. Fragen könnten sein: Was ist passiert?, Sind giftige Stoffe freigesetzt worden?, Wie kann man sich schützen?, vgl. ebenda, S. 213.


� Insbesondere müssen seine Unzulänglichkeiten, sein Versagen und sein mangelndes Risikobewußtsein berücksichtigt werden. Selbst Sabotage muß mit einbezogen werden. Vgl. Fink, Bernhard, Sicherheits-Management zur Risiko-Vorsorge im Umweltbereich, in: Versicherungswirtschaft,  44. Jg. (1989), S. 292-295, hier S. 295.


� Vgl. Roos, Sicherheitsaudit, S. 1488.


� Vgl. Wagner/Janzen, Umwelt-Auditing, S. 575, vgl. auch Kapitel 3.4.1., S. 49f.


� Vgl. Hopfenbeck/Jasch/Jasch, Lexikon des Umweltmanagements, S. 349.


� Fink, Risiko-Vorsorge im Umweltbereich, S. 294.


� Vgl. Berenz, Die Qual der Wahl, S. 288.


� Vgl. Nagel, Ulrich, Erfahrungen aus der Praxis, in: UMWELTMAGAZIN, 25. Jg. (1996), Heft 8/9 August/September 1996, S. 26f, hier S. 27.


� Vgl. Nagel, Erfahrungen aus der Praxis, S. 27.


� Vgl. ebenda.


� Vgl. Hölscher, Reinhold; Kremers, Markus; Rücker, Uwe-Christian, Risiko- und Versicherungsmanagement in der deutschen Industrie, Ergebnisse einer empirischen Untersuchung, in: Versicherungswirtschaft, 51. Jg. (1996), S. 1612-1623, hier S. 1612.


� Vgl. ebenda, S. 1613.


� Vgl. ebenda, S. 1616.


� Gemäß persönlichen Gesprächen mit Herrn Fechtner (HST) und Herrn Dr. Striemann (Colonia/Nordstern).


� Münchener Rück, Informationen für Versicherer.


� Vgl. ebenda.


� Die Schadenersatzpflicht eines in Deutschland fahrlässig handelnden Umweltgutachters wurde je Prüfung nach §30 UAG gemäß §323 Abs. 2 Handelsgesetzbuch auf derzeit DM 500.000,-- beschränkt.“ Ebenda.


� Vgl. auch Kapitel 2.1., Tabelle 3, S. 8.


� Vgl. Niemeyer/Sartorius, Umwelt-Auditing, S. 317.


� Gemäß Herrn Fechtner (HST), persönliches Gespräch. Es handelt es sich um die AGF, die andere Gesellschaft ist nicht bekannt. Die Höhe des Rabattes ist nicht bekannt; er wird auf ca 5% geschätzt.


� Es handelt sich um politische Prämien. Gemäß persönlichem Gespräch mit Herrn Dr. Striemann (Colonia).


� Vgl. ebenda. 


� Vgl. Hölscher/Kremers/Rücker, Ergebnisse einer empirischen Studie, S. 1617.


� Vgl. Anhang III und IV, Abbildungen 32 und 33.


� Es handelt sich um ein ökologieorientiertes Beratungsprogramm, das nach Eingabe der geforderten Daten eine Risikobewertung nebst Empfehlungen in Text- und Bildform generiert. Vgl. Knemeyer, Ulrich; Matern, Peter; Vogel, Joachim, Umweltrisiken schnell analysieren und richtig abschätzen (II), in: Versicherungswirtschaft, 50. Jg. (1995), S. 132-138, hier S. 132.


� Vgl. Fuchs, Josef, Die Rolle des externen Betriebsprüfers beim Öko-Audit, in: Betriebliches Umwelt-Audit in der Praxis, Hrsg. Beck, Michael, Würzburg 1996, S. 157-168, hier S. 168. Vgl. auch Klass, Jürgen, Zum Stand der Umwelthaftung in Deutschland, -Umwelthaftungsrecht als Spiegelbild der gesellschaftlichen und politischen Verhältnisse: Kritische Bilanz und Ausblick-, in: UMWELT UND PLANUNGS RECHT,  17. Jg. (1997), �S. 134-144, hier S. 141.


� Vgl. Feldhaus, Betriebsorganisation, S. 31.


� Vgl. Peter, Brigitte; Both, Gudrun; Gebers, Betty, Öko-Audit: Leitfaden und Arbeitsmaterialien zur Zertifizierung, Hrsg. Öko-Institut e.V., Bonn 1996, S. 13. 


� Vgl. Wagner, Betriebswirtschaftliche Umweltökonomie, S. 215.


� Vgl. Gemünd, Umwelt-Audit, S. 23.
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